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10.07.26

Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Stadtebau- und
Raumordnungsrechts

Der Bundesrat hat in seiner 1067. Sitzung am 10. Juli 2026 beschlossen, zu dem
Gesetzentwurf gemél Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu
nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ (§ 1 Absatz 6 Satz 2 Nummer 4 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ § 1 Absatz 6 Satz 2 Nummer 4 ist nach der
Angabe ,,Versorgungsbereiche™ die Angabe ,,sowie der ortsnahen Erzeugung
von Lebensmitteln zur Sicherstellung der Erndhrung der Bevolkerung® einzufii-
gen.

Begriindung:

Der Katalog der in § 1 Absatz 6 BauGB-E aufgefiihrten Belange soll nach dem
Gesetzentwurf gestrafft und tibersichtlicher gestaltet werden. Dieses Anliegen
wird grundsitzlich begriiit. Gleichwohl erscheint es erforderlich, den Aspekt
der Erndhrungssicherstellung ausdriicklich im Gesetz zu verankern.

Die Gewdhrleistung einer resilienten, moglichst ortsnahen Lebensmittelversor-
gung gewinnt vor dem Hintergrund zunehmender Stérungen globaler Liefer-
ketten sowie wachsender Anforderungen an eine nachhaltige Flachennutzung
erheblich an Bedeutung. Ortsnahe Erzeugungsstrukturen, beispielsweise in
Form von Mikrolandwirtschaft oder Kleingartenanlagen, konnen hierzu einen
wichtigen Beitrag leisten.
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Zwar bestehen bereits Anknilipfungspunkte zu bestehenden Belangen, insbe-
sondere im Hinblick auf die Landwirtschaft. Die Bedeutung der Sicherstellung
der Erndhrung der Bevolkerung wird hierdurch jedoch nicht hinreichend her-
vorgehoben. Eine eigenstidndige Benennung erscheint daher aus Griinden der
Versorgungssicherheit und planerischen Vorsorge sachgerecht.

2. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ (§ 1 Absatz 6 Satz 3 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ § 1 Absatz 6 Satz 3 ist nach der Angabe
,Immissionsschutzes,” die Angabe ,,des Bodenschutzes,* einzufiigen.

Begriindung:

Mit der Einfiigung soll klargestellt werden, dass auch Bodenschutzbelange zu
den Belangen des Umweltschutzes gehoren und zu beriicksichtigen sind.

3. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ (§ 1 Absatz 6 Satz 4 Nummer 1 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ § 1 Absatz 6 Satz 4 Nummer 1 ist nach der
Angabe ,,Land- und Forstwirtschaft* die Angabe ,,einschlieBlich ihrer Bestands-
und Entwicklungsinteressen* einzufiigen.

Begriindung:

Durch die geplanten Anderungen werden die wirtschaftlichen Belange konkre-
tisiert. Insbesondere fallen unter die Belange der Wirtschaft die Belange von
Industrie, Gewerbe und Handwerk einschlieflich ihrer Bestands- und Entwick-
lungsinteressen.

Zwar werden die Belange der Land- und Forstwirtschaft in diesem Kontext ge-
nannt, jedoch nicht deren Bestands- und Entwicklungsinteressen. Dies fiihrt zur
Benachteiligung der Land- und Forstwirtschaft gegeniiber anderen Branchen.

Es bedarf daher einer Klarstellung, dass ebenfalls die Bestands- und Entwick-
lungsinteressen der Land- und Forstwirtschaft zu den wirtschaftlichen Belan-
gen zu zdhlen sind.
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4. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ (§ 1 Absatz 6 Satz 5 Nummer 5 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ § 1 Absatz 6 Satz 5 Nummer 5 ist die An-
gabe ,,Freiraumentwicklungskonzeptes,* durch die Angabe , Freiraumentwick-
lungskonzept oder* zu ersetzen und die Angabe ,,oder eines Plans fiir die Kélte-
versorgung® zu streichen.

Begriindung:

Die im Gesetzentwurf vorgesehene gesonderte Nennung eines Kalteplans in
der Aufzdhlung von § 1 Absatz 6 Satz 5 Nummer 5 BauGB-E ist systematisch
unpassend. Die Regelung sollte sich bei der Aufzihlung beispielhafter sonsti-
ger stiddtebaulicher Planungen auf die Bestandteile der dreifachen Innenent-
wicklung beschrianken. Zudem ist unklar, warum allein der Kélteplan an dieser
Stelle explizit genannt wird, nicht aber der Warmeplan. Beide gehoren inhalt-
lich zu den Umweltbelangen und wéren daher gemeinsam in § 1 Absatz 6
Satz 3 Nummer 6 BauGB-E zu verorten.

5. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a (§ 1a Absatz 2 Satz 4 — neu — BauGB)

Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a ist durch den folgenden Buchstaben a zu er-
setzen:

,a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 2 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.

bb) In Satz4 wird nach der Angabe ,,Flichen* die Angabe ,,sowie von
Moorbodenflachen eingefiigt.*

Begriindung:

Die Einfiigung ist folgerichtig, weil neben der Umnutzung bei landwirtschaft-
lich genutzten sowie Waldfldchen auch die Umnutzung von Moorbodenflédchen
einer Begriindung der Notwendigkeit einer Umnutzung bedarf.
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6. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 2 Absatz 4 BauGB)

In Artikel 1 Nummer4 §2 Absatz4 ist nach der Angabe ,(BAnz AT
08.02.2018 B5)* die Angabe ,,vollvektoriell* einzufiigen.

Begriindung:

Die in § 2 Absatz 4 BauGB-E gewihlte Formulierung, dass ,,bei der Erstellung
von Planunterlagen fiir Bauleitpldne und sonstige stddtebauliche Satzungen
[...] der Standard XPlanung zu verwenden® ist, legt nach ithrem Wortlaut und
dem erkennbaren Regelungszweck bereits nahe, dass XPlanung ab dem ersten
verfahrensrelevanten Entwurf verpflichtend anzuwenden ist. Die Systematik
des Gesetzes und die Zielsetzung, Planungsverfahren zu digitalisieren und me-
dienbruchfrei zu gestalten, sprechen eindeutig dafiir, dass die Nutzung des
Standards nicht erst am Ende des Verfahrens, sondern bereits mit dem ersten
Entwurf, der in das Verfahren eingebracht wird, erfolgen muss.

Diese Auslegung wird durch den Beschluss der Ministerpréisidentenkonferenz
zur Foderalen Modernisierungsagenda vom 4. Dezember 2025 gestiitzt, die ex-
plizit fordert, das gesamte Bauleitplanungsverfahren zu digitalisieren. Damit ist
klar, dass Digitalisierung nicht auf die Endphase oder die Veroffentlichung be-
schrinkt bleiben darf, sondern von Beginn an, also ab dem ersten Entwurf, zu
erfolgen hat.

Die Erfahrungen zum Beispiel aus Sachsen-Anhalt bestétigen, dass eine spéte
Anwendung von XPlanung, etwa erst nach Rechtskraft eines Plans, die eigent-
lichen Vorteile der Digitalisierung nicht realisiert. Vielmehr wird XPlanung
dann lediglich als zusitzliches Datenformat genutzt, ohne dass die Prozesse
tatsdchlich effizienter, transparenter oder interoperabler werden. Die nachtrag-
liche Digitalisierung ist zudem mit erheblichem Aufwand verbunden, wie die
landesweite Nacherfassung der Bestandsbauleitplanung in Sachsen-Anhalt
zeigt, die mit rund 3,5 Millionen Euro geférdert werden musste.

Hinsichtlich der Erfassungstiefe ist zu berilicksichtigen, dass der IT-
Planungsratsbeschluss aus dem Jahr 2017 die teilvektorielle Erfassung ledig-
lich als sanften Einstieg fiir einen spiteren Ubergang zur vollvektoriellen Er-
fassung beschrieben hat. Diese Einstiegsphase ist mittlerweile ldngst iiber-
schritten. Die technischen und organisatorischen Voraussetzungen fiir eine
vollvektorielle Erfassung sind heute flichendeckend gegeben. Der Unterschied
im Aufwand zwischen teil- und vollvektorieller Erfassung ist gering, sobald die
Umstellung auf XPlanung erfolgt ist, und die Marktentwicklung wird die Kos-
ten weiter angleichen.

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist die friihzeitige und einheitliche Nutzung
von XPlanung ein wichtiger Schritt zu effizienteren und transparenteren Pla-
nungsprozessen. Die standardisierte, verlustfreie und herstellerunabhidngige
Datenstruktur ermdglicht einen reibungslosen Austausch zwischen allen Betei-
ligten, entlastet die Verwaltung und schafft Planungssicherheit fiir Unterneh-
men und Kommunen. Unterschiedliche Erfassungstiefen und spite Anwendung
fiilhren zu Inkonsistenzen, erschweren den Datenaustausch und verhindern die
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Nutzung moderner Beteiligungs- und Analysewerkzeuge.

Mit dem Anderungsantrag werden die Forderungen aus der Linderanhdrung
konsequent weiterverfolgt. Ziel ist es, die im Gesetz bereits angelegte Zielrich-
tung klarzustellen und die Umsetzung in der Praxis zu sichern, indem die voll-
vektorielle Erfassungstiefe explizit als Standard festgeschrieben und die An-
wendung ab dem ersten verfahrensrelevanten Entwurf konkretisiert wird. Dies
entspricht dem Willen des Gesetzgebers, den aktuellen politischen Beschliissen
und ist flir die Erreichung der Digitalisierungsziele unerldsslich.

Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 2a Absatz4 BauGB) und Artikel 9 Nummer 1
—neu — (§ 36 Satz 1 Nummer 3 — neu — und Satz 2 BNatSchG)

a) In Artikel 1 Nummer 5 § 2a Absatz 4 ist nach der Angabe ,,§ 36 Satz 1 die
Angabe ,,und 2% zu streichen.

b) Artikel 9 ist durch den folgenden Artikel 9 zu ersetzen:
,Artikel 9
Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mirz 2026 (BGBI. 2026 1
Nr. 87) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 36 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,sowie* durch ein Komma er-
setzt.

bb) In Nummer 2 wird nach der Angabe ,,sind* die Angabe ,,sowie*
eingefiigt.

cc) Nach Nummer 2 wird die folgende Nummer 3 eingefiigt:

,3. Bauleitpline und Satzungen nach § 34 Absatz4 Satz 1
Nummer 3 des Baugesetzbuches*

b) In Satz 2 wird die Angabe ,,und bei Bauleitpldnen und Satzungen
nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetzbuches* gestri-
chen.

2. § 67 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>°
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Begriindung:

Die Regelung verweist fiir die Durchfiihrung der Natura 2000-
Vertraglichkeitspriifung auf die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes.
Laut der Gesetzesbegriindung wurde der Verweis auf das BNatSchG aus
rechtsformlichen Griinden angepasst. Der Verweis auf § 36 Satz 2 BNatSchG
ist aus rechtssystematischen Griinden abzulehnen.

Die Regelung in § 36 Satz 2 BNatSchG erfolgte aus rein rechtssystematischen
Griinden lediglich zu dem Zweck, eine Doppelverweisung bzw. -regelung zu
vermeiden. Damit wurde dem Umstand Rechnung getragen, dass die Durch-
filhrung der Vertrdglichkeitspriifung spezialgesetzlich fiir Raumordnungspline
in § 7 Absatz 6 ROG und fiir Bauleitpldane in § 1a Absatz 4 BauGB-E geregelt
ist. Nunmehr beabsichtigt der Gesetzgeber, durch den Verweis auf § 36 Satz 1
BNatSchG auf eine eigenstéindige spezialgesetzliche Regelung im BauGB zu
verzichten. Dann muss aber in § 36 Satz 2 BNatSchG der 2. Halbsatz gestri-
chen und in § 36 Satz 1 BNatSchG Bauleitpldne und Satzungen nach dem
BauGB ergénzt werden.

8. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 3 Absatz 1 Satz 1 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 5 § 3 Absatz 1 Satz 1 ist die Angabe ,,frithzeitig” zu strei-
chen.

Begriindung:

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Beteiligung der Offentlichkeit bereits vor
dem Vorliegen des Entwurfs des Bauleitplans — also in einem friihzeitigen Sta-
dium — kiinftig fakultativ durchgefiihrt werden kann (§ 3 Absatz 3 BauGB-E).
Nur noch auf Basis des Entwurfs des Bauleitplans — also in einem fortgeschrit-
tenen Stadium — hat eine verpflichtende Beteiligung der Offentlichkeit zu er-
folgen. Die Bezeichnung ,frithzeitige” Beteiligung in § 3 Absatz 1 Satz 1
BauGB-E, der die verpflichtende Beteiligung regelt, ist an dieser Stelle deshalb
irrefithrend.

9. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 4 Absatz 1 BauGB)

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob die
frithzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
— wie in § 3 Absatz 1 BauGB der bisherigen Fassung — in das Ermessen der
Gemeinde gestellt werden kann.
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Begriindung:

Der Wegfall der zwingenden Zweistufigkeit der Beteiligung ist ein wesentli-
cher Beitrag zur Beschleunigung von Planverfahren und entspricht dem Be-
schluss unter TOP 16 der 147. Bauministerkonferenz  vom
20./21. November 2025. Es ist nicht ersichtlich, weshalb diese Flexibilisierung
fiir die Beteiligung nach § 3 Absatz 1 BauGB der bisherigen Fassung erfolgt,
nicht jedoch fiir die Beteiligung nach § 4 Absatz 1 BauGB. Aus der Begriin-
dung lassen sich hierzu keine tragfihigen Ausfiihrungen entnehmen. Sollten
keine iibergeordneten Griinde eine Beibehaltung der bisherigen Regelung er-
forderlich machen, wird um eine entsprechende Anpassung dahingehend gebe-
ten, auch die friihzeitige Behordenbeteiligung fakultativ zu stellen.

10. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 4 Absatz 2 Satz 1 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 5 § 4 Absatz 2 Satz 1 ist die Angabe ,,frithzeitig” zu strei-
chen.

Begriindung:

Der Gesetzentwurf sieht weiterhin eine zweistufige Beteiligung der Behorden
und Triger oOffentlicher Belange (TOB) obligatorisch vor. §4 Absatz 1
BauGB-E regelt die Beteiligung bevor der Entwurf vorliegt -also in einem frii-
hen Planungsstadium-, wéhrend § 4 Absatz2 BauGB-E die Beteiligung der
TOB auf Basis des Entwurfs und der Begriindung des Bauleitplans — also in ei-
nem fortgeschrittenen Stadium — vorschreibt.

Die Bezeichnung ,,friihzeitig” in § 4 Absatz 2 Satz 1 BauGB-E auf Basis eines
Entwurfsstands und einer Begriindung ist irrefiihrend, weil die Regelung auf
ein fortgeschrittenes Planungsstadium abstellt.

11. Zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b (§ 4a Absatz 2 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b § 4a Absatz 2 ist die Angabe ,,ist durch
die Angabe ,.kann“ und die Angabe ,,durchzufiihren* durch die Angabe ,,durch-
gefiihrt werden* zu ersetzen.

Begriindung:

Es wird bezweifelt, ob sich aus der verpflichtenden Gleichzeitigkeit wirklich
zeitliche Einsparungen ergeben. Denn bei einer im Anschluss an die Behor-
denbeteiligung durchgefiihrten Offentlichkeitsbeteiligung kann ein fachlich
weitgehend tragfahiger Planentwurf verdffentlicht werden. Mit der jetzt vorge-
sehen Verfahrensvorgabe besteht die Gefahr, aufgrund von Anderungsbedarfen
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Beteiligungen in einer Vielzahl von Verfahren wiederholen zu miissen. Um
dieses zu verhindern, wiirde voraussichtlich der Zeitbedarf fiir behordliche
Vorabstimmungen anwachsen, um die Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Tréger informell im Vorfeld der eigentlich dafiir vorgesehen Beteiligungsver-
fahren durchzufiihren.

Bei der friihzeitigen Behordenbeteiligung liegt das Abwigungsmaterial der
Gemeinde in der Regel eben nicht bereits vor, da dieser Verfahrensschritt ins-
besondere dazu dient, unter anderem den Gutachtenbedarf und den Umfang
und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung festzulegen. Das Abwégungsmate-
rial wird derzeit meist zwischen der frithzeitigen Beteiligung und der Beteili-
gung nach § 4 Absatz 2 BauGB noch durch Gutachten und Untersuchungen
ermittelt und der Umweltbericht erst nach deren Vorlage erarbeitet.

Zudem sollte von einer verfrithten vorweggenommenen Umsetzung von Arti-
kel 4 Absatz 4 des noch im Verfahren befindlichen EU-Verordnungsvorschlags
zur Beschleunigung von Umweltpriifungen abgesehen werden. Der Verord-
nungsvorschlag befindet sich noch im Gesetzgebungsverfahren und begegnete
auch in Bezug auf seine (negativen) Auswirkungen auf die Bauleitplanung
vielfacher Kritik der Léander.

12. Zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe ¢ (§ 4a Absatz 3 Satz 3 — neu — BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe ¢ § 4a Absatz 3 Satz 2 ist der folgende
Satz einzufiigen:

,Ist die Beteiligung zu wiederholen, weil einzelne nach § 3 Absatz 1 Satz 1 zu
verdffentlichenden Unterlagen nicht oder fehlerhaft verdffentlicht wurden, ohne
dass der Entwurf des Bauleitplans nach dem Verfahren nach § 3 Absatz 1 oder
§ 4 Absatz 2 geiindert oder ergéinzt wurde, so kann der Offentlichkeit und den
Behorden oder sonstigen Trigern 6ffentlicher Belange in Bezug nur auf diese
Unterlagen Gelegenheit zur Stellungnahme in angemessener Frist gegeben wer-

(13

den.

Begriindung:

Die beantragte Ergdnzung betrifft die in der Praxis relevante Konstellation,
dass aus Sicht des Planungstriagers wesentliche, bereits vorliegende umweltbe-
zogene Stellungnahmen bei der erstmaligen Offentlichkeitsbeteiligung verse-
hentlich nicht oder fehlerhaft, z. B. ohne Anlagen oder in einer veralteten Fas-
sung, veroffentlicht wurden. Sie erdffnet die Mdglichkeit, bei der erneuten
Veroffentlichung die Gelegenheit zur Stellungnahme zu beschrianken und dient
damit der Verfahrensbeschleunigung.
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Hintergrund ist, dass nach § 3 Absatz 1 Satz 1 BauGB-E der Entwurf des Be-
bauungsplans mit der Begriindung und den nach Einschitzung der Gemeinde
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen im In-
ternet zu verdffentlichen ist. Geklart ist, dass Fachgutachten und dhnliches zu
diesen umweltbezogenen Stellungnahmen gehoren. Das Gesetz geht insofern
davon aus, dass umweltbezogene Stellungnahmen dann, wenn sie aus Sicht des
Planungstrigers wesentlich sind und daher der Veroffentlichung im Internet
bediirfen, auch vollstindig verdffentlich werden miissen. Erfolgt dies nicht,
obgleich eine umweltbezogene Stellungnahme aus Sicht des Planungstrigers
selbst wesentlich ist, liegt darin ein Verstofl gegen § 3 Absatz 1 Satz 1 BauGB-
E. In § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB-E ist die Beachtlichkeit von
VerstoBen gegen § 3 Absatz 1 BauGB-E geregelt. Wird lediglich eine aus Sicht
des Planungstragers wesentliche, bereits vorliegende umweltbezogene Stel-
lungnahme versehentlich nicht ver6ffentlicht, liegt hiernach dennoch ein be-
achtlicher Fehler vor. In diesem Fall wére zur Heilung des Fehlers die Verof-
fentlichung nach § 3 Absatz 1 BauGB-E vollumfinglich zu wiederholen, er-
ginzt um die im Rahmen der ersten, nicht fehlerfrei durchgefiihrten Beteili-
gung eingegangenen umweltbezogenen Stellungnahmen. Dies birgt zusitzliche
Fehlerrisiken.

Da § 4a Absatz 3 Satz 2 BauGB nach geltendem Recht und auch § 4a Absatz 3
BauGB-E an die Anderung oder Ergéinzung des Planentwurfes ankniipft, schei-
det eine Einschrinkung der Veroffentlichung in der beschriebenen Konstellati-
on in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht aus. Eine analoge Anwendung des
§ 4a Absatz 3 BauGB ist nicht zuldssig (BVerwG, Beschluss vom 17.12.2025 —
Az. 4 BN 19.25, BeckRS 2025, 39325 Rn. 4, beck-online).

Die vorgeschlagene Ergédnzung um einen Satz 3 in § 4a Absatz 3 BauGB-E hat
zur Folge, dass auch in einem solchen Fall eine inhaltlich beschrinkte Offent-
lichkeitsbeteiligung erfolgen kann. Voraussetzung dafiir ist, dass die Beteili-
gung nur deswegen fehlerhaft war, weil einzelne nach § 3 Absatz 1 Satz 1
BauGB-E zu veroffentlichenden Unterlagen nicht oder fehlerhaft verdffentlicht
wurden. Erweist sich die erste Beteiligung nach § 3 Absatz 1 BauGB-E aus an-
deren Griinden auch als fehlerhaft, zum Beispiel aufgrund eines Bekanntma-
chungsmangels, ist die vorgeschlagene Ergénzung nicht anwendbar. Erfolgte
eine fehlerfreie Beteiligung nach § 3 Absatz 1 BauGB-E im Ubrigen und wur-
den nur versehentlich einzelne zu verdffentlichende Unterlagen nicht oder feh-
lerhaft veroffentlicht, ist es allerdings erst recht ausreichend, die Moglichkeit
zur Stellungnahme entsprechend der Regelung des § 4a Absatz 3 BauGB-E auf
die erstmals verdffentlichte umweltbezogene Stellungnahme (Fachgutachten
0.4.) zu beschrinken. Die fehlerhafte erstmalige Offentlichkeitsbeteiligung
wird durch diese eingeschrinkte Beteiligung korrigiert und in Summe umfas-
send fehlerfrei gewdhrleistet. Die Beteiligung in Bezug auf die iibrigen ausge-
legten Unterlagen erfolgte bereits rechtsfehlerfrei. Die Anderung dient damit
der Verfahrensbeschleunigung; sie vermeidet unnotige Redundanzen.

Die Entscheidung, ob die wiederholte Beteiligung nur in Bezug auf die Unter-
lagen, die erstmalig iiberhaupt oder erstmalig rechtsfehlerfrei verdffentlicht
werden, Gelegenheit zur Stellungnahme gibt, liegt dabei im Ermessen der pla-
nenden Gemeinde. Dabei hat diese zu beriicksichtigen, ob sich die einzelnen
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nicht oder fehlerhaft verdffentlichte Unterlagen inhaltlich abgrenzen lassen.
Dies diirfte regelhaft der Fall sein. Die Bestimmung einer angemessenen Frist
liegt ebenfalls im Ermessen der Gemeinde und wird insbesondere davon ab-
héngig sein, welchen Umfang und welche Komplexitit die erstmals oder erst-
mals rechtsfehlerfrei veroffentlichten Unterlagen haben.

13. Zu Artikel 1 Nummer 7 (§ 4b Absatz 1 BauGB)

Artikel 1 Nummer 7 § 4b Absatz 1 ist durch den folgenden Absatz 1 zu erset-
zen:

»(1) Die Gemeinde kann zur Vorbereitung und Durchfithrung von Verfah-
rensschritten bei der Aufstellung von Bauleitpldnen Kiinstliche Intelligenz ein-
setzen.*

Begriindung:

Der Einsatz von Kiinstlicher Intelligenz kann die Aufstellung von Bauleitpla-
nen in vielfiltiger Weise unterstiitzen und zur Effizienzsteigerung der Pla-
nungsverfahren beitragen. Die Verantwortung fiir die Aufstellung und Be-
schlussfassung von Bauleitpldnen verbleibt jedoch uneingeschrinkt bei den zu-
standigen Organen der Gemeinde. Insbesondere kann der Einsatz von Kiinstli-
cher Intelligenz die planerische Abwéagung sowie die abschlieBende Beschluss-
fassung durch den Rat der Gemeinde nicht ersetzen.

Die vorgesehene Regelung erscheint jedoch zu eng gefasst, da sie sich lediglich
auf einzelne Verfahrensschritte nach §§ 3 bis 4a BauGB bezieht. Der Einsatz
von Kiinstlicher Intelligenz kann auch bei der Erstellung weiterer Bestandteile
der Bauleitplanung, insbesondere der Begriindung und dem Umweltbericht, ei-
ne unterstiitzende Funktion iibernehmen. Gerade bei der Aufbereitung, Struktu-
rierung und Auswertung umfangreicher Datenbestdnde bestehen erhebliche
Anwendungsmoglichkeiten, daher sollte die Regelung auch auf die Erstellung
der Begriindung und den Umweltbericht erstreckt werden. Der Einsatz von
Kiinstlicher Intelligenz erfolgt dabei ausschlieBlich unterstiitzend und begriin-
det keine Verlagerung der politischen Verantwortung der Gemeinde.

14. Zu Artikel 1 Nummer 7 (§ 4b Absatz 3 BauGB)

Artikel 1 Nummer 7 § 4b Absatz 3 ist zu streichen.
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Begriindung:

Die im Gesetzentwurf als Soll-Bestimmung aufgenommenen Fristen fiir das
Bauleitplanverfahren tragen in keiner Weise zur tatsdchlichen Beschleunigung
bei. Eine ziigige Durchfiihrung des Verfahrens liegt bereits heute im Interesse
der planaufstellenden Gemeinde; eine Fristvorgabe ist daher nicht erforderlich.
Dauert ein Bebauungsplanverfahren ldnger, so hat dies im Allgemeinen fach-
lich-inhaltliche Griinde. Die Fristvorgabe wire vielmehr geeignet, in der Of-
fentlichkeit zu suggerieren, dass Planungen (vor-)schnell vorangetrieben und
beendet werden, um Fristvorgaben einzuhalten, ohne dabei umfassend Belange
zu ermitteln und abzuwégen. Dies konnte Politikverdrossenheit und Misstrauen
befordern und im Ergebnis das Risiko fehlerhafter Planungen steigern. Auler-
dem besteht die Gefahr, dass die Fristvorgabe von Seiten der Vorhabentréger
als Druckmittel gegen die Gemeinde benutzt werden kénnte, um im Rahmen
von (Vertrags-)Verhandlungen zu einem fiir sie vorteilhaften Abschluss zu
kommen.

Des Weiteren werden die neu vorgesehenen Verodffentlichungs- und Begriin-
dungspflichten nach § 4b Absatz 3 Satz 3 BauGB-E lediglich zusétzlichen Ar-
beitsaufwand verursachen, ohne einen erkennbaren Mehrwert fiir die Offent-
lichkeit zu bieten. Es bleibt unklar, welche Folgen eine Uberschreitung der
Fristen ansonsten haben soll. Zusétzliche Berichts- und Veroffentlichungs-
pflichten (,,Ampelsystem®) sollten im Sinne der Entbiirokratisierung grundséatz-
lich vermieden werden.

15. Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb; (§ 5 Absatz 2
Nummer 7 BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb ist der folgende
Doppelbuchstabe bb; einzufiigen:

,bb1)  Nummer 7 wird durch die folgende Nummer 7 ersetzt:

7. die Wasserflichen, Héafen und die fiir die Wasserwirtschaft vorge-
sehenen Flidchen, auch fiir die dezentrale Niederschlagswasserbe-
wirtschaftung, sowie die Flachen, die im Interesse des Hochwas-
serschutzes sowie der Hochwasservorsorge und der Regelung des
Wasserabflusses freizuhalten sind;* ¢

Begriindung:

Die Anderungen dienen der Klarstellung, dass bereits im Rahmen des Flichen-
nutzungsplans entsprechende Flichen ausgewiesen werden kdnnen, soweit dies
zielfiihrend erscheint.



Drucksache 334/26 (Beschluss) -12 -

16. Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe d (§ 5 Absatz 5 Satz 2 BauGB) und Num-

mer 35 Buchstabe b (§ 35 Absatz 1a Satz 1 BauGB)

Artikel 1 ist wie folgt zu dndern:

a)

b)

In Nummer 10 Buchstabe d § 5 Absatz 5 Satz 2 ist die Angabe ,,Fiir die
Zwecke des § 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1* durch die Angabe ,,Hierbei*
Zu ersetzen.

In Nummer 35 Buchstabe b § 35 Absatz 1a Satz 1 ist die Angabe ,,Satz 1*
zu streichen.

Begriindung:

Mit der Anpassung sollen nicht nur Darstellungen zur Art der baulichen Nut-
zung nach § 5 Absatz 5 Satz 1 BauGB-E unmittelbaren Einfluss auf die pla-
nungsrechtliche Zuléssigkeit nach § 35 Absatz 1a BauGB-E erhalten, sondern
auch solche zu Mal} und tliberbaubarer Grundstiicksfliche nach § 5 Absatz 5
Satz 2 BauGB-E. Denn es erschlie3t sich nicht, warum allein erstere direkt auf
die Zuldssigkeitspriifung einwirken, wéhrend letztere nur als Bestandteil des
offentlichen Belangs nach § 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 BauGB in die Be-
trachtung einflieen sollen. Hiermit wiirden die ebenfalls das Ergebnis eines
geordneten Bauleitplanverfahrens mit umfassenden Beteiligungs- und Abwé-
gungsprozesse bildenden Darstellungen nach § 5 Absatz 5 Satz 2 BauGB-E im
Vergleich zu denjenigen nach § 5 Absatz 5 Satz 1 BauGB-E insofern entwertet,
als sie einer (nachvollziechenden) Abwigung im Rahmen von Genehmigungs-
verfahren unterworfen wéren. Angesichts der erforderlichen planerischen Her-
leitung erscheint es angezeigt, auch ihnen eine unmittelbar zuldssigkeitsbe-
stimmende Wirkung beizumessen.

17. Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe d (§ 5 Absatz 5 Satz 5 — neu — BauGB)

Nach Artikel I Nummer 10 Buchstabe d § 5 Absatz 5 Satz 4 ist der folgende
Satz einzufiigen:

,»$ 78 Absatz 1 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz bleibt unbertihrt.*

Begriindung:

Nach § 78 Absatz 1 Satz 1 WHG ist die Ausweisung neuer Baugebiete durch
Bauleitplanung im AuBenbereich in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten
untersagt. Ausnahmen kommen nur unter den in § 78 Absatz 2 Satz 1 WHG
genannten Voraussetzungen in Frage. Vor diesem Hintergrund bedarf es einer
entsprechenden Klarstellung, dass fiir Vorhaben, denen nach § 5 Absatz 5
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BauGB-E kiinftig eine Privilegierungswirkung zukommen soll, § 78 Absatz 1
Satz 1 WHG weiterhin Anwendung findet.

18. Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe d (§ 5 Absatz 5 BauGB)

Der Bundesrat begriifit die vorgesehene Stirkung des Flichennutzungsplans als
Instrument der kommunalen Steuerung von Vorhaben im AuBenbereich. Er
weist jedoch darauf hin, dass die beabsichtigte Steuerungswirkung nur dann
wirksam erreicht werden kann, wenn zugleich die Vielzahl der privilegierten
Vorhaben nach § 35 Absatz 1 BauGB kritisch iiberpriift wird. Die kommunale
Planungshoheit wird zunehmend dadurch eingeschrinkt, dass privilegierte Vor-
haben unabhingig von den planerischen Zielsetzungen der Gemeinden zuléssig
sein konnen. Der Bundesrat bittet daher im weiteren Gesetzgebungsverfahren
zu priifen, inwieweit eine Reduzierung oder stirkere Eingrenzung der Privile-
gierungstatbestinde des § 35 Absatz 1 BauGB erforderlich ist, um die Steue-
rungsfunktion des Flachennutzungsplans nachhaltig zu stiarken und die kommu-
nale Planungshoheit im Auflenbereich zu sichern.

Begriindung:

Die beabsichtigte Aufwertung des Flachennutzungsplans kann ihre Wirkung
nur entfalten, wenn den Gemeinden tatsdchlich ein wirksames Instrument zur
Steuerung der Flichenentwicklung im AuBenbereich zur Verfiigung steht. So-
lange ein erheblicher Teil der Vorhaben aufgrund gesetzlicher Privilegierungen
nach § 35 Absatz 1 BauGB der kommunalen Steuerung entzogen bleibt, wird
die praktische Wirksamkeit der vorgesehenen Regelung begrenzt. Vielmehr
werden durch den umfangreichen Privilegierungskatalog Fldchenkonkurrenzen
deutlich verstéirkt. Eine Reduzierung wiirde der intendierten Steuerungswir-
kung des geplanten § 5 Absatz 5 BauGB deutlich Rechnung tragen und den
Kommunen eine angemessene und gleichzeitig erleichterte Steuerung im Au-
Benbereich zugestehen. Zudem konnen Kommunen dadurch besser auf die re-
gionalen Bediirfnisse eingehen. Insofern erscheint eine Uberpriifung der Privi-
legierungstatbestinde angezeigt, um das Verhéltnis zwischen kommunaler Pla-
nungshoheit und privilegierter Vorhabenzuléssigkeit neu auszubalancieren.
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19. Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe d (§ 5 Absatz 5 BauGB) und Nummer 35

Buchstabe b (§ 35 Absatz 1a BauGB)

a)

b)

Der Bundesrat stellt fest, dass durch die Aufwertung des Flichennutzungs-
plans gemall § 5 Absatz 5 1. V. m. § 35 Absatz 1a BauGB-E Vorhaben im
AuBenbereich kiinftig erleichtert werden.

Der Bundesrat weist darauf hin, dass auf Ebene des Fldchennutzungsplans
Umweltpriifungen nicht in vergleichbarem Umfang wie beim Bebauungs-
plan erfolgen. Dadurch diirfte sich der Priifungsschwerpunkt bei der einstu-
figen Planung auf die Zulassungsebene verlagern. Der Rechtsschutz diirfte
sich ebenfalls verstirkt auf diese Ebene konzentrieren. Dies konnte dem
Ziel, die kommunale Planungshoheit zu stirken sowie die Verfahren zu
vereinfachen und zu beschleunigen, entgegenstehen.

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren darauf hinzuwirken, dass die Innenentwicklung gegentiber der Au-
Benentwicklung gestarkt wird.

Begriindung:

Es wird erkannt, dass die Einfiihrung der neuen einstufigen Planung im Au-
Benbereich auf sog. Transformationsvorhaben beschréinkt ist. Die Aufwertung
des Flachennutzungsplans geméll § 5 Absatz 5 1. V. m. § 35 Absatz 1a BauGB-
E als neues Instrument im Planungsrecht wird jedoch weiterhin abgelehnt. Die
Flichenausweisung durch eine einstufige Planung stellt eine systematische An-
derung des Planungsrechts im AuBlenbereich dar, da damit ein Wechsel von ei-
ner bundesgesetzlich einheitlichen Privilegierung hin zu einer kommunalen
Entscheidung verbunden ist. Zudem wird vom bisherigen Grundsatz abgewi-
chen, den AuBlenbereich von baulichen Anlagen freizuhalten, soweit diese
nicht ihrem Wesen nach in den AuBenbereich gehoren.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Anderungen zu Rechts- und Anwen-
dungsunsicherheiten fiihren kdnnen. Die Regelung diirfte eine lokale Fragmen-
tierung von Privilegierungen zur Folge haben. Durch den Wegfall des Bebau-
ungsplans werden Umweltbelange voraussichtlich verstirkt auf der Zulas-
sungsebene gepriift. Dies konnte dem Ziel der Vereinfachung und Beschleuni-
gung entgegenstehen, zumal auf dieser Ebene ebenfalls vermehrt Rechtsschutz
in Anspruch genommen werden diirfte.
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20. Zu Artikel 1 Nummer 12 (§ 6a Absatz 1 und Absatz 2 BauGB) und Nummer 17
(§ 10a Absatz 1 und Absatz 2 BauGB)

Artikel 1 ist wie folgt zu dndern:
a) Nummer 12 § 6a ist wie folgt zu andern:
aa) Absatz 1 ist durch den folgenden Absatz 1 zu ersetzen:

»(1) Der genehmigte Flichennutzungsplan ist zusammen mit der
Begriindung sowie im Falle einer durchgefiihrten Umweltpriifung mit
der zusammengefassten Erkldarung nach Absatz 2 im Internet zu verof-
fentlichen. Die Internetadresse, unter der der Flichennutzungsplan
eingesehen werden kann, ist ortsiiblich bekannt zu machen. Mit der
Bekanntmachung wird der Flachennutzungsplan wirksam. Die nach
Satz 1 zu verdffentlichenden Unterlagen sind iiber ein zentrales Inter-
netportal des Landes oder mehrerer Lander zugénglich zu machen.
Die Veroffentlichung des Flachennutzungsplans erfolgt im Standard
XPlanung.*

bb) In Absatz 2 ist die Angabe ,,wirksamen* zu streichen.
b) Nummer 17 § 10a ist wie folgt zu dndern:
aa) Absatz 1 ist durch den folgenden Absatz 1 zu ersetzen:

,»(1) Der Bebauungsplan ist zusammen mit der Begriindung sowie
im Falle einer durchgefiihrten Umweltpriifung mit der zusammenge-
fassten Erklarung nach Absatz 2 im Internet zu verdffentlichen. Die
Internetadresse, unter der der Bebauungsplan eingesehen werden
kann, ist ortsiiblich bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung tritt
der Bebauungsplan in Kraft. Die nach Satz 1 zu verdffentlichenden
Unterlagen sind liber ein zentrales Internetportal des Landes oder
mehrerer Linder zugéinglich zu machen. Die Veroffentlichung des
Bebauungsplans erfolgt im Standard XPlanung.*

bb) In Absatz 2 ist die Angabe ,,in Kraft getretenen‘ zu streichen.

Begriindung:

§ 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 BauGB-E sollen gegeniiber dem Gesetzent-
wurf zur Vermeidung von Rechtsunsicherheiten im Zusammenhang mit der
Bekanntmachung sowie zur Klarstellung neu gefasst werden. Dabei sollen die
Vorschriften weitestmdglich — auch im Sinne der Einheitlichkeit — an die Rege-
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lung in § 10 Absatz 1 ROG-E (vgl. Artikel 4 Nummer 9 des Gesetzentwurfs)
angeglichen werden.

Die rein digitale Verodffentlichung anstelle der bisherigen Ersatzbekanntma-
chung und die Verpflichtung zur Ver6ffentlichung des Flachennutzungsplans
bzw. des Bebauungsplans (auch) im Standard XPlanung bleiben unverdndert
erhalten.

Zu den Anderungen im Einzelnen:

Die Verpflichtung zur Veroffentlichung des genehmigten Flidchennutzungs-
plans bzw. des Bebauungsplans im Standard XPlanung soll von der Regelung
zur Wirksamkeit bzw. zum Inkrafttreten in den § 6a Absatz 1 bzw. § 10a Ab-
satz 1 Sétzen 1 bis 3 BauGB abgekoppelt werden. Zwar ist in der Begriindung
des Gesetzentwurfs ausgefiihrt, dass es sich nicht um einen beachtlichen Fehler
im Sinne des § 214 Absatz 1 BauGB handelt, wenn der Plan nicht im Standard
XPlanung verdffentlicht wird. Allerdings wird (allein) der Standard XPlanung
als gesetzliche Voraussetzung fiir die Wirksamkeit bzw. das Inkrafttreten eines
Plans den Anforderungen an die Zugénglichkeit eines von der Gemeinde verof-
fentlichten Plans bzw. einer Satzung nicht gerecht, da ohne eine Software zur
Visualisierung der XPlanGML-Datei der Plan nicht lesbar ist. Die Verotfentli-
chung muss es auch der breiten Offentlichkeit ermdglichen, den Bauleitplan
ohne technische Hiirden einzusehen. Dies ist gerade in Anbetracht des vorge-
sehenen Wegfalls der Pflicht zum Vorhalten des Plans in Papierform zu jeder-
manns Einsicht geboten. Diese Anforderungen erfiillen in erster Linie PDF-
Dokumente, die mit einem Reader gedffnet werden konnen, der auf nahezu je-
dem Endgerit vorinstalliert bzw. in den gidngigen Browsern enthalten ist. Da-
her wird die Verpflichtung zur Veroffentlichung des Plans im Standard XPla-
nung in einem gesonderten Satz geregelt. Abweichend von § 10 Absatz 1
ROG-E wird dieser an das Ende der Vorschrift gestellt, um Folgeédnderungen —
der Gesetzentwurf enthélt an verschiedenen Stellen Bezugnahmen auf § 10a
Absatz 1 Satz 2 und 3 BauGB — zu vermeiden.

Zur Vermeidung von Bekanntmachungsfehlern soll auch die Zugénglichma-
chung iiber ein zentrales Internetportal des Landes oder mehrerer Lénder von
der Regelung zur Wirksamkeit bzw. zum Inkrafttreten in den § 6a bzw. § 10a
Absatz 1 Sitzen 1 bis 3 BauGB abgekoppelt werden, da unklar ist, ob auch die
Internetadresse des zentralen Internetportals gemall Satz 2 ortsiiblich bekannt
zu machen ist. Auch hierzu wird ein gesonderter Satz eingefiigt.

Zur Veroftentlichung der zusammenfassenden Erkldrung fehlen bislang Rege-
lungen in den §§ 6a und 10a BauGB-E. Diese werden in Anlehnung an § 10
Absatz 1 ROG-E ergénzt. § 6a Absatz 2 und § 10a Absatz 2 BauGB-E sind da-
bei entsprechend § 10 Absatz 2 ROG-E anzupassen.
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21. Zu Artikel 1 Nummer 12 (§ 6a Absatz 1 BauGB) und Nummer 17 (§ 10a Ab-
satz 1 BauGB)

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob die Be-
reitstellung der XPlanGML allein als ausreichend anzusehen ist oder ob andere
Darstellungsformen erforderlich sind, um eine effektive Bekanntmachung si-
cherzustellen und dem rechtsstaatlichen Publizititsgebot zu entsprechen.

Begriindung:

XPlanung ist der gesetzlich verbindliche Datenstandard und das zentrale Da-
tenaustauschformat fiir die Bauleitplanung. Im Kontext der Bekanntmachung
stellt sich jedoch die Frage, welche Form der Bereitstellung den Anforderun-
gen des rechtsstaatlichen Publizitdtsgebots nach hinreichender Zugénglichkeit
genugt.

Uber das XPlanGML-Dateiformat wird der verlustfreie Austausch von Inhalten
und Strukturen eines Planwerkes moglich. Fiir eine niedrigschwellige Einsicht-
nahme der Allgemeinheit ist allerdings zu priifen, ob der blole Abruf des Da-
teiformates bereits eine ausreichende Zuginglichkeit sicherstellt.

Demgegeniiber konnen ein Viewer oder eine auf der XPlanGML basierende
PDF-Ausgabe eine stirker nutzerorientierte und ohne spezielle Fachkenntnisse
zugéngliche Darstellung der Planinhalte ermoglichen. Diese Formate konnten
somit — auch aus Griinden der Nutzerfreundlichkeit, Unverdnderlichkeit und
Barrierefreiheit — eher geeignet sein, die Anforderungen des rechtsstaatlichen
Publizitdtsgebots in praktischer Hinsicht vollstindig zu erfiillen.

22. Zu Artikel 1 Nummer 12 (§ 6a Absatz 1 Satz 3 BauGB) und Nummer 17 (§ 10a
Absatz 1 Satz 3 BauGB)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob zum
Wirksamwerden des Flachennutzungsplans (§ 6a Absatz 1 Satz 3 BauGB-E)
und zum Inkrafttreten des Bebauungsplans (§ 10a Absatz 1 Satz 3 BauGB-E)
(allein) auf die ortsiibliche Bekanntmachung der Internetadresse (§ 6a Absatz 1
Satz 2 BauGB-E und § 10a Absatz 1 Satz 2 BauGB-E) abzustellen ist.

Begriindung:

Mit den §§ 6a und 10a BauGB-E soll die Planbekanntmachung digital vollzo-
gen werden. Nach § 6a Absatz 1 Satz 1 BauGB-E und § 10a Absatz 1 Satz 1
BauGB-E sind sowohl der genehmigte Flichennutzungsplan als auch der Be-
bauungsplan zusammen mit ihrer Begriindung im Internet zu verdffentlichen
und iiber ein zentrales Internetportal des Landes oder mehrerer Lénder zugéng-
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lich zu machen.

Die Internetadresse, unter der der Fldchennutzungsplan (§ 6a Absatz 1 Satz 2
BauGB-E) und der Bebauungsplan (§ 10a Absatz 1 Satz 2 BauGB-E) eingese-
hen werden kann, ist ortsiiblich bekannt zu machen. Mit dieser Bekanntma-
chung wird der Flachennutzungsplan wirksam (§ 6a Absatz 1 Satz 3 BauGB-E)
und tritt der Bebauungsplan in Kraft (§ 10a Absatz 1 Satz 3 BauGB-E).

Bei der ortsiiblichen Bekanntmachung der Internetadresse diirfte es sich zwar
regelmiBig um ein einfach festzustellendes Datum handeln. Fraglich erscheint
allerdings, ob es allein auf die ortsiibliche Bekanntmachung der Internetadresse
ankommen kann. Entscheidend diirfte es darauf ankommen, dass der Flachen-
nutzungsplan und der Bebauungsplan auch tatsdchlich auf der ortiiblich be-
kannt gemachten Internetadresse eingesehen werden kann. Kommt es etwa
aufgrund von technischen Problemen zu einer verspiteten Verdffentlichung,
diirfte es wohl auch im Hinblick auf den Rechtsschutz und die hier zu beach-
tenden Fristen nicht schon auf den (fritheren) Termin der ortsiiblichen Be-
kanntmachung als ersten Tag der Wirksamkeit ankommen. Im Hinblick auf ein
mogliches Auseinanderfallen zwischen der ortiiblichen Bekanntmachung und
der tatsdchlichen Einsehbarkeit im Internet sollte im weiteren Verfahren {iber-
priift werden, ob die ortsiibliche Bekanntmachung der richtige Ankniipfungs-
punkt fiir das Wirksamwerden/Inkrafttreten der Bauleitpléne sein kann.

23. Zu Artikel 1 Nummer 12 und Nummer 17 (§ 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1
BauGB)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, inwieweit

die neuen Veroffentlichungs- und Bekanntmachungsregelungen in §§ 6a und
10a BauGB-E und das Satzungsbekanntmachungsrecht der Lander voneinander
abgegrenzt werden kdnnen und erforderlichenfalls klarstellende Regelungen in
das Gesetz aufzunehmen.

Begriindung:

Mit der Neuregelung des Inkrafttretens der Bauleitpléne in §§ 6a und 10a
BauGB-E sind auch grundlegende Anderungen in Bezug auf die Verdffentli-
chung und Bekanntmachung abgeschlossener Planverfahren verbunden:

— Die bisher in § 10 Absatz 3 Satz 5 BauGB enthaltene Regelung, dass die
Bekanntmachung nach dem BauGB an die Stelle der sonst fiir Satzungen
vorgeschriebenen Veroffentlichung tritt, entfallt.

— Die Planverdffentlichung soll zukiinftig digital erfolgen und wird durch
Inbezugnahme durch die 6ffentliche Bekanntmachung nach § 10a Absatz 1
Satz 2 BauGB-E konstitutiver Teil der Bekanntmachung.
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—  Das Inkrafttreten wird durch § 10a Absatz 1 Satz 3 BauGB-E nunmehr an
die ortsiibliche Bekanntmachung der Internetadresse der Planveroffentli-
chung gekniipft.

— Die Vorgabe, den Satzungsbeschluss bzw. die Genehmigung ortsiiblich
bekannt zu machen (§ 10 Absatz 3 Satz 1 BauGB) und die analoge Ersatz-
bekanntmachung (§ 10 Absatz 3 Satz 2 BauGB) entfallen.

Ausweislich der Begriindung zu § 6a BauGB-E ergeben sich Anforderungen an
die Bekanntmachung aus den jeweils einschldgigen kommunalrechtlichen Vor-
schriften der Lander (vgl. BR-Drucksache 334/26 S. 102). Es wird insbesonde-
re vor dem Hintergrund der beabsichtigten Streichung von § 10 Absatz 3 Satz 5
BauGB um ergidnzende Ausfiithrungen gebeten, ob und wenn ja, in welchem
Umfang die bisher geltenden landesrechtlichen Vorschriften iiber die 6ffentli-
che Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht weiter (ergdnzend) anwend-
bar sind und inwieweit die Regelungen des BauGB in dieser Hinsicht abschlie-
Bend sind. Dies betrifft auch die Frage, inwieweit sich nach Entfallen der Not-
wendigkeit, den Satzungsbeschluss bzw. die Genehmigung als Voraussetzung
fiir das Inkrafttreten ortsiiblich bekannt zu machen, das Verfahren zur Vorbe-
reitung der Veroffentlichung und Bekanntmachung (insbesondere die Ausferti-
gung) der Satzungen unverindert nach landesrechtlichen Vorgaben richtet (vgl.
fir die Ausfertigung Oberverwaltungsgericht fir das Land Nordrhein-
Westfalen, Urteil vom 16. Mai 2024 — 10 D 236/21.NE —, juris Rn. 58 m. w.
N)).

24. Zu Artikel 1 Nummer 12 (8§ 6a Absatz 3 BauGB) und Nummer 17 (§ 10a Ab-
satz 3 BauGB)

Artikel 1 ist wie folgt zu dndern:
a) Nummer 12 § 6a Absatz 3 ist zu streichen.

b) Nummer 17 § 10a Absatz 3 ist zu streichen.

Begriindung:

In Artikel 1 Nummern 12 und 17 ist jeweils in § 6a Absatz 3 BauGB-E und
§ 10a Absatz 3 BauGB-E vorgesehen, dass die umweltbezogenen Stellung-
nahmen, die im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Absatz 1
Satz 5 BauGB iiber ein zentrales Internetportal zugénglich gemacht wurden,
mindestens fiir sieben Jahre zuginglich zu halten sind.

Zuniichst wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen der Offentlichkeit an
den jeweiligen Planungstrager gerichtet und diesem dauerhaft zugénglich sind.
Sofern mit ,,zugédnglich® auf die o6ffentliche Zugénglichkeit abgestellt wird,
wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen der Offentlichkeit im Rahmen
der Abwégung Teil der Begriindung werden und mit dieser zu verdffentlichen
sind. Der Regelungszweck erschlie8t sich daher nicht. Fraglich ist zudem, ob
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nicht von Stellungnahmen der Behorden und Triager 6ffentlicher Belange zu-
mindest ein gleichwertiger Erkenntnisgewinn hinsichtlich umweltbezogener In-
formationen zu erwarten ist.

Sofern mit den neuen §§ 6a Absatz 3 und 10a Absatz 3 BauGB-E auf umwelt-
bezogene Unterlagen abgestellt wird, wire auch diese Regelung aus folgenden
Griinden zu streichen:

Nach § 3 Absatz 1 Satz 1 BauGB-E sind diese Unterlagen weiterhin nur fiir die
Dauer der férmlichen Offentlichkeitsbeteiligung, d. h. 30 Tage bzw. ggf. bis zu
45 Tage, im Internet zu verdffentlichen. Laut Pakt fiir Planungs-, Genehmi-
gungs- und Umsetzungsbeschleunigung, auf den auch die Begriindung Bezug
nimmt, soll die Offentlichkeitsbeteiligung in § 3 BauGB ausdriicklich gestrafft
und Doppelungen vermieden werden. Diesem Ansatz wurde mit der Streichung
der Frithzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung (derzeit § 3 Absatz 1 BauGB) ent-
sprochen.

Fiir die Umsetzung der Offentlichkeitsbeteiligung wird die geiibte bisherige
Praxis als ausreichend angesehen, die erforderlichen Unterlagen fiir die Dauer
der Beteiligung zugénglich zu halten. Der zusétzliche Nutzen der im Gesetz-
entwurf enthaltenen Anforderung, diese Unterlagen fiir einen deutlich ldngeren
Zeitraum zugénglich zu halten, ist nicht ersichtlich, da diese Unterlagen mit
dem in Kraft getretenen Bebauungsplan zu verdffentlichen sind. Sie wiren
demnach doppelt, sowohl nach §§ 6a Absatz 1 und 10a Absatz 1 BauGB-E
(Veroffentlichung nach Satzungsbeschluss) sowie nach §§ 6a Absatz 3 und 10a
Absatz 3 BauGB-E zu verdffentlichen. Die Regelung erzeugt zudem nicht nur
fiir die Anpassung von Websites und Online-Diensten bei Gemeinden und
Landern erheblichen Aufwand, sondern auch fiir das Einstellen der jeweiligen
Unterlagen nach abgeschlossener Offentlichkeitsbeteiligung.

Im Ubrigen stellt sich die Frage nach der Auffindbarkeit relevanter Informatio-
nen. Umweltbezogene Unterlagen liegen vielfach in Form von Gutachten, im
Allgemeinen im PDF-Format, vor. Die Unterlagen selbst sind insofern nicht
mit dem Planungsraum verkniipft. Im Ergebnis entstiinde lediglich eine Liste
von umweltbezogenen Informationen aus der nur mit sehr grofem Aufwand
die den jeweiligen Planungsraum eines Vorhabens betreffenden Informationen
ermittelt werden konnten.

25. Zu Artikel 1 Nummer 13a — neu — (§ 8 Absatz 5 — neu — BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 13 ist die folgende Nummer 13a einzufiigen:
,13a. Nach § 8 Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefiigt:

»(5) Ein iiberwiegend der Schaffung von Wohnraum dienender Be-
bauungsplan kann auch aufgestellt werden, bevor der Fldchennutzungs-
plan gedndert oder ergédnzt ist; die geordnete stidtebauliche Entwicklung
des Gemeindegebiets darf nicht beeintrachtigt werden. Der Flichennut-
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zungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen.
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Begriindung:

Es wird die Aufnahme einer Regelung in das BauGB vorgeschlagen, wonach
ein liberwiegend der Schaffung von Wohnraum dienender Bebauungsplan auch
aufgestellt werden kann, wenn er den Darstellungen des Flachennutzungsplans
widerspricht, sofern die geordnete stddtebauliche Entwicklung des Gemeinde-
gebiets dadurch nicht beeintrachtigt wird. Der Fldchennutzungsplan ist dann
nachtrdglich im Wege der Berichtigung anzupassen. Auf diese Weise kann die
Ausweisung von Wohnbauland wirksam beschleunigt werden, ohne auf die
sinnvolle Steuerung durch die kommunalen Planungstrdager zu verzichten, was
auf Grundlage der Bauturbo-Vorschriften nicht in gleicher Weise moglich ist.

26. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa; — neu — (8§ 9 Ab-
satz 1 Nummer 6 BauGB)

Nach Artikel I Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa ist der folgende
Doppelbuchstabe aa; einzufiigen:

,aa;) In Nummer 6 wird nach der Angabe ,,Zahl* die Angabe ,,sowie Min-
destanzahl* eingefiigt.*

Begriindung:

Der Regelungsvorschlag entspricht Ziffer 5 des Beschlusses zu TOP 16 der
Bauministerkonferenz vom 20./21. November 2025. Die vorgeschlagene Fest-
setzungsmoglichkeit stirkt die Handlungsspielradume der Gemeinden bei der
Umsetzung ihrer wohnungspolitischen Ziele. In vielen Kommunen besteht ein
erheblicher Bedarf an zusdtzlichem Wohnraum, insbesondere an kleinen und
mittleren Wohnungen fiir unterschiedliche HaushaltsgroBen.

Durch die Moglichkeit, im Bebauungsplan eine Mindestanzahl von Wohnun-
gen in Wohngebduden festzusetzen, erhalten Gemeinden ein geeignetes In-
strument, um die Schaffung von Wohnraum bedarfsgerecht zu steuern und eine
angemessene bauliche Dichte zu gewéhrleisten. Die Regelung kann dazu bei-
tragen, die Inanspruchnahme neuer Flichen zu reduzieren und die vorhandene
Siedlungsflache effizienter zu nutzen.

Zugleich unterstiitzt die Festsetzungsmoglichkeit die Schaffung vielféltiger
Wohnungsangebote fiir unterschiedliche Bevolkerungsgruppen und kann einen
Beitrag zur Stabilisierung der Wohnungsmaérkte leisten. Die konkrete Ausge-
staltung der Festsetzung verbleibt im Rahmen der kommunalen Planungshoheit
bei den Gemeinden und ermoglicht eine an die oOrtlichen Verhéltnisse ange-
passte Anwendung.
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27. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa; — neu — (8§ 9 Ab-
satz 1 Nummer 7 BauGB)

Nach Artikel I Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa ist der folgende
Doppelbuchstabe aa; einzufiigen:

,aa;) Nummer 7 wird durch die folgende Nummer 7 ersetzt:

,,7. die Flachen,

a) auf denen nur Gebdude errichtet werden diirfen, bei denen ein-
zelne oder alle Wohnungen die baulichen Voraussetzungen fiir
eine Forderung mit Mitteln der sozialen Wohnraumforderung er-
fiilllen, oder

b) auf denen nur Gebdude errichtet werden diirfen, bei denen sich
ein Vorhabentriger hinsichtlich einzelner oder aller Wohnungen
dazu verpflichtet, die zum Zeitpunkt der Verpflichtung geltenden
Forderbedingungen der sozialen Wohnraumférderung, insbeson-
dere die Miet- und Belegungsbindung, einzuhalten und die Ein-
haltung dieser Verpflichtung in geeigneter Weise sichergestellt
wird; ¢

Begriindung:

Die bisher in § 9 Absatz 2d BauGB fiir den Bebauungsplan zur Wohnraumver-
sorgung vorgesehene Festsetzungsmoglichkeit ist durch Ablauf der Frist des
§ 9 Absatz 2d Satz 5 BauGB fiir zukiinftige Bebauungsplidne entfallen. Konse-
quent ist in Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe ¢ BauGB-E die Streichung von
§ 9 Absatz 2d BauGB vorgesehen.

Damit fehlt den Kommunen jetzt jedoch wieder die Mdoglichkeit, auflerhalb
von vorhabenbezogenen Bebauungspldanen oder stidtebaulichen Vertrdgen (de-
ren Voraussetzungen nicht immer vorliegen) mit den Mitteln der Bauleitpla-
nung die stidtebauliche Entwicklung so zu steuern, dass tatsdchlich Wohnun-
gen entstehen, die den Forderbedingungen der sozialen Wohnraumforderung
unterliegen und damit am Mietwohnungsmarkt besonders benachteiligten
Gruppen zur Verfiigung stehen. Die bisher in § 9 Absatz 1 Nummer 7 BauGB
geregelte Festsetzungsmoglichkeit erreicht dieses Ziel nicht sicher, da unter
dieser Festsetzung auch Wohnungen errichtet werden konnen, die zwar in Zu-
schnitt und Ausstattung die Forderbedingungen erfiillen, aber ohne Mietpreis-
bindung und ohne Belegungsrechte am Markt angeboten werden. Gerade in
angespannten Wohnungsmérkten kann das dazu fiihren, dass die Mieten auch
fiir diese Wohnungen deutlich iiber denen fiir gefoérderte Wohnungen liegen.
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Die gezielte Festsetzung von Fldchen, auf denen ganz oder teilweise nur den
Forderbedingungen unterworfene Wohnungen errichtet werden konnen, dient
auch der Schaffung stabiler, durchmischter Quartiere und wirkt der sozialen
Abgrenzung und der Bildung sozialer Brennpunkte entgegen.

28. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc (§ 9 Nummer 14
Buchstabe ¢ BauGB)

In Artikel I Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc § 9 Nummer 14
Buchstabe ¢ ist die Angabe ,,Zisternen* durch die Angabe ,,Nutzung, Speiche-
rung‘ zu ersetzen.

Begriindung:

Die Aufzdhlung der Anlagen ,,dezentralen Versickerung, Zisternen und Re-
tentionsdédcher* ist zu eng gefasst und umfasst nicht alle Aspekte einer wasser-
sensiblen Stadtentwicklung (blau-griine Infrastruktur). Die verschiedenen As-
pekte der Versickerung, Nutzung, Speicherung (mit den vielen positiven Aus-
wirkungen auf die Wasserwirtschaft, Pflanzenbewésserung, Verdunstungskiih-
lung usw.) lassen sich durch eine Vielzahl an technischen Maflnahmen umset-
zen; Zisternen stellen hier z. B. nur eine Moglichkeit zum Riickhalt und zur
Nutzung dar. Auch nach der Richtlinie (EU) 2024/3019 des Europédischen Par-
laments und des Rates vom 27. November 2024 {iber die Behandlung von
kommunalem Abwasser (ABI. L, 2024/3019) ist zukiinftig der Schaffung grii-
ner und blauer Infrastruktur wie bewachsenen Grében, technischen Feuchtge-
biete und Speicherteichen, die zur Forderung der biologischen Vielfalt ausge-
legt wurden, Prioritdt (vor der Ableitung von Niederschlagswasser {iber Trenn-
kanalisationen) einzurdumen.

29. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee Dreifachbuchsta-
be aaa (§ 9 Absatz 1 Nummer 16 Buchstabe b BauGB)

In Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee Dreifachbuchsta-
be aaa § 9 Absatz 1| Nummer 16 Buchstabe b ist die Angabe ,,Auffangflachen*
durch die Angabe ,,Flachen* zu ersetzen.

Begriindung:

Der Begriff ,,multifunktionale Auffangflichen* ist im BauGB nicht definiert
und daher zu unbestimmt. Lediglich in der Begriindung zum Gesetz finden sich
Anhaltspunkte zu einer analogen Deutung. In der Begriindung zum neuen § 1
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Absatz 6 Satz 6 Nummer 1 wird lediglich auf die Bezeichnung ,,Mehrfachnut-
zung von Flachen* verwiesen. Im Kontext zum Klimawandel und der Regen-
wasserbewirtschaftung sind nur ,,multifunktionale Flaichen* oder ,,multifunkti-
onale Retentionsflachen* bekannt. In der Regenwasserbewirtschaftung wird in
den Merkblittern der DWA (DWA-M 194 —Entwurf und DWA-M 138-2 —
Entwurf) auf multifunktionale Fliachen abgestellt. Im Sinne der Harmonisie-
rung und zur Klarstellung wird die Bezeichnung ,,multifunktionale Flache* fa-
vorisiert.

30. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee Dreifachbuchsta-

be bbb (§ 9 Absatz 1 Nummer 16 Buchstabe ¢ BauGB)

Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee Dreifachbuchstabe bbb
ist durch den folgenden Dreifachbuchstaben bbb zu ersetzen:

,bbb)

In Buchstabe ¢ wird nach der Angabe ,,Errichtung® die Angabe ,, , An-
derung oder Nutzungsidnderung baulicher Anlagen bestimmte bauliche
oder technische MaBBnahmen getroffen werden miissen, die der Vermei-
dung oder Verringerung von Hochwasserschiden einschlieBlich Scha-
den durch Starkregen oder der Erhaltung bzw. Wiederherstellung des
naturnahen Wasserhaushalts dienen, sowie die Art oder das Ausmal}
dieser Mallnahmen, eingefiigt.

Begriindung:

Die Anderung soll die gebietsweise Festsetzung aller Arten von dezentralen
und zentralen NiederschlagswasserbewirtschaftungsmaBBnahmen ermdglichen.
Die Mallnahmen sollen auch der Verbesserung bzw. weitestgehend der Erhal-
tung des fiir diese Region typischen natiirlichen Wasserhaushalts (Referenzzu-
stand) als Grundlage fiir eine wassersensible Stadt-/Siedlungsentwicklung die-
nen. Durch die Ergénzung ,,oder das Ausmal}* sollen die erforderliche Intensi-
tdt und Quantitdt einer der Mallnahmen zur Zielerreichung im Vorfeld be-
stimmt werden. Die Beschreibung durch Art und Ausmal lisst offen, mit wel-
chen MaBnahmen das Ziel der Erhaltung bzw. der Wiederherstellung eines na-
turnahen Wasserhaushaltes erreicht werden soll. Die Kommunen werden er-
maéchtigt, Art und Ausmall von erforderlichen Maflnahmen vorzugeben, damit
in einem Gebiet Vorgaben der Wasserbehdrden zum Wasserhaushalt eingehal-
ten werden.
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31. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee Dreifachbuchsta-
be ccc — neu — (§ 9 Absatz 1 Nummer 16 Buchstabe d BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee Dreifachbuchsta-
be bbb ist der folgende Dreifachbuchstabe ccc einzufiigen:

,ccc)  Buchstabe d wird durch den folgenden Buchstaben d ersetzt:

,d) die Baugrundstiicke, die zur Wahrung eines naturnahen Wasser-
haushaltes Maflnahmen zur natiirlichen Versickerung, Verdunstung
oder Riickhaltung von Wasser aus Niederschldgen vorweisen miis-
sen, um insbesondere Hochwasserschiden, einschlie8lich Schiden
durch Starkregen, vorzubeugen und um eine wassersensible Sied-
lungsentwicklung zu fordern, sowie Art und Umfang dieser Mal-
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nahmen;

Begriindung:

Die Anderung dient der Flexibilisierung. Die bisherige Festlegung von festen
Flichen hat sich in der Praxis als zu starr erwiesen. Die Anderung soll die Fest-
legung aller Arten von Niederschlagswasserbewirtschaftungsmafinahmen
(nicht nur Flachenfestlegung) fiir eine Anzahl von durch zeichnerische oder
textliche Festsetzungen bezeichnete Baugrundstiicke ermdglichen; MaBBnahmen
konnen das Freihalten von Flidchen aber auch Dachbegriinung, Mulden, Becken
0. a. sein. Um alle Mallnahmen der Niederschlagswasserbewirtschaftung zu
ermoglichen, wurde die Riickhaltung ergidnzt. Die Maflnahmen sollen bei Neu-
erschlieBungen der weitgehenden Erhaltung des fiir diese Region typischen na-
tiirlichen Wasserhaushalts bzw. im Bestand der Verbesserung der Wasserhaus-
haltsbilanz als Grundlage fiir eine wassersensible Stadt-/Siedlungsentwicklung
dienen. Die Beschreibung von Art und Umfang versetzt die Kommunen in die
Lage, die erforderlichen Festlegungen fiir eine wassersensible Stadt-
/Siedlungsentwicklung zu treffen und die Vorgaben der Wasserbehérden an
den Wasserhaushalt einzuhalten.

Fir die Entwicklung einer wassersensiblen Stadt/Siedlung reichen 6ffentliche
Flachen allein nicht aus. Die Anderungen sind als Ergénzung zu den Anderun-
gen § 9 Absatz 1 Nummer 16 Buchstabe ¢ BauGB-E zu sehen.
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32. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe ff (§ 9 Absatz 1 Num-

mer 20 BauGB) und Doppelbuchstabe ii (§ 9 Absatz 1 Nummer 25 BauGB)

Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a ist wie folgt zu dndern:

a)

b)

In Doppelbuchstabe ff ist die Angabe ,, , wobei im Bebauungsplan auf die
Moglichkeit der Anordnung eines Pflanzgebots nach § 178 BauGB hinge-
wiesen werden soll* zu streichen.

In Doppelbuchstabe ii ist die Angabe ,,Gewissern, wobei im Bebauungs-
plan auf die Moglichkeit der Anordnung eines Pflanzgebots nach § 178
BauGB hingewiesen werden soll*“ durch die Angabe ,,Gewédssern zu erset-
zen.

Begriindung:
Die vorgesehene regelhafte Pflicht zum Hinweis auf die Moglichkeit der An-

ordnung eines Pflanzgebotes nach § 178 BauGB bei Festsetzungen nach § 9
Absatz 1 Nummern 20 und 25 BauGB-E ist entbehrlich.

Der bloBe Hinweis entfaltet keine materiellen Rechtswirkungen. Der kiinftig
im Regelfall vorzunehmende Hinweis betriafe in der Planungspraxis allerdings
zahlreiche Festsetzungen in Bebauungsplidnen. Der jeweilige Normtext des Be-
bauungsplans wiirde dadurch zum einen unnétig verldngert bzw. verkompli-
ziert werden. Zum anderen, und dies wiegt schwerer, bestiinde zudem die Ge-
fahr, dass der Hinweis in den Festsetzungen versehentlich vergessen wird und
das Unterbleiben des Hinweises somit zu einer rechtswidrigen Festsetzung
fiihrt. Dieses unnotige Rechtsrisiko sollte dringend vermieden werden, zumal
die BauGB-Novelle einen Beitrag zur Verfahrenserleichterung und
-beschleunigung leisten soll und nicht umgekehrt.

Daher ist die entsprechende Soll-Vorschrift ersatzlos zu streichen.

33. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe jj — neu — (§ 9 Absatz 1

Nummer 26 BauGB) und Doppelbuchstabe kk — neu — (§ 9 Absatz 1 Num-

mer 27 — neu — BauGB)

Nach Artikel I Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe ii sind die folgenden
Doppelbuchstabe jj und kk einzufiigen:

,J]) In Nummer 26 wird die Angabe ,,sind.* durch die Angabe ,,sind;* ersetzt.
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kk) Nach Nummer 26 wird die folgende Nummer 27 eingefiigt:

,27. die Flichen, auf denen bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungs-
dnderung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder technische
MaBnahmen zur Sicherstellung einer ausreichenden Belichtung und
Besonnung getroffen werden miissen sowie die Art dieser Mafinah-
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men

Begriindung:

Es wird vorgeschlagen, eine Erméchtigungsgrundlage fiir Festsetzungen zu
baulichen oder technischen Maflnahmen zur Sicherstellung einer ausreichenden
Belichtung und Besonnung in Bebauungspldnen zu schaffen.

Insbesondere entsprechend dem Leitbild der dreifachen Innenentwicklung be-
steht aktuell und kiinftig die Anforderung, den Wohnraumbedarf durch eine
zunehmende Verdichtung im Siedlungsbestand zu realisieren. Dies inkludiert
sowohl die Reduzierung von Abstinden zwischen den Gebéduden als auch Ver-
groBerungen von Gebdudehohen (z. B. durch Aufstockungen).

Die planerische Praxis zeigt, dass hiermit problematische Besonnungs-
und/oder Belichtungsverhéltnisse einhergehen konnen. Bislang kann die Be-
sonnung und/oder Belichtung nur grob und mittelbar iiber Festsetzungen zu
Baugrenzen und Gebdudehdhen bzw. Geschossanzahlen gesteuert werden. Ar-
chitektonische Maflnahmen, die eher baulich oder technisch sind, konnen auf
Basis des derzeitigen Festsetzungskatalogs in Bebauungsplénen nicht bestimmt
werden. In geeigneten Féllen konnen diese lediglich durch vertragliche Verein-
barungen gesichert werden.

Als MaBlnahmen kommen bei Vorliegen eines entsprechenden stéddtebaulichen
Bediirfnisses zum Beispiel Festsetzungen zur Grofle und Anordnung von Fens-
tern, der Fassadenfarbe oder einer bestimmten Grundrissgestaltung in Betracht.

Mit zunehmender stiddtebaulicher Verdichtung nehmen problematische Beson-
nungs- und/oder Belichtungsverhiltnisse und damit ein Risiko flir die Gewéhr-
leistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse im Rahmen der bauleitplane-
rischen Abwigung zu.

Um derartige Abwéagungsrisiken zu vermeiden ist es daher erforderlich, die
Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse durch Maflnahmenfestset-
zungen konkret steuern zu konnen.

Der Regelungsvorschlag nimmt explizit den geeigneten Wortlaut des Entwur-
fes des Gesetzes zur Stirkung der integrierten Stadtentwicklung vom
6. September 2024 (vgl. BR-Drucksache 436/24) auf.
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34. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe ¢ (§ 9 Absatz 2d Satz 1 Nummer 1 und

35.

Satz 2 Nummer 2 und Nummer 3 und Absatz 8 BauGB)

Der Bund wird gebeten, § 9 Absatz 2d BauGB, insbesondere etwa Satz 1
Nummer 1, Satz 2 Nummer 2 und 3 sowie § 9 Absatz 8 BauGB nicht ersatzlos
entfallen zu lassen.

Zu Artikel 1 Nummer 18 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb — neu — und Dop-
pelbuchstabe cc —neu — (§ 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 BauGB)

Artikel 1 Nummer 18 Buchstabe a ist durch den folgenden Buchstaben a zu er-
setzen:

,a) Nummer 2 wird wie folgt gedndert:

aa) Nach der Angabe ,,Ausgleichs* wird die Angabe << ... weiter wie
Vorlage ... >>.

bb) Die Angabe ,,sowie der* wird durch die Angabe ,, , der* ersetzt.

cc) Nach der Angabe ,,.Bevolkerung* wird die Angabe ,,sowie der Erwerb
angemessenen Wohnraums zum Verkehrswert durch Personen der ort-
lichen Bevolkerung zur Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Be-
wohnerstrukturen und der Eigentumsbildung weiter Kreise der ortli-
chen Bevdlkerung® eingefiigt.*

Begriindung:

§ 11 Absatz 1 Satz2 BauGB benétigt eine dringende Klarstellung zu sog.
,~Einheimischenmodellen®. So hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof im
Jahr 2025 entschieden, dass Kommunen bei der bevorzugten Vergabe von
Wohnbauland zum Verkehrswert die gleichen Einkommens- und Vermdgens-
grenzen nachweisen miissen wie bei vergiinstigter Abgabe. Um Kommunen die
rechtssichere Ausgestaltung entsprechender stidtebaulicher Vertriage zu ermog-
lichen, wird eine Klarstellung in § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 BauGB ge-
fordert, die eine bevorzugte Vergabe von Wohnbauland an Personen der oOrtli-
chen Bevolkerung zum Verkehrswert ausdriicklich ermdoglicht.
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36. Zu Artikel 1 Nummer 19 Buchstabe b (§ 12 Absatz 1 Satz 2 BauGB)

Artikel 1 Nummer 19 Buchstabe b ist durch den folgenden Buchstaben b zu er-
setzen:

,b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Ein Vorhaben kann auch durch mehrere Vorhabentrager umgesetzt
werden, wenn diese sich jeweils zur Umsetzung ihres Vorhabenteils
verpflichten.*

bb) Satz 4 wird gestrichen.*

Begriindung:

Der bisherige § 12 Absatz 1 Satz 2 BauGB soll gemiB3 Gesetzentwurf bereits
entfallen. An seine Stelle kann ein neuer Satz zur Zuldssigkeit mehrerer Vor-
habentrager aufgenommen werden.

Bisher war die Umsetzung eines Vorhabens in einem vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan durch mehrere Projekttriger (Personen, Unternehmen) nur mog-
lich, wenn diese sich z. B. in der Form einer Gesellschaft biirgerlichen Rechts
als Vorhabentrager zusammenschlieBen (OVG Saarland Urt. v. 5.9.2013 — Az.
2 C 190/12). In diesem Falle miissen alle Gesellschafter der BGB-Gesellschaft
die gesamtschuldnerische Haftung und die volle Verpflichtung zur Durchfiih-
rung des gesamten Vorhabens libernehmen. Dies fiihrt in der Praxis dazu, dass
bei groBBeren und komplexen Vorhaben die Anwendung von § 12 BauGB aus-
scheidet, da die einzelnen Projekttrager mangels Bereitschaft von kreditgeben-
den Instituten keine Finanzierung fiir das Gesamtprojekt sicherstellen konnen.

Durch die vorgeschlagene Anderung des § 12 Absatz 1 Satz 2 BauGB wird die
Planrechtschaffung und Umsetzung mehrerer Vorhaben(teile) durch unter-
schiedliche Projekttriger moglich, ohne dass diese in der Lage sein und ver-
pflichtet werden miissen, bei Ausfall eines einzelnen Projekttrigers das gesam-
te Vorhaben umsetzen zu miissen. Zur Sicherung des gesamten Vorhabens
bleibt es weiterhin moglich, auch eine gesamtschuldnerische Haftung z. B. fiir
untrennbare Vorhabenbestandteile oder das gesamte Vorhaben vertraglich zu
vereinbaren.

Durch die Anderung wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan flexibler an-
wendbar und es wird vermieden, fiir mehrere Vorhaben, die riumlich aneinan-
dergrenzen und von verschiedenen Vorhabentrdgern durchgefiihrt werden sol-
len, mehrere vorhabenbezogene Bebauungspldne aufstellen zu miissen.
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37. Zu Artikel 1 Nummer 20 (§ 13 BauGB) und Nummer 73 (§ 214 BauGB)

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, den An-
wendungsbereich des § 13 BauGB europarechtskonform auf solche Félle zu er-
strecken, in denen die Grundziige der Planung nicht erheblich beriihrt werden.

Ferner wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren gebeten zu priifen, in § 214
BauGB einen Unbeachtlichkeitstatbestand fiir Falle vorzusehen, in denen die
Anwendung des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB zu Unrecht ange-
nommen wurde.

Begriindung:
Die Priifbitten entsprechen Ziffer 3 des Beschlusses zu TOP 16 der
147. Bauministerkonferenz vom 20./21. November 2025.

Sie zielen auf eine Verfahrensvereinfachung, Starkung der kommunalen Pla-
nungspraxis und Erh6hung der Rechtssicherheit bei der Aufstellung und Ande-
rung von Bauleitpldnen ab.

Der Anwendungsbereich des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB sollte
europarechtskonform auf solche Fille erweitert werden, in denen die Grundzii-
ge der Planung nicht erheblich beriihrt werden. Dies wiirde den Gemeinden zu-
sdtzliche Flexibilitdt bei Planungen er6ffnen und den Aufwand fiir Planénde-
rungsverfahren reduzieren.

Zudem kann die fehlerhafte Annahme der Voraussetzungen des § 13 BauGB
zu erheblichen Rechtsrisiken fiir die betroffenen Bauleitpléne fithren. Vor dem
Hintergrund groBerer Rechtssicherheit sollte gepriift werden, ob in § 214
BauGB ein entsprechender Unbeachtlichkeitstatbestand geschaffen werden
kann.

38. Zu Artikel 1 Nummer 27 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchsta-
be aaa — neu — (§ 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 BauGB) und Nummer 28 (§ 25
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 BauGB)

Artikel 1 ist wie folgt zu dndern:
a) Nummer 27 Buchstabe a ist durch den folgenden Buchstaben a zu ersetzen:
,a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
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aaa) In Nummer 6 wird nach der Angabe ,,Grundstiicke unbe-
baut“ die Angabe ,,oder brachliegend* eingefiigt.

bbb) Nummer 8 wird durch die folgende Nummer 8 ersetzt:
<< ... weiter wie Vorlage ... >>
bb) In Satz 2 << ... weiter wie Vorlage ... >>¢
b) Nummer 28 ist durch die folgende Nummer 28 zu ersetzen:
,28. § 25 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa)  Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Nummer 2 wird die Angabe ,,zusteht;” durch
die Angabe ,,zusteht.* ersetzt

bbb)  Nummer 3 wird gestrichen.
bb)  Satz 3 wird gestrichen.

b) Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

[3

<< ... weiter wie Vorlage ... >>

Begriindung:
Zu Buchstabe a:

Der vorgeschlagene Antrag zur Anderung von § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6
BauGB fiihrt die bislang in § 24 Absatz 1 Nummer 6 und § 25 Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 BauGB geregelten Vorkaufsrechtstatbestinde zusammen. Aus stid-
tebaulicher Sicht gilt es, die Regelung des Vorkaufsrechts fiir brachliegende
Grundstiicke genauso wie fiir unbebaute Grundstiicke anwenden zu konnen.

Aullerdem soll auf das Erfordernis einer Vorkaufsrechtssatzung nach § 25 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB verzichten werden, um die nach geltendem
Recht bestehende Unsicherheit, ob bereits bei Satzungserlass alle Vorausset-
zungen des § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB vorliegen miissen, zu be-
seitigen. Sollten alle Voraussetzungen vorliegen miissen, bedeutet das einen
erheblichen Zeit- und Verwaltungsaufwand, da fiir jedes Grundstiick vor Sat-
zungserlass die Voraussetzungen gepriift werden miissten. Da aber auch dann
das Eintreten eines Verkaufsfalls nicht sicher ist, steht dieser Aufwand meis-
tens in einem Missverhéltnis zum zu erwartenden Nutzen des Vorkaufsrechts.
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Uberdies fithrt die vorgeschlagene Regelung eines Vorkaufsrechts ohne Sat-
zungserfordernis zu einem erheblichen Biirokratieabbau und schafft mehr
Rechtssicherheit fiir die Bilirgerinnen und Biirger sowie fiir die Verwaltung.

Zu Buchstabe b:

Hierbei handelt es sich um eine Folgednderung zu Buchstabe a: In Folge der
Anderung des § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 BauGB ist die Regelungen des
§ 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 BauGB zu streichen.

39. Zu Artikel 1 Nummer 29 Buchstabe b (§ 26 Satz 2 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 29 Buchstabe b § 26 Satz 2 ist die Angabe ,, , soweit zu-
kiinftig nachteilige Ausstrahlungswirkungen auf die Umgebung im Sinne mdog-
licher satzungswidriger Nutzungsabsichten zu erwarten sind* zu streichen.

Begriindung:

§ 26 Satz 2 BauGB-E soll es den Gemeinden nach dem einschrankenden Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts vom 9. November 2021 (Az. 4 C 1.20) wieder
ermoglichen, das Vorkaufsrecht auch auszuiiben, wenn eine Nutzung entgegen
den Zielen und Zwecken der sozialen Erhaltungssatzung durch den Erwerber
zu befiirchten ist. Dies wird ausdriicklich begriif3t.

Der Gesetzentwurf stellt dazu allerdings auf zusétzliche, dem sozialen Erhal-
tungsrecht bislang unbekannte und (daher) im Sinne der vorgenannten Zieler-
reichung unzutrigliche Merkmale ab:

Durch eine soziale Erhaltungssatzung gemiaf3 § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
BauGB wird die Zusammensetzung der Wohnbevolkerung aus besonderen
stadtebaulichen Griinden geschiitzt. Mit der durch § 26 Satz 2 BauGB-E neu
aufgenommenen Formulierung ,,[...] zukiinftige nachteilige Ausstrahlungswir-
kungen auf die Umgebung [...]* werden dem Sozialen Erhaltungsrecht bislang
fremde Tatbestandsmerkmale in das Gesetz eingefiihrt. Dies fiihrt zu Rechtsun-
sicherheiten, da das Verhéltnis zwischen der satzungsmiBig geschiitzten Zu-
sammensetzung der Wohnbevdlkerung und der ,,nachteiligen Ausstrahlungs-
wirkung auf die Umgebung* durch den Grundstiickskauf unklar ist. Das kann
die Zweckerreichung des Regelungsvorschlags schwichen.

Diese einschrinkende Ergdnzung ist auch in der Sache nicht erforderlich, da
bisher schon nach § 24 Absatz 3 BauGB positiv gepriift werden muss, ob Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass Erwerb oder beabsichtigte Nutzung
des in Rede stehenden Grundstiicks durch den Kéufer erhaltungswidrige Ent-
wicklungen verniinftigerweise befiirchten lassen. Diese Priifung bleibt auch
nach Neufassung des § 24 Absatz 3 BauGB-E erforderlich.

Letztlich begegnet die Fassung des Gesetzentwurfs Bedenken, da zwei ver-
schiedene Wahrscheinlichkeitsgrade miteinander verkniipft werden, deren
Verhiltnis nicht abgegrenzt ist. Einerseits sollen fiir den Ausschluss des
§ 26 Satz 2 BauGB-E ,,zukiinftige nachteilige Ausstrahlungswirkungen auf die
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Umgebung zu erwarten® sein. Andererseits soll es hierfiir auf ,,mogliche sat-
zungswidrige Nutzungsabsichten* ankommen. Es wiren auch hier Auslegungs-
und Anwendungsprobleme bei der Ausiibung des Vorkaufsrechts durch die
Gemeinde zu befiirchten.

40. Zu Artikel 1 Nummer 30 (§ 27 Absatz 3 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 30 § 27 Absatz 3 ist nach der Angabe ,,Kéufer die Anga-
be ,,in den Fillen des § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 einzufiigen.

Begriindung:

Die Ergédnzung des Antrags dient der Klarstellung und sinnvollen Begrenzung
des Anwendungsbereichs des § 27 Absatz 3 BauGB-E. So ist sichergestellt,
dass sich diese Abwendungsmoglichkeit des Kaufers auf Félle beschriankt, in
denen zwischen stddtebaulichem Missstand und Vorkaufsrechtsausiibung ein
innerer Zusammenhang besteht.

41. Zu Artikel 1 Nummer 30a — neu — (§ 27a Absatz 1 Satz 1 Nummer 01 — neu —
BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 30 ist die folgende Nummer 30a einzufiigen:

,30a. Vor § 27a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird die folgende Nummer 01 ein-
gefligt:

,»01. ihr Vorkaufsrecht zugunsten einer Gesellschaft ausiiben, die mittel-

66 ¢

bar oder unmittelbar im Eigentum der Gemeinde steht,

Begriindung:

Die Gemeinden iibertragen Aufgaben der Entwicklung und Vermarktung von
Grundstiicken und Quartieren in vielen Fillen auf gemeindeeigene Gesellschaf-
ten. Eine Ausilibung des Vorkaufsrechts zugunsten einer solchen Gesellschaft
ist jedoch bisher nur moglich, wenn die Voraussetzungen des § 27a Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 BauGB erfiillt sind. Dazu ist insbesondere erforderlich, dass
die Verwendung des Grundstiicks bereits so konkretisiert ist, dass eine Ver-
pflichtung im Sinne dieser Regelung mdglich ist. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat dies jlingst bestétigt mit folgendem Leitsatz: ,,Bei der Ausilibung des
Vorkaufsrechts zugunsten eines Dritten gemal3 § 27a Abs. 1 Nummer 1 BauGB
muss die ,,bezweckte Verwendung des Grundstiicks* bestimmt oder zumindest
hinreichend bestimmbar sein® (Urteil vom 17.06.2025, Az. 4 C 3.24, NVwZ
2026, 599, beck-online). In vielen Fillen ist es aber gerade Aufgabe der kom-
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munalen Gesellschaft, ein Quartier erst zu entwickeln und dabei — in Zusam-
menarbeit mit der kommunalen Bauleitplanung — zu bestimmen, welchen Zwe-
cken die einzelnen Grundstiicke kiinftig dienen sollen. Ist daher der Verwen-
dungszweck des Grundstiicks noch nicht konkret bestimmbiar, ist bisher nur ei-
ne Ausiibung des Vorkaufsrechts zugunsten der Gemeinde und die anschlie-
Bende Ubertragung an die kommunale Gesellschaft méglich. Durch diesen
Durchgangserwerb werden die Grunderwerbskosten verdoppelt und das Ver-
fahren unnétig verléngert.

Die Moglichkeiten des Erwerbs zugunsten 6ffentlicher Bedarfs- oder Erschlie-
Bungstrager bzw. zugunsten eines Sanierungs- oder Entwicklungstriagers nach
§ 27a Absatz 1 Nummer 2 BauGB wiederum stehen nur fiir ganz bestimmte
Fallgestaltungen zur Verfligung, ndmlich fiir im Bebauungsplan festgesetzte
offentliche Zwecke oder Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen bzw. fiir das Vor-
kaufsrecht in einem festgesetzten Sanierungs- oder Entwicklungsgebiet.

Die Anderung soll hierfiir Abhilfe schaffen, indem sie eine Ausiibung zuguns-
ten der kommunalen Eigengesellschaft auch erlaubt, wenn die Verwendung des
Grundstiicks noch nicht konkretisiert ist. Die Formulierung beriicksichtigt un-
terschiedliche rechtliche Konstruktionen der Eigengesellschaft (als Tochter-
oder Enkelgesellschaft).

Fiir andere 6ffentliche Bedarfs- und ErschlieBungstrager — also etwa solche im
Eigentum einer anderen Gemeinde, eines Gemeindeverbundes oder des Lan-
des — bleibt es bei der Ausiibungsmoglichkeit nach § 27a Absatz 1 Nummer 2
BauGB.

42. Zu Artikel 1 Nummer 31 (§ 28 Absatz 2 Satz 2 BauGB)

Artikel 1 Nummer 31 ist durch die folgende Nummer 31 zu ersetzen:
,31. § 28 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 << ... weiter wie Vorlage ... >>
bb) Nach Satz 2 << ... weiter wie Vorlage ... >>

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,, , §§ 465 bis 468 und 471 durch
die Angabe ,,und §§ 465 bis 468 ersetzt.*

Begriindung:

Die vorgeschlagene Anderung in § 28 Absatz 2 Satz 2 BauGB soll einen Vor-
rang des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 ff. BauGB gegeniiber den
insolvenzrechtlichen Wertungen des § 471 BGB begriinden.

§ 471 BGB bestimmt, dass ein Vorkaufsrecht nicht ausgeiibt werden kann,
wenn der Verkauf des Grundstiicks im Wege der Zwangsvollstreckung oder
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aus einer Insolvenzmasse erfolgt; durch die derzeitige Verweisung in § 28 Ab-
satz 2 Satz 2 BauGB gilt diese Einschrinkung auch fiir das gemeindliche Vor-
kaufsrecht nach §§ 24 ff. BauGB. Diese Regelung fiihrt in der Praxis jedoch zu
Rechtsunsicherheiten und Vollzugsproblemen, wenn zwischen der Ausiibung
des gemeindlichen Vorkaufsrechts und dem Ubergang des Eigentums an dem
Grundstiick der Verkiufer insolvent wird.

Die Gemeinde kann ihr Vorkaufsrecht vor Eroffnung des Insolvenzverfahrens
zwar wirksam durch Verwaltungsakt ausiiben, das Grundstiick féllt bei fehlen-
der dinglicher Rechtsposition — insbesondere bei noch nicht erfolgter Auflas-
sung und FEintragung ins Grundbuch — jedoch in die Insolvenzmasse. Der
schuldrechtliche Anspruch der Gemeinde auf Ubereignung des Grundstiicks
wird dadurch regelmiafBig insolvenzrechtlich iiberlagert; maBgeblich sind dann
die Regelungen der Insolvenzordnung, insbesondere § 103 InsO, wonach der
Insolvenzverwalter iiber die Erflillung gegenseitiger Vertrage entscheidet. Die
Gemeinde wird in diesen Fillen faktisch auf eine Insolvenzforderung verwie-
sen, die regelmafig nur quotal befriedigt wird, wihrend der urspriinglich inten-
dierte stddtebauliche Zugriff auf das Grundstiick verloren geht.

Dartiber hinaus besteht eine strukturelle Regelungsliicke. Nach § 28 Absatz 3
Satz 1 BauGB kann die Gemeinde das Vorkaufsrecht zum Verkehrswert des
Grundstiicks nach § 194 BauGB im Zeitpunkt des Kaufes ausiiben, wenn der
vereinbarte Kaufpreis tiber dem Verkehrswert liegt. Diese Regelung dient der
Verhinderung spekulativer Bodenpreisbildung und ist Ausdruck von Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit in der kommunalen Haushaltsfiihrung. Uber-
schreitet der vereinbarte Kaufpreis den Verkehrswert jedoch erheblich, kann
die Gemeinde ungeachtet des ihr nach § 28 Absatz 3 Satz 1 BauGB eingerdum-
ten Ermessens aufgrund von landeshaushaltsrechtlichen Vorgaben verpflichtet
sein, das Grundstiick bei Ausiibung des Vorkaufsrechts ausschlieBlich zum
Verkehrswert zu erwerben. Die Differenz zwischen vereinbartem Kaufpreis
und ermitteltem Verkehrswert kann dazu fithren, dass der Verkdufer durch die
voraussichtliche Realisierung eines geringeren Kaufpreises, insbesondere wenn
dieser nicht ausreicht, um bestehende Belastungen auf dem Grundstiick abzul6-
sen, wirtschaftlich unter Druck gerdt und in die Insolvenz fillt. Hierdurch ent-
steht eine Situation, in der die Ausiibung des gemeindlichen Vorkaufsrechts
zum Verkehrswert mittelbar insolvenzauslosend wirkt, die Mdglichkeiten der
Gemeinde, ihre mit dem gemeindlichen Vorkaufsrecht verfolgten stiadtebauli-
chen Ziele nach Eintritt der Insolvenz durchzusetzen, erheblich eingeschrénkt
sind.

Erschwerend kommt hinzu, dass dem Verkdufer nach § 28 Absatz 3 Satz 2
BauGB das Recht zusteht, bis zum Ablauf eines Monats nach Unanfechtbarkeit
des Verwaltungsakts iiber die Ausiibung des Vorkaufsrechts zum Verkehrswert
vom Vertrag zurlickzutreten. Dieses Recht geht mit der Eroffnung des Insol-
venzverfahrens und der Bestellung eines Insolvenzverwalters auf den Insol-
venzverwalter iiber. Nach Ausilibung des Riicktritts verbleiben der Gemeinde
regelméfBig nur schuldrechtliche Riickabwicklungsanspriiche nach §§ 346 ff.
BGB, die als einfache Insolvenzforderungen zur Tabelle anzumelden sind.

Zudem verhindert die derzeitige Verweisung auf § 471 BGB, dass die Gemein-
de im Falle einer VerduBerung des Grundstiicks durch den Insolvenzverwalter
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aus der Insolvenzmasse erneut ein Vorkaufsrecht ausiiben kann, obwohl sich
die stadtebauliche Situation nicht verdndert hat und weiterhin ein hohes 6ffent-
liches Interesse an einer kommunalen Einflussnahme besteht. Die Gemeinde ist
in solchen Fillen auf einen Erwerb aus der Insolvenzmasse zum Marktpreis
verwiesen, was die intendierte Steuerungswirkung des gemeindlichen Vor-
kaufsrechts konterkariert und gerade in strukturell belasteten oder spekulativ
gepragten Lagen zu unerwiinschten stiddtebaulichen Entwicklungen fiihren
kann.

Die vorgeschlagene Streichung der Verweisung auf § 471 BGB in § 28 Ab-
satz 2 Satz 2 BauGB ist erforderlich, um das gemeindliche Vorkaufsrecht auch
in insolvenznahen Konstellationen zu gewihrleisten. Sie verhindert, dass die
Ausiibung dieses zentralen Steuerungsinstruments der stddtebaulichen Ent-
wicklung infolge insolvenzrechtlicher Besonderheiten oder zufélliger zeitlicher
Ablaufe ins Leere lduft. Hierdurch wird die Handlungsfahigkeit der Gemeinde
bei der Sicherung einer geordneten stiddtebaulichen Entwicklung gestirkt. In
der Gesamtabwégung iiberwiegt das liberragende 6ffentliche Interesse an einer
funktionsfahigen Boden- und Stadtentwicklungspolitik die wirtschaftlichen Be-
lange der durch das Insolvenzverfahren betroffenen Glaubiger, zumal das ge-
meindliche Vorkaufsrecht vor allem bei stddtebaulich problematischen Grund-
stiicken zur Vermeidung von spekulativen Fehlentwicklungen zum Tragen
kommt.

43. Zu Artikel 1 Nummer 27 bis Nummer 32 (§§ 24 ff. BauGB)

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren dringend, den Geset-
zesentwurf hinsichtlich des Themas Vorkaufsrechte zu iiberarbeiten und die
Regelungen so zu effektivieren, dass Stidte und Gemeinden Vorkaufsrechte
auch dann als aktives Instrument nutzen konnen, wenn Grundstiicke im Wege
von Gesellschaftsverkdufen, den sogenannten share deals, iibertragen werden.

Begriindung:

Die praktischen Erfahrungen, die Stddte und Gemeinden bei dem Einsatz von
Vorkaufsrechten als Instrument einer aktivierenden Bodenpolitik machen, be-
legen einen erheblichen Novellierungsbedarf der §§ 24 ff. BauGB. Die im Ge-
setzentwurf enthaltenen Anpassungen sind ein richtiger und wichtiger Schritt
in diese Richtung. Allerdings sind erginzende Anderungen erforderlich, um je-
ne steigende Anzahl von Féllen zuverldssig zu erfassen, in denen Grundstiicke
im Rahmen von Gesellschaftsverkdufen, sogenannten share deals, libertragen
werden.

Der Gesetzesentwurf erfasst in § 28a BauGB-E mit einem neuen Erwerbsrecht
nur den Fall, dass sich der Grundstiickseigentiimer verpflichtet, das Eigentum
gegen Gewdhrung von Gesellschaftsrechten an eine Gesellschaft zu libertragen.
Dieses Einbringen eines Grundstiicks in eine Gesellschaft stellt nicht den in der
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Praxis relevanten Normalfall eines share deals dar: Vielmehr werden gerade
grof3e oder prominent liegende Grundstiicke mit grofer stadtebaulicher Bedeu-
tung vornehmlich von Immobilienunternehmen verkauft und gekauft, bei de-
nen Grundstiicke in gesellschaftsrechtliche Strukturen eingebracht sind (,,Pro-
jektgesellschaften®), die fast nur oder im Wesentlichen dem Zweck der Grund-
stiickiibertragung dienen.

Durch die in § 28b BauGB-E neu vorgesehene Mitteilungspflicht soll die Ge-
meinde grundsitzlich auch von diesen Rechtsvorgéingen Kenntnis erlangen. Al-
lerdings bleibt das nachgelagerte Problem bestehen, dass die Ausiibung des
Vorkaufsrechts auf Grundlage der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts und des Bundesgerichtshofes ein hohes rechtliches Risiko und praktische
Abwicklungsprobleme birgt. Die Hiirden fiir den faktischen Nachweis sind
hoch und die rechtlichen Risken diirften Gemeinde von einer Ausiibung abhal-
ten. Die neu vorgeschlagene Klarstellung zur Umgehungsrechtsprechung in
§ 24 Absatz 1a BauGB-E ist nicht hilfreich; insbesondere erfolgt — so auch die
Begriindung ausdriicklich — keine Anderung der Rechtslage. Eine weitere
Nachsteuerung ist daher erforderlich.

44. Zu Artikel I Nummer 32a — neu — (§ 31 Absatz 2a — neu — BauGB), Num-
mer 34 Buchstabe a0 — neu — (§ 34 Absatz 2 BauGB), Nummer 35 Buchstabe a
Doppelbuchstabe bb — neu — (§ 35 Absatz 1 Nummer 4 BauGB) und Num-
mer 76 (§ 235 Absatz 2 Absatz 3 und Absatz 4 BauGB)

Artikel 1 ist wie folgt zu dndern:
a) Nach Nummer 32 ist die folgende Nummer 32a einzufiigen:
,32a. Nach § 31 Absatz 2 wird der folgende Absatz 2a eingefiigt:

,,(2a) Fiir Anderungen an baulichen Anlagen zur Tierhaltung im
Geltungsbereich eines Bebauungsplans soll eine Befreiung nach § 31
Absatz 2 erteilt werden, wenn das Anderungsvorhaben im Verhiltnis
zur vorhandenen baulichen Anlage zur Tierhaltung angemessen ist
und die Anzahl der Tierpldtze nicht erhoht wird.* ¢

b) Vor Nummer 34 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a0 einzufiigen:

,a0)  In Absatz 2 wird nach der Angabe ,,§ 31 Absatz 2 die Angabe
. » 22" eingefiigt. *

c) Nummer 35 Buchstabe a ist durch den folgenden Buchstaben a zu ersetzen:
,a) Absatz 1 wird wie folgt zu gedndert:

aa) In Nummer 3 wird die Angabe ,,Telekommunikationsdienstleis-
tungen* durch << ... weiter wie Vorlage ... >>.
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bb) Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:

4.

wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umge-
bung, wegen seiner nachteiligen Wirkung auf die Umge-
bung oder wegen seiner besonderen Zweckbestimmung nur
im AulBlenbereich ausgefiihrt werden soll; dies gilt nicht,
wenn es sich um die Errichtung, Anderung oder Erweite-
rung einer baulichen Anlage zur Tierhaltung handelt, die
dem Anwendungsbereich der Nummer 1 nicht unterfallt
und die einer Pflicht zur Durchfiihrung einer standortbezo-
genen oder allgemeinen Vorpriifung oder einer Umweltver-
traglichkeitspriifung nach dem Gesetz liber die Umweltver-
traglichkeitspriifung unterliegt, wobei bei kumulierenden
Vorhaben fiir die Annahme eines engen Zusammenhangs
diejenigen Tierhaltungsanlagen zu beriicksichtigen sind,
die auf demselben Betriebs- oder Baugeldnde liegen und
mit gemeinsamen betrieblichen oder baulichen Einrichtun-
gen verbunden sind, es sei denn die Neuerrichtung am glei-
chen Standort, die Anderung oder die Erweiterung der bau-
lichen Anlage zur Tierhaltung ist im Verhiltnis zur vor-
handenen baulichen Anlage zur Tierhaltung angemessen
und die Anzahl der Tierpldtze wird nicht erhoht. Bei einer
Anderung der Tierart bestimmt sich die Anzahl der Tier-
plitze durch die Umrechnung iiber Grof3vieheinheiten im
Sinne des Anhangs A der technischen Regel VDI 3894
Blatt 1 Ausgabe September 2011, die bei der Beuth Verlag
GmbH, Berlin, zu beziehen ist." '

d) In Nummer 76 § 235 sind die Absétze 2, 3 und 4 zu streichen.

Begriindung:

Es ist zu begriiBen, dass mit dem neuen § 235 BauGB-E im Gesetzentwurf die
seit Jahren bestehende Kritik aufgriffen wird, dass der gesellschaftlich gewollte
Umbau der Nutztierhaltung durch bauplanungsrechtliche Vorgaben nicht er-
moglicht wird. Die geplante Regelung greift jedoch zu kurz.

Die Regelung des § 235 BauGB-E beinhaltet Verbesserungen fiir den Umbau
zu mehr Tierwohl, fiir die Umsetzung von Mallnahmen zur Verbesserung des
Immissionsschutzes stellt sie jedoch keine Losung dar. Zudem werden die neu-
en Regelungen den Zielen zum Abbau von Biirokratie sowie zur Vereinfa-
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chung und Verschlankung von Verfahren nicht hinreichend gerecht.

Mit dem vorliegenden Anderungsantrag sollen diese weiteren Aspekte beriick-
sichtigt werden. Mit der vorgeschlagen Anderung des § 35 Absatz 1 Nummer 4
BauGB werden die Neuerrichtung am gleichen Standort, die Anderung und
Erweiterung bestehender baulichen Anlagen zur Tierhaltung, die dem Anwen-
dungsbereich der Nummer 1 nicht unterfallen und die einer Pflicht zur Durch-
fiihrung einer standortbezogenen oder allgemeinen Vorpriifung oder einer
Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem Gesetz tliber die Umweltvertriaglich-
keitspriifung unterliegen, privilegiert, sofern die Vorhaben in einem angemes-
senen Verhéltnis zur vorhandenen baulichen Anlage zur Tierhaltung stehen
und die Tierplatzzahl nicht erhéht wird. Auch ein Tierartwechsel wird dabei
ermoglicht.

Der Anderungsantrag ermédglicht so den Umbau von Tierhaltungsanlagen zu
einer tierwohlgerechteren Haltung und beriicksichtigt dabei starker als der Ge-
setzentwurf die in der Praxis vor Ort vorkommenden Fallkonstellationen beim
Umbau von Stallgebiuden.

Dariiber hinaus ermdglicht der Anderungsantrag nicht nur Anderungen im Sin-
ne des Tierwohls, sondern auch die Umsetzung immissionsschutzrechtliche
Anforderungen im Rahmen der Altanlagensanierung der TA-Luft sowie der
anstehenden IED-Umsetzung. Hier schafft der Anderungsantrag die notwendi-
ge Rechtssicherheit fiir Vorhaben, die der Minderung der von Tierhaltungsan-
lagen ausgehenden Emissionen dienen.

Gegeniiber den komplizierten Ubergangsregelungen des § 235 BauGB-E stellt
der Anderungsantrag dariiber hinaus ein schlankeres und biirokratieirmeres
Verfahren dar, das zur Beschleunigung von Verfahren im Vollzug beitrdgt. An-
stelle komplizierter Ausnahmeregelungen und der Erstellung von Einzelbebau-
ungsplénen erhalten Landwirte und Genehmigungsbehdrden ein klares, schlan-
kes Instrumentarium. Insgesamt wird der administrative Aufwand fiir Behor-
den und Betriebe gleichermallen gesenkt.

Mit dem Anderungsantrag wird die mit dem Gesetz zur Stirkung der Innen-
entwicklung in den Stddten und Gemeinden und zur weiteren Fortentwicklung
des Stiadtebaurechts vom 11. Juni 2013 erlassene Einschrinkung der Privilegie-
rung fiir gewerbliche Tierhaltungsanlagen (§ 35 Absatz I Nummer 4 BauGB)
malvoll angepasst. Sie wurde eingefiihrt, um ein ungesteuertes Wachstum sol-
cher groBBer gewerblicher Tierhaltungsanlagen im AuBlenbereich zu begrenzen.
In der Praxis hat sich diese Regelung jedoch als massives Hindernis fiir den
heute gesellschaftlich und politisch gewollten Umbau der Nutztierhaltung zu
mehr Tierwohl sowie fiir die notwendigen Mallnahmen zur Minderung der von
Tierhaltungsanlagen ausgehenden Emissionen erwiesen. Die Befiirchtung aus
dem Jahr 2013, es kime zu einer uferlosen Ausweitung der gewerblichen Tier-
haltung, hat sich in der Praxis nicht bestdtigt. Es findet in der Praxis kein
Wachstum, sondern ein starker struktureller Riickzug der Tierhaltung aus der
Fliche statt. Mit der vorliegenden Anderung soll sichergestellt werden, dass die
verbleibenden Betriebe in der Lage sind, ihre Anlagen an moderne Standards
fiir das Tierwohl und den Umweltschutz anzupassen.
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45. Zu Artikel 1 Nummer 32a —neu — (§ 31 Absatz 3 Satz 3 — neu — BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 32 ist die folgende Nummer 32a einzufiigen:
,32a. Nach § 31 Absatz 3 Satz 2 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Bel Abweichungen nach Satz 1 kann der Flichennutzungsplan im Wege
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der Berichtigung angepasst werden.

Begriindung:

Sofern unter Anwendung der Befreiungsvorschrift des § 31 Absatz 3 BauGB
ein zu genehmigendes Vorhaben mit Zustimmung der Gemeinde nicht nur von
den Festsetzungen eines Bebauungsplans befreit, sondern gleichzeitig von den
Darstellungen des Flachennutzungsplans abweicht, soll der Gemeinde die
Moglichkeit der Berichtigung des Flichennutzungsplans eingerdumt werden,
ohne ein eigenstindiges FNP-Verfahren durchfithren zu miissen. Danach kann
dem Flichennutzungsplan der tatsichliche Planungsstand in der Gemeinde
wieder entnommen werden.

46. Zu Artikel 1 Nummer 34 Buchstabe ap — neu — (§ 34 Absatz 1 Satz 3 — neu — bis
Satz 6 — neu — BauGB)

Vor Artikel I Nummer 34 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe ao einzufii-
gen:

,a0) Nach Absatz 1 Satz 2 werden die folgenden Sétze eingefiigt:

»An Vorhaben nach Satz 1 konnen ergénzende Anforderungen gestellt
werden, die der Klimaanpassung, insbesondere der Vermeidung und Ver-
ringerung von erhohter Hitzebelastung und Schiden aus Starkregenereig-
nissen, dienen. Die Gemeinde kann durch Satzung die ergdnzenden An-
forderungen nach Satz 3 fiir das Gemeindegebiet oder Teile davon ndher
bestimmen. Die Gemeinde hat die Satzung nach Satz 3 ortsiiblich bekannt
zu machen. Sie kann die Satzung auch im Internet verdffentlichen und
iber ein zentrales Internetportal zuginglich machen; § 10a Absatz 1 Satz 2
ist entsprechend anzuwenden.* ¢

Begriindung:

Im Innenbereich ist der Anpassungsbedarf an den Klimawandel besonders
hoch. Eine hohe Versiegelung verschérft die Hitzebelastung und verhindert die
Versickerung bei Starkregenereignissen. Daher wird vorgeschlagen § 34 Ab-
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satz 1 BauGB zu erginzen und damit zusitzliche, der Klimaanpassung dienen-
de Anforderungen an ein Vorhaben nach § 34 Absatz 1 Satz 1 BauGB zu er-
moglichen. Der neue § 34 Absatz 1 Satz3 BauGB-E ermoglicht damit bei
Vorhaben im unbeplanten Innenbereich ergéinzende Klimaanpassungsanforde-
rungen zu stellen, ohne dass es hierfiir eines Bebauungsplans bedarf. Bestehen-
de Baurechte sowie der geltende Zuldssigkeitsmalstab bleiben unberiihrt. Als
mogliche Anforderungen kommen etwa Versickerungsanlagen, Dachbegrii-
nung, Baumpflanzungen oder hochwasserresistente Baustoffe in Betracht. Die-
se gelten unabhédngig vom Einfligungsgebot und unterliegen dem Verhéltnis-
méaBigkeitsgrundsatz.

Klimaanpassungskonzepte, Klimarisikoanalysen, Starkregenkarten oder Hitze-
belastungskarten konnen den jeweiligen Anpassungsbedarf belegen. Die Ge-
meinden werden im Wege des Einvernehmenserfordernisses gemif3 § 36 Ab-
satz 1 BauGB in das bauaufsichtliche Verfahren einbezogen. Das gemeindliche
Einvernehmen erstreckt sich ebenfalls auf die ergdnzenden Anforderungen
nach § 34 Absatz 1 Satz3 BauGB. Nach dem neuen § 34 Absatz 1 Satz 4
BauGB wird den Gemeinden ermdglicht die Anforderungen per Satzung all-
gemein zu regeln; § 34 Absatz 1 Sdtze 5 und 6 BauGB-E regeln deren Be-
kanntmachung und Internetver6ffentlichung.

47. Zu Artikel 1 Nummer 34 Buchstabe ap — neu — (§ 34 Absatz 3b Satz 2 — neu —
BauGB)

Vor Artikel 1 Nummer 34 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe ao einzufii-

gen:
,a0) Nach Absatz 3b Satz 1 ist der folgende Satz einzufiigen:

,»Bel Abweichungen nach Satz 1 kann der Fldchennutzungsplan im Wege
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der Berichtigung angepasst werden.

Begriindung:

Nach § 34 Absatz 3b BauGB konnen mit Zustimmung der Gemeinde Abwei-
chungen vom Umgebungsrahmen im unbeplanten Innenbereich zugelassen
werden. Diese Abweichungen konnen den Darstellungen des Flichennutzungs-
plans widersprechen. Damit der Flaichennutzungsplan seine Steuerungsfunktion
nicht verliert, wird der Gemeinde die Moglichkeit eingerdumt, den Flichennut-
zungsplan nachtriaglich zu berichtigen, ohne ein eigenstindiges Fldchennut-
zungsplandnderungsverfahren durchfiihren zu miissen.



Drucksache 334/26 (Beschluss) -42 -

48. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb — neu — (§ 35 Ab-
satz 1 Nummer 8 und Nummer 9 BauGB)

Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a ist durch den folgenden Buchstaben a zu er-
setzen:

,a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 3 << ... weiter wie Vorlage ... >>

bb) In den Nummern 8 und 9 wird jeweils nach der Angabe ,,Strahlungs-
energie” die Angabe ,,zur Erzeugung von Strom und Warme* einge-
fiigt.

Begriindung:

Der Privilegierungstatbestand fiir sog. Agri-Photovoltaikanlagen in § 35 Ab-
satz 1 Nummer 9 BauGB verweist hinsichtlich bestimmter Anforderungen auf
§ 48 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), der sich auf Solaranlagen zur
Stromgewinnung bezieht. Unklar ist daher, ob von der Privilegierung auch So-
larthermie-Anlagen zur Gewinnung von Wirme erfasst werden. Zwar bezieht
sich die Regelung in § 35 Absatz 1 Nummer 9 BauGB allgemein auf den tiiber-
geordneten Begriff ,,Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie®, der nach
allgemeinem Verstidndnis sowohl Photovoltaikanlagen zur Energieerzeugung
als auch solarthermische Anlagen zur Erzeugung von Wérme erfasst. Anderer-
seits legt der Verweis auf das EEG mit seiner Begriffsbestimmung in § 3
Nummer 41 EEG eine Beschriankung des Privilegierungstatbestandes auf Pho-
tovoltaikanlagen nahe. Da letzteres nicht gewollt sein kann, sollte im Rahmen
der laufenden BauGB-Novelle nunmehr klargestellt werden, dass auch Solar-
thermie-Anlagen zur Wéarmegewinnung grundsitzlich vom Privilegierungstat-
bestand des § 35 Absatz 1 Nummer 9 BauGB erfasst werden konnen. Entspre-
chend soll auch der Privilegierungstatbestand in § 35 Absatz 1 Nummer 8
BauGB zur Nutzung solarer Strahlungsenergie an Gebduden sowie an Ver-
kehrswegen klarstellend gedndert werden.

49. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb — neu — (§ 35 Ab-
satz 1 Nummer 8 Buchstabe b BauGB)

Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a ist durch den folgenden Buchstaben a zu er-
setzen:

,a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 3 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.
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bb) In Nummer 8 Buchstabe b wird nach der Angabe ,,Fahrbahn, die An-
gabe ,,wobei die Zu- und Abgéinge von bestehenden oder planfestge-
stellten Querungsmoglichkeiten fiir Wildtiere freizuhalten sind,* ein-
gefiigt.*

Begriindung:

Die Durchldssigkeit der in der Regel bandartigen Strukturen von PV Freifla-
chenanlagen entlang von Schienenwegen und Autobahnen soll auf diese Weise
sichergestellt und der Lebensraum-Zerschneidung von Wildtieren entgegenge-
wirkt werden. Hierfiir ist die explizite Freihaltung der betreffenden Zu- und
Abginge von Querungsmoglichkeiten fiir Wildtiere sachgerecht.

50. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb — neu — (§ 35 Ab-
satz 1 Nummer 12 Buchstabe a BauGB)

Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a ist durch den folgenden Buchstaben a zu er-
setzen:

,a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 3 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.
bb) Nummer 12 Buchstabe a wird wie folgt gedndert:

aaa) Nach der Angabe ,,steht” wird die Angabe ,,vollstindig® einge-
fiigt.

bbb) Die Angabe ,,hochstens 200 Metern™ wird durch die Angabe
,,mindestens 100 Metern und hochstens 250 Metern* ersetzt.

Begriindung:

Aus Rechtssicherheitsgriinden bedarf es in § 35 Absatz 1 Nummer 12 Buchsta-
be a BauGB einer gesetzlichen Klarstellung, dass Batteriespeicherprojekte
vollstédndig innerhalb des festgeschriebenen Radius zum Umspannwerk liegen
miissen. Andernfalls bleibt ein Ausnutzen der Regelung zum Zwecke der weit-
laufigen, privilegierten Errichtung von grof3en Batteriespeicherprojekten auch
auBBerhalb des gesetzten Radius zu befiirchten.

Die durch den Referentenentwurf zu § 35 Absatz I Nummer 12 Buchstabe a
BauGB beabsichtige Einfilhrung des Mindestabstands zu Umspannwerken
wird zur Sicherung der Ausbaufdhigkeit der Umspannwerke und damit zur Si-
cherstellung der Energiewende fiir zwingend notwendig erachtet und ist daher
wieder aufzunehmen.
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Da sowohl hierdurch als auch durch die erforderliche Klarstellung zum Aullen-
rand der Privilegierung ein groBer Teil der privilegierten Flache fiir Batterie-
speicher verloren geht und lediglich ein privilegierter Bereich von 100 m iib-
rigbleiben wiirde, wird angeregt die Auflengrenze auf 250 m zu erweitern, um
Batteriespeicherprojekten so trotz des Schutzes der Umspannwerke ausrei-
chend Fliache zur Planung im privilegierten Bereich zur Verfiigung zu stellen.

51. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a (§ 35 Absatz 1 Nummer 12 Buchstabe a

BauGB)

a)

b)

Der Bundesrat erkennt das berechtigte Interesse der Netzbetreiber an,
Flachen im unmittelbaren Umfeld von Umspannanlagen fiir deren kiinftige
Erweiterung und Weiterentwicklung freizuhalten.

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren darauf zu
achten, dass bei einer mdglichen Einfiihrung eines Mindestabstands fiir
Batteriespeicheranlagen zu Umspannanlagen im Rahmen des § 35 Absatz 1
Nummer 12 Buchstabe a BauGB zwischen klassischen Umspannanlagen
und Netzanschliissen iiber einzelne Leitungsmasten sachgerecht zu
differenzieren ist. Fiir Batteriespeicheranlagen, deren Netzanschluss iiber
einen Mastanschluss erfolgt, sollte von einem pauschalen Mindestabstand
abgesehen werden, sofern keine konkreten betrieblichen, sicherheitstechni-
schen oder netztechnischen Griinde entgegenstehen.

Begriindung:

Ein Mindestabstand zwischen Batteriespeicheranlagen und klassischen Um-
spannanlagen kann sachgerecht sein, um Flichen fiir einen perspektivisch
erforderlichen Ausbau oder eine Erweiterung der Umspannanlage freizuhalten.
Eine insofern zunichst im Referentenentwurf zu dem vorliegenden Gesetz-
entwurf vorgesehene und weiterhin im parlamentarischen Raum diskutierte
pauschale Mindestabstandsregelung fiir simtliche Formen des Netzanschlusses
wiirde den unterschiedlichen tatsdchlichen und technischen Gegebenheiten je-
doch nicht hinreichend Rechnung tragen.

Bei Netzanschliissen iiber einzelne Leitungsmasten besteht regelméfig kein mit
klassischen Umspannanlagen vergleichbarer Erweiterungs- und Flachenbedarf.
In diesen Fillen ist es sowohl aus wirtschaftlichen Griinden als auch im
Interesse einer moglichst flachensparenden Ausgestaltung sinnvoll, die
Batteriespeicheranlage in unmittelbarer rdumlicher Ndhe zum Netzanschluss-
punkt zu errichten. Ein pauschaler Mindestabstand wiirde zusétzliche Leitungs-
wege, eine groBBere Flicheninanspruchnahme, héhere Netzanschlusskosten und
zusitzliche elektrische Verluste verursachen, ohne dass dem regelméfig ein
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entsprechender betrieblicher oder netztechnischer Nutzen gegentibersteht.

Gleichwohl miissen auch bei Mastanschliissen die berechtigten Belange des
sicheren Netzbetriebs gewahrt bleiben. Insbesondere diirfen die Schutzstreifen
der Leitung sowie die fiir Betrieb, Wartung und Instandsetzung erforderlichen
Zugangs- und Arbeitsflichen nicht beeintrichtigt werden. Zudem miissen im
Storungsfall, etwa bei einem Mastschaden oder Mastumbruch, ausreichend
Flachen fiir die Errichtung notwendiger Provisorien oder Storfallgestinge zur
Verfiigung stehen. Auch konkret absehbare Ersatzneubau- oder Anderungs-
malnahmen, einschlieBlich moglicher kleinrdumiger Verschiebungen der Lei-
tungstrasse, sind angemessen zu beriicksichtigen. Diese Belange lassen sich je-
doch sachgerechter im Rahmen einer einzelfallbezogenen Priifung als durch
einen pauschalen Mindestabstand wahren.

52. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd — neu — (§ 35 Ab-
satz 1 Nummer 13 — neu — BauGB)

Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe a ist durch den folgenden Buchstaben a zu er-
setzen:

,a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 3 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.

bb) In Nummer 11 wird die Angabe ,steht oder durch die Angabe
,,steht,* ersetzt.

cc) In Nummer 12 Buchstabe ¢ wird die Angabe ,,Quadratmeter. durch
die Angabe ,,Quadratmeter oder* ersetzt.

dd) Nach Nummer 12 wird die folgende Nummer 13 eingefiigt:

,13. Einrichtungen der Feuerwehr, des Katastrophenschutzes und des
Zivilschutzes sowie Rettungsdienststandorte, wenn das Vorha-
ben von einer Gemeinde oder einer sonstigen Korperschaft des
offentlichen Rechts oder in deren Auftrag errichtet, gedndert
oder zur Nutzung als Einrichtung nach Halbsatz 1 umgenutzt
wird; dies gilt auch fiir die Anderung eines zuldssigerweise er-
richteten Gebdudes zu einer Einrichtung der Feuerwehr, des Ka-
tastrophenschutzes oder des Zivilschutzes oder zu einem Ret-
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tungsdienststandort.
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Folgednderung:

In Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe d Doppelbuchstabe aa ist Dreifachbuchsta-
be eee zu streichen.

Begriindung:

Der Gesetzentwurf sieht eine neue Nummer 7 in § 35 Absatz4 Satz 1
BauGB-E vor (Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe d Doppelbuchstabe aa Drei-
fachbuchstabe eee). Danach sollen die Errichtung, Anderung oder Nutzungsin-
derung einer Einrichtung, die der Erfiillung der Aufgaben einer Feuerwehr oder
eines Rettungsdienstes dienen, durch oder im Auftrag der Gemeinde oder einer
sonstigen Korperschaft des offentlichen Rechts im Auflenbereich privilegiert
sein. Diese Privilegierung erfolgt als Teilprivilegierung nach § 35 Absatz 4
BauGB.

Die Verortung in § 35 Absatz4 BauGB ist unzureichend. § 35 Absatz 4
BauGB begriindet keine echte Privilegierung, sondern erleichtert lediglich die
Zuldssigkeit von Vorhaben in bestimmten Fillen: Das Vorhaben muss einem
zuldssigerweise errichteten Gebdude dienen. Eine Neuansiedlung im Aul3enbe-
reich und die Umnutzung bestehender Gebdude — etwa leer gefallener Gewer-
bebauten oder landwirtschaftlicher Anlagen — zu Feuerwehr- oder Rettungs-
dienststandorten liee die Teilprivilegierung nicht zu.

Der entscheidende Unterschied zur Vollprivilegierung nach § 35 Absatz 1
BauGB liegt in der Rechtsfolge: Vollprivilegierte Vorhaben sind zuldssig, so-
fern keine offentlichen Belange entgegenstehen und die ErschlieBung gesichert
ist. Der Vorhabenstrager muss nicht nachweisen, dass das Vorhaben einem be-
stehenden Gebdude dient. Gerade diese Mdglichkeit bendtigen Kommunen im
verdichteten Raum: Fldchenknappheit und die Notwendigkeit, vorhandenen
Gebdudebestand sinnvoll umzunutzen, erfordern planungsrechtliche Flexibili-
tit, die § 35 Absatz 4 BauGB nicht in hinreichendem Mal3e bietet.

Zudem weist der gewéhlte Begriff ,,Rettungsdienst™ terminologische Unschér-
fen auf.

In Bayern bezeichnet die ,,Rettungswache® nur rund um die Uhr besetzte
Standorte; zeitweise besetzte Stellpldtze und Rettungsdienststandorte anderer
Lander werden von dem Begriff nicht zweifelsfrei erfasst. Ein bundesweit ein-
heitlich anwendbarer neutraler Sammelbegriff (,,Rettungsdienststandorte und
»Einrichtungen der Feuerwehr*) vermeidet Vollzugsunsicherheiten.

Feuerwehren und Rettungsdienste sind der Inbegriff kommunaler Daseinsvor-
sorge. Der Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD sieht in Randnum-
mer 2118 ausdriicklich vor, Privilegierungen fiir Projekte der Daseinsvorsorge
zu ermoglichen. Diesem Auftrag wird durch die vorgeschlagene Vollprivilegie-
rung nach § 35 Absatz 1 Nummer 13 — neu — BauGB entsprochen.
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Die Aufnahme in § 35 Absatz 1 BauGB fiigt sich systemkonform ein: Die Vor-
schrift enthilt bereits Privilegierungstatbestéinde fiir Vorhaben, die typischer-
weise auf Standorte im AuBlenbereich angewiesen sind oder dem Gemeinwohl
in besonderer Weise dienen. Die kommunale Selbstverwaltungsgarantie in Ar-
tikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes schliefit das Recht ein, eigenverantwort-
lich fiir den kommunalen Brandschutz zu sorgen. Eine bundesrechtliche Rege-
lung, die Kommunen zwingt, im aufwendigen Ausnahmeverfahren offentliche
Belange zu widerlegen, die bei Feuerwehrstandorten schlechthin nicht entge-
genstehen konnen, untergribt dieses Recht systemwidrig.

Unerwiinschten Standorten kann weiterhin durch § 35 Absatz 3 BauGB begeg-
net werden. Die Vollprivilegierung fiihrt nicht zu einer unkontrollierten Zulas-
sung solcher Vorhaben. Sie stellt lediglich sicher, dass Feuerwehr und Ret-
tungsdienst sowie Einrichtungen des Zivil- und Katastrophenschutzes im Au-
Benbereich keinen unverhéltnisméBigen planungsrechtlichen Hiirden begegnen,
die fiir diese unverzichtbaren Einrichtungen der 6ffentlichen Daseinsvorsorge
sachlich nicht gerechtfertigt sind.

53. Zu Artikel 1 Nummer 35 (§ 35 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe d BauGB) und
Nummer 82 (§ 246d BauGB)

Der Bundesrat begriift, dass der vorliegende Gesetzentwurf in der Neufassung
des § 246d Absatz 4 BauGB die Problematik des ,,raumlich-funktionalen* Zu-
sammenhangs in Verbindung mit Satelliten-Blockheizkraftwerken erkannt und
mit dem Tatbestandsmerkmal der ,rdumlichen Ndhe* einen sachgerechteren
Ankniipfungspunkt vorgesehen hat.

Der Bundesrat gibt zu bedenken, dass der aktuelle Gesetzentwurf die Potenziale
der Bioenergie als steuerbarer erneuerbarer Energietriger nur unzureichend aus-
schopft. Biogas leistet aufgrund seiner Speicherbarkeit und flexiblen Einsatz-
fahigkeit einen systemrelevanten Beitrag zur Versorgungssicherheit und zur
Integration Erneuerbarer Energien im Energiesystem.

Der Bundesrat bemingelt, dass die Sonderregelungen fiir Biogasanlagen wei-
terhin befristet bleiben. Zur Sicherung von Planungs- und Investitionssicherheit
sowie zur Stirkung des weiteren Ausbaus der nachhaltigen energetischen Nut-
zung von Biomasse — insbesondere Rest- und Abfallstoffe — bittet der Bundes-
rat, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Regelungen in § 246d BauGB zu
entfristen, so wie es bereits im Referentenentwurf vorgesehen war.

Dariiber hinaus hélt der Bundesrat die Begrenzung der Biogaskapazitit auf
2,3 Millionen Normkubikmeter pro Jahr fiir nicht mehr zeitgemiB3. Um wirt-
schaftlich und technisch sinnvolle Erzeugungspotenziale zu nutzen, ist im wei-
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teren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob eine Anhebung oder sachgerechte
Anpassung der Grenze in § 35 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe d BauGB erfol-
gen kann.

Begriindung:

Bioenergie ist neben Wind- und Solarenergie ein unverzichtbarer Baustein der
erneuerbaren Energieversorgung. Sie triagt nicht nur zur Erreichung der Klima-
und Energieziele bei, sondern erhoht auch die Resilienz des Energiesystems,
weil sie wetterunabhingig, speicherbar und bedarfsgerecht einsetzbar ist. Der
Gesetzentwurf greift die Problematik des rdumlichen Zusammenhangs bei
Satelliten-Blockheizkraftwerken auf und sieht eine Verldngerung der befriste-
ten Sonderregelung vor. Er beriicksichtigt jedoch die systemischen Flexibili-
tatspotenziale der Bioenergie, insbesondere ihre Funktion als regelbare Ergén-
zung zu fluktuierenden Energiequellen, nur unzureichend. Die Befristung der
Sonderregelungen erzeugt weiterhin Rechtsunsicherheit und hemmt Investitio-
nen. Gerade bei kapitalintensiven Vorhaben mit langen Amortisationszeit-

rdumen ist ein verldsslicher und dauerhaft angelegter Rechtsrahmen erforder-
lich.

Die bestehende Kapazitétsgrenze in § 35 Absatz 1 wirkt zudem als strukturelle
Beschriankung fiir die weitere Flexibilisierung und Effizienzsteigerung. Eine
moderate Offnung der Grenze wiirde es ermdglichen, vorhandene Anlagen
besser auszulasten, Reststoffe und Nebenprodukte stirker zu nutzen und zu-
sitzliche erneuerbare Energie bereitzustellen.

54. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe ¢ (§ 35 Absatz 3 Satz 3a — neu — BauGB)

Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe ¢ ist durch den folgenden Buchstaben ¢ zu er-
setzen:

,¢) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 werden << ... weiter wie Vorlage ... >>
bb) Nach Satz 3 wird der folgende Satz eingefiigt:

»datz 3 gilt nicht fiir Vorhaben der oOffentlichen Versorgung mit
Mobilfunkdienstleistungen.*

Begriindung:

Der flachendeckende Ausbau des Mobilfunks ist fiir Wirtschaft, offentliche
Sicherheit und den gleichberechtigten Zugang zu digitalen Diensten von zen-
traler Bedeutung. Sowohl die Lander als auch die Bundesregierung haben sich
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wiederholt fiir eine Beschleunigung des Telekommunikationsausbaus ausge-
sprochen, so auch im Bund-Lander-Pakt fiir Planungs-, Genehmigungs- und
Umsetzungsbeschleunigung sowie in dem am 8. Juni 2026 unterzeichneten
Memorandum of Understanding ,,Bestes Netz fiir Deutschland*.

Daher sollten bauplanungsrechtliche Hiirden bei Vorhaben im Aufenbereich
moglichst abgebaut werden. Dies betrifft die gegenwértige Regelung in § 35
Absatz 3 Satz 3 BauGB. Die Ausweisung von Konzentrationsflichen ist fiir
den Mobilfunkausbau ungeeignet. Im Mobilfunkausbau geht es gerade um die
Verteilung der Mobilfunkstandorte in der Flache. Mit einer Konzentration von
Mobilfunkmasten in einem bestimmten Bereich ldsst sich das Ziel einer
flichendeckenden Mobilfunkversorgung nicht erreichen.

Funkwellen breiten sich von der Antenne wie konzentrische Wellen in einem
Wasserbecken aus. Aufgrund physikalischer und technischer Gegebenheiten
(Ausbreitung, Abschattung, Ddmpfung von Funkwellen und topographische
Effekte) ist die Festlegung von Konzentrationsflaichen daher fiir Mobilfunk-
standorte ungeeignet. Eine flichendeckende Netzabdeckung und eine effiziente
Funkwellenausbreitung erfordern den Einsatz verteilter Standorte. Zudem sind
bei der Auswahl geeigneter Standorte zahlreiche komplexe technische, betrieb-
liche und planerische Faktoren zu beriicksichtigen. Die Festlegung von Kon-
zentrationsflichen kann daher zur faktischen Unmoglichkeit einer flichen-
deckenden Mobilfunkversorgung fithren. Des Weiteren wurden Fille bekannt,
in denen durch die Ausweisung von Konzentrationsflichen missbriuchlich die
Errichtung von Mobilfunkanlagen im Gemeindegebiet verhindert wurde (unzu-
lassige Verhinderungsplanung).

Zur Schaffung von Rechtssicherheit, zur Beschleunigung des Mobilfunkinfra-
strukturausbaus und zur Vermeidung technisch-physikalisch unzulidnglicher
Vorgaben sollten Mobilfunkanlagen daher von § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB
ausgenommen werden.

55. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe d Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchsta-
be aaa; — neu — (§ 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe d Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchsta-
be aaa ist der folgende Dreifachbuchstabe aaa; einzufiigen:

,aaa1) Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

,»2. die Neuerrichtung eines gleichartigen Wohngebaudes an gleicher
Stelle unter folgenden Voraussetzungen:

a) das vorhandene Gebidude ist zuldssigerweise errichtet wor-
den,

b) das vorhandene Gebdude weist Missstinde oder Miangel auf
und
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c) Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass das neu errichte-
te Gebéude flir den Eigenbedarf des Eigentiimers oder seiner
Familie genutzt wird,* ¢

Begriindung:

Die Anderung des § 35 Absatz4 Satz1 Nummer2 BauGB verfolgt den
Zweck, bestehende Wohnungsbaupotentiale mafB3voll auch im AuBlenbereich zu
heben und Biirokratie fiir die Genehmigungsbehdrden abzubauen.

Zum einen soll das in § 35 Absatz 4 Satz | Nummer 2 Buchstabe ¢ BauGB ge-
regelte Erfordernis der lingeren Selbstnutzung des vorhandenen Wohngebau-
des durch den Eigentiimer im Fall der Neuerrichtung eines Ersatzwohnhauses
wegfallen. Dies hatte bereits die Baulandkommission im Jahr 2019 vorgeschla-
gen (vgl. Handlungsempfehlungen der Baulandkommission, Seite 9).

Zum anderen soll die Beschrinkung der Selbstnutzung auf den bisherigen Ei-
gentiimer oder dessen Erben (§ 35 Absatz4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d
BauGB) aufgegeben werden. Kiinftig soll es geniigen, dass das Gebidude vom
Eigentiimer oder seiner Familie selbst genutzt wird, auch wenn der Eigentiimer
zuvor wechselt. Eine Vermietung an familienfremde Personen wird auch wei-
terhin ausgeschlossen. Bei einem Wohngebiude, das zuldssigerweise errichtet
worden ist, ist es fiir die Frage der Neuerrichtung eines gleichartigen Wohnge-
biudes nicht entscheidend, ob das neue Gebidude in der Hand der Familie
bleibt. Mallgebend ist die Ausnutzung bestehender Moglichkeiten der Wohn-
raumversorgung. Am Bauvolumen, der Nutzung und der Funktion des zu erset-
zenden Gebédudes dndert sich nichts; es erfolgt keine zusitzliche Versiegelung
von Fliche.

56. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe d Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchsta-
be ccc Vierfachbuchstabe bbbb — neu — (§ 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 einlei-
tender Satzteil und Buchstabe ¢ BauGB)

Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe d Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchstabe ccc
ist durch den folgenden Dreifachbuchstaben ccc zu ersetzen:

,ccc) Nummer 5 wird wie folgt gedndert:

aaaa) Im einleitenden Satzteil wird die Angabe ,,zwei Wohnungen*
<< ... weiter wie Vorlage ... >>

bbbb) In Buchstabe c ist die Angabe ,,bisherigen* zu streichen.*
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Begriindung:

Fiir zusitzlichen Wohnungsbau ist die Ausnutzung aller bestehender Moglich-
keiten der Wohnraumversorgung erforderlich, im mafvollen Umfang auch im
AuBenbereich. Bei einem Wohngebiude, das zuldssigerweise errichtet worden
ist, ist es fiir die Frage der Erweiterung nicht entscheidend, ob das vorhandene
Wohngebdude vom bisherigen Eigentlimer oder seiner Familie genutzt wird.
Kiinftig soll es geniigen, dass das erweiterte Gebdude vom Eigentiimer oder
seiner Familie selbst genutzt wird, auch wenn der Eigentiimer zuvor wechselt.
Hierzu soll in § 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe ¢ BauGB das Wort
,bisherigen* gestrichen werden. Eine Vermietung des Gebdudes oder der neu
errichteten Wohnung an familienfremde Personen, auch als Ferienwohnung, ist
dagegen auch weiterhin ausgeschlossen.

Die bereits im Gesetzentwurf enthaltene Anderung der Vorschrift wird unver-
andert iibernommen.

57. Zu Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe d; — neu — (§ 35 Absatz 5 Satz 1 und Satz 2
BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 35 Buchstabe d ist der folgende Buchstabe d; einzufii-
gen:

,d1) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,,Absédtzen 1 bis 4 durch die Angabe ,,Ab-
siatzen 1, 1a bis 4° ersetzt.

b) In Satz 2 wird jeweils nach der Angabe ,,Nummer 9 bis 12 die Anga-
be ,,und nach Absatz 1a*“ eingefligt.*

Begriindung:

Der Gesetzentwurf beinhaltet mit § 35 Absatzla 1. V.m. §5 Absatz5
BauGB-E eine Aufwertung des Flichennutzungsplans fiir den Auenbereich zu
einer einstufigen Planung und zielt dabei insbesondere auf Transformations-
vorhaben im Bereich der erneuerbaren Energien und der Elektromobilitit so-
wie auf Rechenzentren ab. Die Regelung soll den Gemeinden die Moglichkeit
geben, im Aullenbereich Sonderbauflichen darzustellen, in denen Darstellun-
gen zur Art der baulichen Nutzung die Rechtswirkung des § 35 Absatz la
BauGB-E zukommen soll und sich damit im Ergebnis wie eine gesetzliche Pri-
vilegierung auswirken.

§ 35 Absatz 5 Satz 1 BauGB sieht fiir die nach § 35 Absétze 1 bis 4 BauGB zu-
lassigen Vorhaben eine flachensparende, die Bodenversiegelung auf das not-
wendige Mal} begrenzende und den Aufenbereich schonende Bauweise vor.
Wegen der moglicherweise weitreichenden Inanspruchnahme des Auf3enbe-
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reichs durch Vorhaben nach § 35 Absatz 1a i. V.m. § 5 Absatz 5 BauGB-E
sollte die bauplanungsrechtliche Verpflichtung nach § 35 Absatz5 Satz 1
BauGB auch fiir die neue Privilegierungsregelung gelten.

Zum Zwecke einer Harmonisierung mit im Auflenbereich privilegierten Vor-
haben, fiir deren Zulassung eine Riickbauverpflichtung nach § 35 Absatz 5
Satz 2 BauGB Voraussetzung ist, sollte zudem vor dem Hintergrund eines
moglichst umfassenden AuBlenbereichsschutzes eine Ausweitung der Regelung
des § 35 Absatz 5 Satz 2 BauGB auf § 35 Absatz 1a BauGB-E erfolgen.

58. Zu Artikel 1 Nummer 37 Buchstabe a (§ 44 Absatz 3 Satz 3 BauGB), Num-

mer 40 (§ 64 Absatz?2 Satz3 BauGB), Nummer44 (8§ 99 Absatz3 Satz 1

BauGB), Nummer 46 (§ 129 Absatz 1 Satz 3) und Nummer 46a — neu — (§ 133

Absatz 3 Satz 4 und § 135 Absatz 3 Satz 3 BauGB)

Artikel 1 ist wie folgt zu dndern:

a)

b)

©)

d)

In Nummer 37 Buchstabe a § 44 Absatz 3 Satz 3 ist jeweils die Angabe
,Prozent* durch die Angabe ,,Prozentpunkte zu ersetzen.

In Nummer 40 § 64 Absatz 2 Satz 3 ist die Angabe ,,Prozent* durch die
Angabe ,,Prozentpunkte® zu ersetzen.

In Nummer 44 § 99 Absatz 3 Satz 1 ist die Angabe ,,Prozent* durch die
Angabe ,,Prozentpunkte® zu ersetzen.

In Nummer 46 ist die Angabe ,,, § 133 Absatz 3 Satz 4 und § 135 Absatz 3
Satz 3 wird jeweils* durch die Angabe ,,wird* zu ersetzen.

Nach Nummer 46 ist die folgende Nummer 46a einzufiigen:

,46a. In § 133 Absatz 3 Satz 4 und § 135 Absatz 3 Satz 3 wird jeweils die

Angabe ,,vom Hundert* durch die Angabe ,,Prozentpunkte ersetzt.*

Begriindung:

Der bisherige Begriff ,,vom Hundert* sollte in ,,Prozentpunkte* gedndert wer-
den. Dadurch kommt das gesetzgeberisch Gewollte, dass bei einem Basiszins-
satz von derzeit 1,27 Prozent eine Verzinsung in Hohe von 3,27 Prozent er-
folgt, eindeutiger zum Ausdruck. Mit dem Begriff , Prozent wére auch ein
Zinssatz von 1,2954 Prozent denkbar. Dies wurde bereits in der Linderanho-
rung zum Gesetzentwurf vorgebracht.



-53- Drucksache 334/26 (Beschluss)

Die Formulierung ,,Prozentpunkte entspricht im Ubrigen den Regelungen des
BGB.

Die Anderung beriihrt hinsichtlich Artikel 1 Nummer 46 lediglich die §§ 133
Absatz 3 Satz 4 und 135 Absatz 3 Satz 3 BauGB, da nur diese beiden Regelun-
gen die Hohe einer Verzinsung vorgeben (,,2 vom Hundert {iber dem Basis-
zinssatz*). § 129 Absatz 1 Satz 3 bestimmt indessen, dass Gemeinden mindes-
tens 10 vom Hundert des beitragsfahigen ErschlieBungsaufwandes tragen. Hier
nimmt die Angabe ,,vom Hundert* eine andere Bedeutung ein.

Die Anderung betrifft nicht die mit der Bundesratsdrucksache beabsichtigte
Anpassung des § 129 Absatz 1 Satz 3 BauGB-E. Nummer 46 war daher inso-
weit zu dndern, als dass die neue Nummer 46a. nunmehr die inhaltlichen Ande-
rungen der §§ 133 und 135 gesondert regelt.

In § 129 Absatz 1 Satz 3 BauGB kann die urspriingliche Anderung von ,,vom
Hundert in ,,Prozent* beibehalten werden. Eine Trennung des § 129 Absatz 1
Satz 3 BauGB und der §§ 133 Absatz 3 Satz 4 und 135 Absatz 3 Satz 3 BauGB
ist daher erforderlich.

59. Zu Artikel 1 Nummer 39 (§ 58a Uberschrift, Satz 1 und Satz 3 BauGB)

Artikel 1 Nummer 39 § 58a ist wie folgt zu dndern:

a)

b)

In der Uberschrift ist die Angabe ,,in Gebieten mit einem angespannten
Wohnungsmarkt* zu streichen.

In Satz 1 ist die Angabe ,,In einem Gebiet mit einem angespannten Woh-
nungsmarkt, das im Zeitpunkt der Beschlussfassung gemiB3 § 47 nach
§ 201a bestimmt ist, kann die Gemeinde* durch die Angabe ,,Die Gemeinde
kann* zu ersetzen.

Satz 3 ist zu streichen.

Begriindung:

§ 58a BauGB-E fiihrt den sozialen Flichenbeitrag im Rahmen der Baulandum-
legung ein, beschrinkt dieses Instrument jedoch auf Gemeinden mit formlich
festgestelltem angespannten Wohnungsmarkt nach § 201a BauGB. Diese Be-
schrinkung ist nicht gerechtfertigt und schriankt die kommunale Handlungsfa-
higkeit zur Schaffung von Sozialwohnungen unnétig ein.

Der Bedarf an sozialem Wohnungsbau ist nicht auf Gebiete mit formlich fest-
gestelltem angespanntem Wohnungsmarkt begrenzt. Auch in Gemeinden, die
die Voraussetzungen des § 201a BauGB nicht erfiillen oder in denen ein ent-
sprechendes Verfahren nicht eingeleitet wurde, besteht ein erheblicher Bedarf
an sozialem Wohnungsbau und ein berechtigtes kommunalpolitisches Interes-
se, diesen durch planungsrechtliche Instrumente zu fordern. Die Feststellung
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eines angespannten Wohnungsmarkts erfordert zudem einen erheblichen admi-
nistrativen Aufwand und ist zeitlich auf fiinf Jahre begrenzt; dadurch entstehen
Schutzliicken und Vollzugsunsicherheiten.

Durch die Entkoppelung von § 201a BauGB wird der soziale Flachenbeitrag
als allgemein verfiigbares Instrument der Baulandumlegung ausgestaltet. Die-
ses konnen alle Gemeinden bedarfsgerecht und ohne vorgeschaltete administra-
tive Hiirden einsetzen. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 58a
BauGB-E — insbesondere die Zweckbindung der zugeteilten Flache fiir den so-
zialen Wohnungsbau und die Verpflichtung zur zeitnahen Realisierung — stel-
len weiterhin sicher, dass das Instrument zielgerichtet eingesetzt wird.

Die Erweiterung des Anwendungsbereichs auf alle Gemeinden stidrkt das
kommunale Planungsrecht, reduziert den Verwaltungsaufwand und entfaltet
einen breiteren wohnungsbaupolitischen Impuls. Sie steht im Einklang mit dem
Ziel des Gesetzentwurfs, Wohnungsbau zu fordern und biirokratische Hemm-
nisse abzubauen.

60. Zu Artikel 1 Nummer 39 (§ 58a BauGB)

Der Bundesrat begriilt die Zielsetzung, den Bau bezahlbaren und geforderten
Wohnraums zu unterstiitzen. Zur Wahrung der Rechtssicherheit und zur Ver-
meidung unverhéltnisméBiger Belastungen der Vorhabentrager bittet er jedoch
im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, bundesgesetzlich klarere Krite-
rien und Obergrenzen fiir die Ausgestaltung des sozialen Flidchenbeitrags vor-
zusehen.

Begriindung:

Die Zielsetzung, die Schaffung von bezahlbarem und gefordertem Wohnraum
zu unterstiitzen, wird begriilt. Um eine rechtssichere und einheitliche Anwen-
dung sicherzustellen, sollten jedoch bundesgesetzliche Leitplanken vorgesehen
werden. Ohne hinreichend bestimmte Kriterien besteht die Gefahr unterschied-
licher kommunaler Anforderungen und damit verbundener Rechtsunsicherhei-
ten fiir Vorhabentrdger. Klare Vorgaben konnen dazu beitragen, die Akzeptanz
und Praktikabilitdt der Regelung zu erhohen.
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61. Zu Artikel 1 Nummer 43a — neu — (§ 89 Absatz 3 Satz 1a — neu — BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 43 ist die folgende Nummer 43a einzufiigen:
,43a.  Nach § 89 Absatz 3 Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Liegt das Grundstiick im Gebiet einer Satzung nach § 172 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2, gilt § 27 Absatz 2 fiir den Inhalt der Verpflichtung
nach Satz 1 sinngemal.* ¢

Begriindung:

§ 89 Absatz 3 BauGB regelt unter anderem den Inhalt der VerduBerungspflicht
der Gemeinde nach dem Erwerb eines Grundstiicks durch Ausiibung eines
Vorkaufsrechts. Durch den Verweis auf § 27 Absatz 2 BauGB-E wird sicher-
gestellt, dass dem Kiufer bei der gemeindlichen VerduBerung von Grundstii-
cken in Gebieten mit sozialer Erhaltungssatzung Verpflichtungen zur kiinftigen
Einhaltung der Satzungsziele entsprechend den Anforderungen an Abwen-
dungserklarungen bzw. -vereinbarungen auferlegt werden konnen. Damit wird
auf VerduBerungsebene eine der wesentlichen Nebenfolgen des Urteils des
Bundesverwaltungsgerichts vom 9. November 2021 korrigiert und die derzeit
unter Milieuschutzgesichtspunkten bestehende Liicke im Vorkaufrechtssystem
des BauGB beseitigt.

62. Zu Artikel 1 Nummer 43a — neu — (§ 97 Absatz 2 Satz 4 BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 43 ist die folgende Nummer 43a einzufiigen:

,43a. In § 97 Absatz 2 Satz 4 wird nach der Angabe ,,schriftlich® die Angabe
» » elektronisch* eingefiigt.*

Begriindung:

Mit der Anderung wird das Enteignungsverfahren punktuell fiir die elektroni-
sche Kommunikation gedftnet.

Gegenstand ist hier die Art der Entschiddigung, nicht der Entschiddigungsan-
spruch als solcher. Der Eigentiimer kann mit seinem Antrag die Art der Ent-
schiadigung beeinflussen. Aufgrund der langlaufenden Verfahren diirfte sich
der Betroffene bereits hinreichend mit den unterschiedlichen Arten der Ent-
schidigung auseinandergesetzt haben, sodass eine ,,Ubersicherung® des An-
trags durch die Schriftform nicht angezeigt ist.
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63. Zu Artikel 1 Nummer 44a — neu — (§ 100 Absatz 7 BauGB) und Nummer 44b

—neu —(§ 101 Absatz 2 BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 44 sind die folgenden Nummern 44a und 44b einzufii-

gen:

,44a. In § 100 Absatz 7 wird nach der Angabe ,schriftlich“ die Angabe

44b.

,» » elektronisch* eingefiigt.

In § 101 Absatz2 wird nach der Angabe ,schriftlich“ die Angabe
» » elektronisch* eingefiigt.*

Begriindung:

Mit der Anderung wird das Enteignungsverfahren punktuell fiir die elektroni-
sche Kommunikation gedffnet.

Gegenstand ist hier die Art der Entschddigung, nicht der Entschidigungsan-
spruch als solcher. Der Eigentiimer kann mit seinem Antrag die Art der Ent-
schidigung beeinflussen. Aufgrund der langlaufenden Verfahren diirfte sich
der Betroffene bereits hinreichend mit den unterschiedlichen Arten der Ent-
schidigung auseinandergesetzt haben, sodass eine ,,Ubersicherung® des An-
trags durch die Schriftform nicht angezeigt ist.

64. Zu Artikel 1 Nummer 45 (§ 108 BauGB)

Artikel 1 Nummer 45 ist durch die folgende Nummer 45 zu ersetzen:

,45. § 108 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 << ... weiter wie Vorlage ... >>

b) In Absatz 3 Nummer 3 wird nach der Angabe ,,schriftlich® die Angabe

,,oder elektronisch eingefiigt.

Begriindung:

Mit der Anderung wird das Enteignungsverfahren punktuell fiir die elektroni-
sche Kommunikation gedffnet.

Es wird die Erhebung von Einwendungen im Enteignungsverfahren verein-
facht, indem diese fortan auch elektronisch, zum Beispiel als elektronisches
Dokument, eingereicht werden kénnen. Zwar handelt es sich beim Enteig-
nungsverfahren um eines, an dessen Ende erhebliche Rechtsdnderungen stehen
konnen, gleichwohl ist die Behdrde im Rahmen der Amtsermittlung zur umfas-
senden Aufkldrung des Sachverhalts angehalten, sodass auch etwaige Zweifel
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an der Erkldrung in Rahmen der Amtsermittlung ausgerdumt werden konnen.

Die Einwendungen des Betroffenen bediirften daher keiner gesteigerten ,,Absi-
cherung® durch die Schriftform.

65. Zu Artikel 1 Nummer 45a — neu — (§ 109 Absatz 1 BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 45 ist die folgende Nummer 45a einzufiigen:

,45a.  In § 109 Absatz 1 wird nach der Angabe ,,schriftlich® die Angabe ,,oder
elektronisch* eingefiigt.

Begriindung:

Mit der Anderung wird das Enteignungsverfahren punktuell fiir die elektroni-
sche Kommunikation gedftnet.

Die Genehmigung der in § 51 BauGB bezeichneten Rechtsvorgiinge kann auch
elektronisch, zum Beispiel als elektronisches Dokument, erfolgen. Unter ande-
rem verweist § 109 Absatz 4 BauGB auf § 22 Absatz 5 Satz 2 bis 5 BauGB;
dieser sieht eine Genehmigungsfiktion fiir die entsprechenden Antrdge im
Rahmen des BauGB-Verfahrens vor (das EEG NRW hat beispielsweise keine
entsprechende Regelung). Wenn jedoch hier bereits der Weg fiir eine Fiktion
der Genehmigung er6ffnet ist, deren Eintritt nach § 42a Absatz 3 VwV{G nur
auf Verlangen zu bescheinigen ist, werden seitens des BauGB-Gesetzgebers an
diese Genehmigung keine gesteigerten formalen Anforderungen gestellt. Inso-
fern kann hiernach auf die Schriftform verzichtet werden.

Der Bundesrat regt ergiinzend an, die Anderung auch in § 51 BauGB entspre-
chend vorzunehmen.

66. Zu Artikel 1 Nummer 47 (§ 135a Absatz3 Satz2 und Satz3 BauGB) und
Nummer 48 (§ 135d Absatz 2 Satz 1 BauGB)

Artikel 1 ist wie folgt zu dndern:

a) Nummer 47 § 135a Absatz 3 Satz 2 und 3 ist durch den folgenden Satz zu
ersetzen:

,Die Gemeinde erhebt einen Kostenerstattungsbetrag zur Deckung ihres
Aufwands fiir Malnahmen zum Ausgleich einschlieBlich der erforderlichen
Kosten fiir deren Planung, Unterhaltung sowie fiir die Fldchenbereitstellung
unter Einbeziehung der Personal- und sonstigen Verwaltungskosten®
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b) Nummer 48 § 135d Absatz 2 Satz 1 ist durch den folgenden Satz zu erset-
zen:

,Die Ersatzzahlung bemisst sich entsprechend § 135a Absatz 3 Satz 2 nach
den durchschnittlichen Kosten der nicht durchfiihrbaren Ausgleichsmal-
nahmen einschlieBlich der erforderlichen durchschnittlichen Kosten fiir de-
ren Planung und Unterhaltung sowie die Flachenbereitstellung unter Einbe-
ziehung der Personal- und sonstigen Verwaltungskosten.*

Begriindung:
Zu Buchstabe a:

In der Praxis sind fiir eine Reihe von Ausgleichsmafinahmen Pflege- bzw. Un-
terhaltungszeitrdume erforderlich, die iiber fiinf Jahre hinausgehen. Gesonderte
vertragliche Vereinbarungen mit Grundstiickseigentiimern wiirden insbesonde-
re bei Angebotsbebauungspldnen zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand
fiihren.

Die vorgeschlagene Anderung ermdglicht eine einheitliche Handhabung der
Kostenerstattung, entlastet die Verwaltungspraxis und stellt sicher, dass die der
offentlichen Hand bei der MaBBnahmendurchfiihrung entstehenden Personal-
und Verwaltungskosten refinanziert werden.

Zu Buchstabe b:

Die vorgeschlagene Anderung stellt eine Angleichung an die Formulierung zur
Bemessung des Ersatzgeldes in § 15 Absatz 6 Satz 2 BNatSchG dar. Analog zu
der vorgeschlagenen Anpassung in § 135a Absatz 3 Satz 2 BauGB-E fordert
dies die einheitliche Rechtsanwendung, erleichtert die Verwaltungspraxis und
beriicksichtigt addquat die Personal- und Verwaltungskosten, die der offentli-
chen Hand im Zuge der MaBnahmendurchfiihrung entstehen.

Der Bezug zu § 135a Absatz 3 Satz 3 BauGB-E entféllt in Folge der vorge-
schlagenen Anderung zu § 135a Absatz 3 BauGB-E.

67. Zu Artikel 1 Nummer 49 (§ 135e BauGB)

Der Bundesrat begriift die Einfiihrung eines Instruments zur Sicherung und
Entwicklung stidtischer Okosysteme. Er bittet jedoch, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren die verfahrensrechtlichen Anforderungen sowie das Verhéltnis
zu bestehenden Bebauungspldnen und naturschutzrechtlichen Ausgleichsmal-
nahmen klarer zu regeln.
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Begriindung:

Die Einflihrung einer Wiederherstellungssatzung kann einen wichtigen Beitrag
zur Umsetzung der europdischen Wiederherstellungsziele leisten. Fiir eine
rechtssichere Anwendung sind jedoch weitergehende Klarstellungen erforder-
lich. Insbesondere das Verhéltnis zu bestehenden Bebauungsplénen, bereits er-
brachten AusgleichsmaBBnahmen sowie die verfahrensrechtlichen Anforderun-
gen sollten eindeutiger geregelt werden. Dadurch konnen Rechtsunsicherheiten
fiir Gemeinden und Vorhabentridger vermieden und die praktische Umsetzbar-
keit der Regelung verbessert werden.

68. Zu Artikel 1 Nummer 49 (§ 135e BauGB)

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, kurzfristig in einen Abstim-
mungsprozess mit den Lindern und Kommunen zur Definition des sogenannten
»zufriedenstellenden Niveau gemil Artikel 8 der EU-Verordnung zur Wieder-
herstellung der Natur einzutreten und das Ergebnis als Definitionsvorschlag der
Europidischen Kommission vorzulegen.

Begriindung:

Die EU-Wiederherstellungsverordnung (VO (EU) 2024/1991) sieht vor, dass
die Mitgliedstaaten ein ,,zufriedenstellendes Niveau* fiir stddtische Griinfla-
chen und Baumiiberschirmungen in stidtischen Okosystemen festlegen miis-
sen. Ein spiter Beginn des Abstimmungsprozesses zwischen Landern, Kom-
munen und Bund zur Definition des ,,zufriedenstellenden Niveaus® erst nach
Vorlage eines noch zu erstellenden EU-Orientierungsrahmens wiirde Deutsch-
land in eine reaktive Position dringen und die Mdglichkeit verringern, eigene
praktische Erfahrungen und regionale Besonderheiten in den européischen Ori-
entierungsrahmen einflieBen zu lassen. Durch eine friihzeitige, ldnder- und
kommuneniibergreifende Abstimmung konnen bundesweite Standards entwi-
ckelt werden, die sowohl den lokalen Bediirfnissen als auch den europdischen
Vorgaben gerecht werden. Im Sinne eines vorausschauenden Handelns sind die
Ergebnisse dieses Prozesses als eigener Definitionsvorschlag Deutschlands an
die EU-Kommission zu iibermitteln. Dies steigert die Chancen einer praktikab-
len und zielgerichteten spiteren Umsetzung der Verordnung.
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69. Zu Artikel 1 Nummer 52 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb — neu — (§ 144 Ab-
satz 1 Nummer 3 — neu — BauGB)

Artikel 1 Nummer 52 ist durch die folgende Nummer 52 zu ersetzen:
,52. § 144 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 2 wird die Angabe ,,wird.* durch die Angabe ,,wird;*
ersetzt.

bb) Nach Nummer 2 wird die folgende Nummer eingefiigt:

»3. die Verlingerung eines bestehenden schuldrechtlichen
Vertragsverhiltnisses liber den Gebrauch oder die Nut-
zung eines Grundstiicks, Gebdudes oder Gebaudeteils auf
bestimmte Zeit durch ein vertraglich vereinbartes Gestal-
tungsrecht.*

b) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 5 << ... weiter wie Vorlage ... >>

bb) Nach Nummer 5 wird die folgende Nummer 6 eingefiigt:

[3

<< ... weiter wie Vorlage ... >>

Begriindung:

Die vorgeschlagene Ergénzung in § 144 Absatz 1 BauGB um eine neue Num-
mer 3 begriindet einen sanierungsrechtlichen Genehmigungsvorbehalt fiir die
Verlangerung von schuldrechtlichen Vertragsverhiltnissen iiber den Gebrauch
oder die Nutzung eines Grundstiicks, Gebdudes oder Gebdudeteils durch die
Ausiibung eines vertraglich vereinbarten Gestaltungsrechts.

Nach einer Entscheidung des Hanseatischen Oberlandesgerichts vom
25. Mirz 2026 ist die Ausiibung einseitiger Verlangerungsoptionen in bereits
vor Beginn der Sanierung geschlossenen Mietvertrigen nach derzeitiger
Rechtslage nicht von dem Genehmigungsvorbehalt gemall § 144 Absatz 1
Nummer 2 BauGB erfasst, da es sich bei solchen Verldngerungsoptionen nach
der neueren Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes um ein Gestaltungsrecht
handelt und damit nicht um eine — sanierungsrechtlich ohne Weiteres nach
§ 144 Absatz 1 Nummer 2 BauGB bereits genehmigungsbediirftige — neue
Vereinbarung.

Ein sanierungsrechtlicher Genehmigungsvorbehalt fiir die Verldngerung beste-
hender Miet- und Pachtverhéltnisse durch Ausiibung eines Gestaltungsrechts
im Sanierungsgebiet ist jedoch erforderlich.
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Der sanierungsrechtliche Genehmigungsvorbehalt soll das Sanierungsverfahren
gegen Storungen und Erschwerungen durch bestimmte Rechtsvorgéinge absi-
chern, die den Zielen und Zwecken der Sanierung zuwiderlaufen. Rechtsvor-
génge, die sich erschwerend auf den Ablauf der Sanierung auswirken kénnen
oder den Zielen und Zwecken der Sanierung widersprechen, sollen unterbun-
den werden konnen. Der Genehmigungsvorbehalt dient zudem dem Schutz der
Beteiligten, da er diese daran hindert, in Bezug auf Grundstiicke im Sanie-
rungsgebiet Dispositionen zu treffen, die sich beim weiteren Fortgang der Sa-
nierung als verfehlt erweisen.

Hinsichtlich der moglichen Auswirkung auf die Durchfiihrung der Sanierung
steht die einseitige Verldngerung eines Miet- oder Pachtverhéltnisses dem Ab-
schluss einer neuen Vereinbarung im Sinne von § 144 Absatz 1 Nummer 2
BauGB gleich. Gerade in Gewerbemietvertridgen sind langjdhrige und mitunter
mehrfache Verldngerungsoptionen zudem verbreitet. Daher muss der Geneh-
migungsvorbehalt als wichtiges sanierungsrechtliches Steuerungsinstrument
der Verwaltung auch in diesen Féllen zur Verfiigung stehen, um eine wirksame
Kontrolle der Entwicklung im Sanierungsgebiet zu gewihrleisten.

70. Zu Artikel 1 Nummer 52 (§ 144 Absatz 4 Nummer 5 und Nummer 6 BauGB)

Artikel 1 Nummer 52 ist zu streichen.

Begriindung:

Die vorgeschlagene Neuregelung in § 144 Absatz 4 Nummer 6 BauGB-E ver-
folgt gemiaB der Begriindung des Gesetzentwurfs den Zweck, das Verfahren
zur Ausiibung des Vorkaufsrechts fiir den Fall des § 24 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 8 BauGB zu straffen und zu vereinfachen. Hierzu regelt die neu eingefiigte
Nummer 6, dass in Konstellationen, in denen ein Grundstiick in einem Sanie-
rungsgebiet liegt und gleichzeitig die Merkmale einer Schrottimmobilie im
Sinne von § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 BauGB aufweist, das Erfordernis,
einem Kaufvertrag eine sanierungsrechtliche Genehmigung zu erteilen, dann
aufgehoben wird, wenn die Gemeinde fiir dieses Grundstiick ein Vorkaufsrecht
nach § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8§ BauGB auszuiiben beabsichtigt. Damit
wird der Kaufvertrag ohne eine sanierungsrechtliche Genehmigung wirksam
und die Gemeinde kann unmittelbar das Vorkaufsrecht ausiiben.

Dabei ist § 144 Absatz 4 Nummer 6 BauGB-E in seiner rechtlichen Konstruk-
tion problematisch und fiihrt zu Rechtsunsicherheiten. Es ist unklar, welche
Rechtsnatur die Erteilung des Negativzeugnisses iiber den Wegfall des Ge-
nehmigungserfordernisses in Verbindung mit der Mitteilung {liber die Absicht
der Ausiibung des Vorkaufsrechts als reinem Verwaltungsinternum haben soll.
Auch ist unklar, welche Auswirkungen es auf den zunéchst grundsitzlich ge-
nehmigungsbediirftigen Kaufvertrag hat, wenn sich die Gemeinde im Laufe des
Prozesses doch gegen die Ausiibung des Vorkaufsrechts entscheidet. Bei einer
spiteren Entscheidung gegen die Ausiibung des Vorkaufsrechts droht die Ge-
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meinde nach der derzeitigen Fassung der Neuregelung jede Einflussmoglich-
keit auf den Verkauf zu verlieren, wenn bereits durch die einmal gebildete Ab-
sicht, das Vorkaufrecht auszuiiben, der Genehmigungsvorbehalt endgiiltig ent-
féllt. Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht sachgerecht, Grundstiickskauf-
vertrdge in der von § 144 Absatz 4 Nummer 6 BauGB-E beschriebenen Kons-
tellationen generell von der sanierungsrechtlichen Genehmigungsbediirftigkeit
auszunehmen.

Dariiber hinaus ist nicht ersichtlich, weshalb § 144 Absatz4 Nummer 6
BauGB-E dabei nur fiir diesen Fall des Vorkaufsrechts und nicht auch fiir das
Vorkaufsrecht in einem formlich festgelegten Sanierungsgebiet oder stiddtebau-
lichen Entwicklungsbereich geméll § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB
das Verfahren vereinfachen soll.

Infolge der Streichung von § 144 Absatz 4 Nummer 6 BauGB-E ist auch die
vorgeschlagene Anderung von § 144 Absatz 4 Nummer 5 BauGB-E zu strei-
chen.

71. Zu Artikel 1 Nummer 52a — neu — (§ 145 Absatz 2 Satz 2 — neu — BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 52 ist die folgende Nummer 52a einzufiigen:
,52a. Nach § 145 Absatz 2 Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

»Die Gemeinde darf die Genehmigung auch bei Vorliegen von Versa-
gensgriinden nach Satz 1 erteilen, wenn die Voraussetzungen eines Vor-
kaufsrechts nach § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 oder Nummer 8 vorlie-

66 ¢

gen und die Gemeinde beabsichtigt, das Vorkaufsrecht auszuiiben.

Begriindung:
Die vorgeschlagene Regelung in § 145 Absatz 2 Satz 2 BauGB soll an Stelle
des § 144 Absatz 4 Nummer 6 BauGB-E treten, der gestrichen werden soll.

Sie beseitigt bisher bestehende Rechtsunsicherheiten hinsichtlich der Frage, ob
die Gemeinde auch bei Vorliegen von Versagensgriinden einen Kaufvertrag
genehmigen darf, um diesen wirksam werden zu lassen mit dem Zweck, die
Ausiibung eines Vorkaufsrechts zu ermdglichen. Diese Frage wird in der juris-
tischen Literatur derzeit unterschiedlich beurteilt und ist gerichtlich bisher
nicht geklart. Durch die Klarstellung gewinnen Gemeinden daher Rechtssi-
cherheit bei der Ausiibung von Vorkaufsrechten in Sanierungsgebieten, wenn
beim Verkauf eines Grundstiicks im Sanierungsgebiet ein Grund fiir die Versa-
gung der sanierungsrechtlichen Genehmigung besteht, zugleich aber die Aus-
iibung eines Vorkaufsrechts beabsichtigt ist.



-63 - Drucksache 334/26 (Beschluss)

Die vorgeschlagene Regelung bewirkt dabei auch, dass die Priifung der sanie-
rungsrechtlichen Genehmigung sowohl fiir Fille des § 24 Absatz 1 Satz 1
Nummer 8§ BauGB (Vorkaufsrecht bei sogenannten Schrottimmobilien) als
auch des § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB (Vorkaufsrecht in einem Sa-
nierungsgebiet oder stddtebaulichen Entwicklungsbereich) vereinfacht wird,
wenn ein Vorkaufsrecht ausgeilibt werden soll, ohne dass die Gemeinde dabei
jedoch die Einflussmdglichkeit durch den sanierungsrechtlichen Genehmi-
gungsvorbehalt verliert. Insofern stellt der Vorschlag im Hinblick auf das Vor-
kaufsrecht nach § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 BauGB auch eine bessere Al-
ternative zu der beabsichtigten Neuregelung in § 144 Absatz4 Nummer 6
BauGB dar.

72. Zu Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb (§ 172 Absatz 4
Satz 3 Nummer 1 BauGB)

In Artikel I Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb § 172 Absatz 4
Satz 3 Nummer 1 ist die Angabe ,,der Gemeinde* durch die Angabe ,,dem je-

weiligen Erhaltungsgebiet™ zu ersetzen.

Begriindung:

Als VergleichsmaBstab fiir den Ausstattungsstandard in sozialen Erhaltungsge-
bieten sollte das jeweilige Erhaltungsgebiet und nicht das gesamte Gemeinde-
gebiet herangezogen werden. Soziale Erhaltungssatzungen kommen insbeson-
dere in Gebieten, die unter einem starken Aufwertungsdruck stehen, innerhalb
von Grof3stddten zur Anwendung. Sie werden nicht fiir das gesamte Stadtgebiet
angewandt, deshalb sollte eine Konkretisierung des Vergleichsmalistabs fiir
den Ausstattungsstandard erfolgen.

Den Ausstattungsstandard des gesamten Gemeindegebiets zu Grunde zu legen,
wiirde die sehr heterogene Struktur der Wohngebiete innerhalb des Gemeinde-
gebiets libersehen und der Zielsetzung der sozialen Erhaltungssatzung nicht ge-
recht. Insbesondere besteht die Gefahr, dass der Vergleichsmafstab durch die
Einbeziehung strukturell abweichender Gebiete, etwa von Neubau- oder Ein-
familienhausgebieten, verzerrt wird. Dies konnte die Genehmigungsfahigkeit
aufwertender MaBnahmen erweitern und das Verdrangungsrisiko in sozialen
Erhaltungsgebieten erheblich erh6hen.

Weiterhin liegen den wenigsten Stadten stadtweite Daten in der erforderlichen
Detailschirfte vor, wihrend die Daten auf Ebene der Erhaltungsgebiete als
Grundlage fiir den Erlass einer sozialen Erhaltungssatzung erhoben werden.
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73. Zu Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd (§ 172 Absatz 4
Satz 3 Nummer 1b BauGB)

In Artikel I Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd § 172 Absatz 4
Satz 3 Nummer 1b ist die Angabe ,,ausgeschlossen durch die Angabe ,,grund-
sdtzlich nicht zu erwarten® zu ersetzen.

Begriindung:

Die Ergénzungen hinsichtlich der energetischen Sanierung von Gebéduden in
§ 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer la und 1b BauGB-E werden grundsétzlich be-
griift. Dabei spielt eine erhebliche Rolle, dass § 172 Absatz4 Satz 4 ff.
BauGB-E hier den Antragsteller zum Nachweis der erheblichen Tatsachen ver-
pflichtet. Es ist allerdings sicherzustellen, dass die Regelung unbiirokratisch
und praktikabel umgesetzt werden kann. Dazu ist es erforderlich, aufwindige
und mit Prognoseunsicherheiten belastete Berechnungen durch die Genehmi-
gungsbehorde zu vermeiden.

Nachweisanforderungen sollten so ausgestaltet werden, dass die zusitzlichen
Auswirkungen auf die Zusammensetzung der Wohnbevdlkerung von Klima-
schutzmafnahmen nach § 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1b BauGB-E nicht im
Einzelfall ,,ausgeschlossen* werden miissen. Wiirde an dieser Formulierung
festgehalten, hétte dies umfangreiche Nachweispflichten fiir Antragstellende
bei energetischen Maflnahmen sowie einen erheblichen Priifaufwand fiir die
Genehmigungsbehorden zur Folge. Es sollte vielmehr auf das Vorliegen hin-
reichender Anhaltspunkte bzw. einer nachvollziehbaren Prognose abgestellt
werden. Durch eine pauschalere Form des Nachweises kann biirokratischer
Aufwand fiir Antragsstellende und Genehmigungsbehorde vermieden und kon-
nen somit Genehmigungsverfahren beschleunigt werden, sodass die beabsich-
tigte Erleichterung von Klimaschutzmaflnahmen in Gebieten mit sozialer Er-
haltungssatzung tatsdchlich wirksam wird. Eine Abschwiachung der Formulie-
rung in § 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1b BauGB ist deshalb zielfiihrend.

74. Zu Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd (§ 172 Absatz 4
Satz 3 Nummer 1c¢c BauGB)

In Artikel I Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd § 172 Absatz 4
Satz 3 Nummer 1c¢ ist nach der Angabe ,,von Wohnungen die Angabe ,,sowie
wesentlicher Grundrissdnderungen, welche eine Reduzierung der Anzahl der
Réaume innerhalb einer Wohnung zur Folge haben,* einzufiigen.
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Begriindung:

Die neue Regelung in § 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1c BauGB-E sollte so
gestaltet werden, dass wesentliche Grundrissdnderungen, welche negative
Auswirkung auf die Anzahl der Zimmer haben, von der Regelung ausgenom-
men werden, also weiter untersagt bleiben. Damit wird sichergestellt, dass die
Nutzungsflexibilitit des Wohnraums sowie die bestehende Wohnungsgréfen-
struktur im Erhaltungsgebiet weitestgehend erhalten bleiben. Insbesondere
wird verhindert, dass Wohnungen durch die Zusammenlegung von Raumen ih-
re Eignung fiir Familien oder andere grofere Haushalte verlieren und im Falle
der Weitervermietung nur noch fiir einen eingeschrinkten Nutzerkreis in Be-
tracht kommen. Zugleich wird das Risiko einer auf Wohnwertsteigerungen
ausgerichteten Grundrissianderung und damit verbundener spekulativer Anreize
reduziert.

Grundrissdnderungen, welche keinen Einfluss auf die Anzahl der Rdume haben
oder die Anzahl der Rdume innerhalb einer Wohnung erhéhen, sind von der
Regelung ausgenommen und damit reguldr genehmigungsfahig.

75. Zu Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd (§ 172 Absatz 4
Satz 3 Nummer 1¢ BauGB)

In Artikel I Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd § 172 Absatz 4
Satz 3 Nummer lc¢ ist nach der Angabe ,,Erstwohnsitz*“ die Angabe ,,seit min-
destens drei Jahren* einzufiigen.

Begriindung:

Die neue Regelung in § 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1¢ BauGB sollte so ge-
staltet werden, dass die Privilegien des selbstnutzenden Eigentiimers nicht be-
reits unmittelbar mit dem Erwerb der Wohnung entstehen. Es besteht die Ge-
fahr, dass die Regelung fiir spekulative Erwerbe genutzt wird, ohne dass tat-
sdchlich eine nachhaltige Eigennutzung beabsichtigt ist. Daher sollte die Privi-
legierung erst nach einer Mindestdauer von drei Jahren Eigennutzung greifen.

Eine Frist von drei Jahren stellt einen angemessenen Ausgleich zwischen den
Interessen von Eigennutzern und dem Ziel des sozialen Erhaltungsrechts dar.
Sie ist lang genug, um kurzfristige spekulative Erwerbe unattraktiv zu machen,
belastet zugleich aber Personen mit ernsthaftem Eigennutzungsinteresse nicht
iibermdfig. Zudem bildet ein Zeitraum von drei Jahren typischerweise eine
Phase ab, in der sich wesentliche Lebensumstinde konkretisieren konnen.
Dadurch wird sichergestellt, dass die Begiinstigung tatsdchlich Personen zu-
gutekommt, die die Wohnung dauerhaft selbst nutzen mdchten.
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76. Zu Artikel 1 Nummer 61 (§ 175a Absatz 3 Satz 1 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 61 § 175a Absatz 3 Satz 1 ist nach der Angabe ,,Absatz 1
die Angabe ,,in Verbindung mit Absatz 2* einzufiigen.

Begriindung:

Die Anderung dient der Klarstellung, dass die Themen Entsiegelung und Kli-
mawandel auch und sogar in den Fillen des Absatz 3 Satz 2 (Maflnahmen zur
Deckung eines dringenden Wohnbedarfs) bei der Aufstellung eines stiadtebau-
lichen Konzepts von Bedeutung sind.

77. Zu Artikel 1 Nummer 61a — neu — (§ 176 Absatz 1 Satz 1 BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 61 ist die folgende Nummer 61a einzufiigen:
,6la. § 176 Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Gemeinde kann den Eigentiimer durch Bescheid verpflichten, in-
nerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist

1. sein Grundstiick entsprechend den Festsetzungen eines Bebauungs-
plans zu bebauen,

2. ein vorhandenes Gebdude oder eine vorhandene sonstige bauliche
Anlage den Festsetzungen eines Bebauungsplans anzupassen oder

3. sein Grundstiick mit einer oder mehreren Wohneinheiten zu bebauen,
wenn in einem Bebauungsplan oder innerhalb im Zusammenhang
bebauter Ortsteile (§ 34) Wohnnutzungen zugelassen oder zuléssig
sind und wenn es sich um ein nach § 201a bestimmtes Gebiet mit ei-
nem angespannten Wohnungsmarkt handelt. Dabei kann die Ge-
meinde auch das Mal} der Nutzung anordnen.* ¢

Begriindung:

Durch die vorgeschlagene Neuregelung zu § 176 Absatz 1 Satz 1 BauGB wird
die Befugnis der Gemeinde, Grundstiickeigentiimer im Wege des Baugebots
zur Herstellung und Nutzung einer Wohnbebauung in einem Gebiet mit ange-
spanntem Wohnungsmarkt zu verpflichten, auf Grundstiicke ausgeweitet, die
im sog. planungsrechtlichen Innenbereich gem. § 34 BauGB liegen.

Anders als nach § 176 Absatz 2 BauGB ist der Gemeinde damit nicht allein die
Anordnung moglich, ein Grundstiick irgendeiner nach § 34 BauGB zuldssigen
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Nutzung zuzufiihren. Mdéglich ist vielmehr, speziell die Wohnnutzung sowie
das MaB der baulichen Nutzung zu bestimmen.

78. Zu Artikel 1 Nummer 70 Buchstabe b (§ 209 Absatz 3 Satz 1 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 70 § 209 Absatz 3 Satz 1 ist nach der Angabe ,,einem
Grundstiick® die Angabe ,,konkrete Anhaltspunkte fiir* einzufiigen.

Begriindung:

§ 209 Absatz 3 Satz 1 BauGB-E sollte so gefasst werden, dass die Beauftragten
der Behorde das Grundstiick bereits bei Gefahr eines Missstands betreten kon-
nen. In der bisherigen Fassung des § 209 Absatz 3 Satz 1 BauGB-E entsteht
das Betretungsrecht erst, wenn ,,die Voraussetzungen des § 24 Absatz 1 Satz 1
Nummer 8 vorliegen. Beim bisherigen Wortlaut muss mithin der Missstand
nach § 24 BauGB bereits bestehen, um ein Betretungsrecht auszuldsen. In der
Praxis bedeutet das, dass die Behorde den Missstand konkret belegen konnen
muss. Hiufig wird sie das Grundstiick aber betreten miissen, um im Wege der
Amtsermittlung nach § 24 VwVT{G zu priifen, ob ein Missstand vorliegt. Hier
droht ein Vollzugsdefizit, wenn Eigentiimer die Voraussetzungen des Betre-
tungsrechts bestreiten und zugleich den Zugang verwehren.

Die Einzelbegriindung zu Nummer 70 erldutert anschaulich, dass Verstofle ge-
gen gesunde Wohn- und Arbeitsverhiltnisse nicht von auflen erkennbar sein
miissen, denn die dort erwdhnten Méngel: ,,massiver Schimmelbefall, beschi-
digte Sanitdranlagen bzw. Kanalisation oder undichte Déacher* sind regelmaBig
nur nach Betreten erkennbar.

Da das Betretungsrecht primér der Gefahrerforschung dient, muss es moglich
sein, bereits bei einer gegenwirtigen und erheblichen Gefahr eines Missstands
das Grundstiick zu betreten. Als erhebliche Gefahr wird in diesem Zusammen-
hang eine Gefahr fiir ein bedeutsames Rechtsgut wie Bestand oder Sicherheit
des Bundes oder eines Landes, Leben, Gesundheit, Freiheit, nicht unwesentli-
che Vermogenswerte sowie andere strafrechtlich geschiitzte Giiter von ver-
gleichbarem Gewicht verstanden.

79. Zu Artikel 1 Nummer 72 Buchstabe ¢ — neu — (§ 213 Absatz 3 BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 72 Buchstabe b ist der folgende Buchstabe c einzufii-
gen:
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,©)

In Absatz 3 wird die Angabe ,,des Absatzes 2 durch die Angabe ,,des Ab-
satzes 1 Nummer 4 und des Absatzes 2* ersetzt und die Angabe ,,, in den
Féllen des Absatzes 1 Nummer 4 mit einer Geldbulle bis zu dreiligtausend
Euro* gestrichen.*

Begriindung:

Durch soziale Erhaltungssatzungen gemill § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
BauGB wird die Zusammensetzung der Wohnbevolkerung aus besonderen
stddtebaulichen Griinden geschiitzt. Diese Satzungen sind damit ein wichtiges
Instrument zum Schutz der Bestandbevolkerung in sozialen Erhaltungsgebieten
vor Verdrangung und zur Sicherung bezahlbaren Wohnraums. Dies wird unter
anderem dadurch erreicht, dass gemiB § 172 Absatz 4 BauGB Abbruch, Ande-
rung und Nutzungsidnderung einer baulichen Anlage unter einen Genehmi-
gungsvorbehalt gestellt werden. Die Genehmigung wird dabei versagt, wenn
die BaumaBinahme generell, insbesondere auch im Hinblick auf ihre Vorbild-
wirkung, geeignet ist, die Zusammensetzung der Wohnbevdlkerung zu geféhr-
den.

Um zu verhindern, dass verdringungsrelevante MaBBnahmen von Eigentiime-
rinnen und Eigentiimer ohne die erforderliche Genehmigung vorgenommen
werden, stellen Abbruch und bauliche Anderung eines Gebdudes ohne Geneh-
migung — insbesondere Umbauten, Ausbauten und Erweiterungen — geméal
§ 213 Absatz 1 Nummer 4 BauGB eine Ordnungswidrigkeit dar.

Zur Entfaltung einer abschreckenden Wirkung wurde die BuB3geldandrohung
fiir diesen Tatbestand in § 213 Absatz 3 im Jahr 2017 durch das Gesetz zur
Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stiadtebaurecht und zur Starkung des
neuen Zusammenlebens in der Stadt (BGBI. I S. 1057) von fiinfundzwanzig-
tausend Euro auf dreifligtausend Euro erhoht.

Vor dem Hintergrund der erheblichen Preis- und vor allem Mietensteigerungen
der letzten Jahre ist dieser BuBlgeldrahmen veraltet und zu gering bemessen,
insbesondere angesichts der gravierenden negativen Auswirkungen ungeneh-
migter baulicher Maflnahmen auf den Milieuschutz. Denn oftmals gehen derar-
tige Umbauten mit einer deutlichen Erhohung der Miete einher — zumal bei
Neuvermietungen, was vor allem Mieterinnen und Mietern mit niedrigen und
mittleren Einkommen spiirbar belastet.

Um die wirtschaftlichen Vorteile, die die Eigentlimerinnen und Eigentiimer aus
der Ordnungswidrigkeit gezogen haben, abzuschdpfen und dariiber hinaus eine
wirksame Abschreckungswirkung zu entfalten, ist eine Erh6hung des maxima-
len Buf3gelds auf fiinfzigtausend Euro erforderlich.
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80. Zu Artikel 1 Nummer 72 Buchstabe ¢ — neu — (§ 213 Absatz 4 — neu — BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 72 Buchstabe b ist der folgende Buchstabe ¢ einzufii-
gen:

,¢) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefiigt:

,»(4) In den Féllen des Absatzes 1 Nummer 4 konnen die Lander durch

(13K

Landesrecht einen hoheren maximalen Bu3geldbetrag festlegen.

Begriindung:

Durch soziale Erhaltungssatzungen gemill § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
BauGB wird die Zusammensetzung der Wohnbevolkerung aus besonderen
stddtebaulichen Griinden geschiitzt. Diese Satzungen sind damit ein wichtiges
Instrument zum Schutz der Bestandbevolkerung in sozialen Erhaltungsgebieten
vor Verdrangung und zur Sicherung bezahlbaren Wohnraums. Dies wird unter
anderem dadurch erreicht, dass gemiB § 172 Absatz 4 BauGB Abbruch, Ande-
rung und Nutzungsidnderung einer baulichen Anlage unter einen Genehmi-
gungsvorbehalt gestellt werden. Die Genehmigung wird dabei versagt, wenn
die BaumaBinahme generell, insbesondere auch im Hinblick auf ihre Vorbild-
wirkung, geeignet ist, die Zusammensetzung der Wohnbevdlkerung zu geféhr-
den.

Um zu verhindern, dass verdringungsrelevante MaBnahmen von Eigentiime-
rinnen und Eigentiimer ohne die erforderliche Genehmigung vorgenommen
werden, stellen Abbruch und bauliche Anderung eines Gebdudes ohne Geneh-
migung — insbesondere Umbauten, Ausbauten und Erweiterungen — gemal
§ 213 Absatz 1 Nummer 4 BauGB eine Ordnungswidrigkeit dar.

Zur Entfaltung einer abschreckenden Wirkung wurde die BuB3geldandrohung
fiir diesen Tatbestand in § 213 Absatz 3 BauGB im Jahr 2017 durch das Gesetz
zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung
des neuen Zusammenlebens in der Stadt (BGBL I S. 1057) von fiinfundzwan-
zigtausend Euro auf dreifigtausend Euro erhoht.

Vor dem Hintergrund der erheblichen Preis- und vor allem Mietensteigerungen
der letzten Jahre ist dieser Bulgeldrahmen im Hinblick auf die Umstinde in
vielen Léndern veraltet und zu gering bemessen, insbesondere angesichts der
gravierenden negativen Auswirkungen ungenehmigter baulicher MaBBnahmen
auf den Milieuschutz. Denn oftmals gehen derartige Umbauten mit einer deut-
lichen Erh6hung der Miete einher — zumal bei Neuvermietungen, was vor al-
lem Mieterinnen und Mietern mit niedrigen und mittleren Einkommen spiirbar
belastet.

Die Lénderoffnungsklausel ermdglicht den Léndern, das maximale Bufigeld
entsprechend den Verhéltnissen in den betroffenen Landern so festzulegen,
dass die wirtschaftlichen Vorteile, die die Eigentiimerinnen und Eigentlimer
aus der Ordnungswidrigkeit gezogen haben, abgeschopft werden und dartiber
hinaus eine wirksame Abschreckungswirkung entfaltet wird.



Drucksache 334/26 (Beschluss) -70 -

81. Zu Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 214 Absatz 1

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ und Buchstabe d BauGB) und Doppelbuchsta-

be cc (§ 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BauGB)

Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe a ist wie folgt zu dndern:

a) Doppelbuchstabe aa § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ist wie folgt zu én-

b)

dern:

aa) In Buchstabe c ist nach der Angabe ,,§ 3 Absatz 1 Satz 4 Nummer 3

die Angabe ,,oder 4 einzufiigen.

bb) Buchstabe d ist durch den folgenden Buchstaben d zu ersetzen:

,d) entgegen § 3 Absatz 1 Nummer 5 die zu verdffentlichenden Un-
terlagen und der Inhalt der Bekanntmachung nicht tliber ein zent-
rales Internetportal des Landes oder mehrerer Lander zugidnglich
gemacht wurden,*

In Doppelbuchstabe cc § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ist die Angabe
»das zentrale Internetportal des Landes* durch die Angabe ,.ein zentrales
Internetportal des Landes oder mehrerer Lander* zu ersetzen.

Begriindung:

Zu Buchstabe a:

Der Gesetzentwurf enthilt als Folgeinderungen zu den Anderungen in den
§§ 3 und 4a BauGB-E eine Neufassung des § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
BauGB. Die Vorschrift ist redaktionell anzupassen, ohne dass sich hierdurch
inhaltliche Anderungen ergeben.

In § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ BauGB soll aus rechtssyste-
matischen Griinden der bislang in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchsta-
be d BauGB-E enthaltene fehlende Hinweis nach § 3 Absatz 1 Satz4 Num-
mer 4 BauGB ergénzt werden.

§ 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d BauGB soll vor dem Hinter-
grund der Neufassung des § 3 Absatz 1 Nummer 5 BauGB-E angepasst wer-
den. Im Vergleich zum geltenden § 3 Absatz 2 Satz 5 BauGB regelt die Vor-
schrift nicht die Einstellung des Inhalts der Bekanntgabe in das Internet.

Zu Buchstabe b:
Der Gesetzentwurf enthilt als Folgednderung zu den §§ 6a und 10a BauGB-E
eine Erginzung in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BauGB. Die Vorschrift ist

in Bezug auf ein zentrales Internetportal des Landes oder mehrerer Lander re-
daktionell an den Wortlaut der §§ 6a und 10a BauGB-E anzupassen.
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82. Zu Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 214 Absatz 1

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d BauGB) und Doppelbuchstabe cc (§ 214 Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 4 BauGB)

Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe a ist wie folgt zu dndern:

a)

b)

In Doppelbuchstabe aa § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d ist
nach der Angabe ,,gemacht wurden, die Angabe ,,die Bekanntmachung of-
fensichtliche Schreib- oder Datumsfehler enthilt, die den Inhalt des Bau-
leitplans nicht beriihren, einzufligen.

In Doppelbuchstabe cc § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ist nach der Anga-
be ,,gemacht wurde* die Angabe ,,oder die Bekanntmachung offensichtliche
Schreib- oder Datumsfehler enthilt, die den Inhalt des Bauleitplans nicht
beriihren einzufiligen.

Begriindung:

Die Heilungsvorschriften der §§ 214 ff. BauGB sind ein zentrales Instrument
zur Sicherung planerischer Entscheidungen. Gleichwohl fiihren geringfiigige,
den Regelungsgehalt eines Bauleitplans in keiner Weise beeintridchtigende Feh-
ler bei der Bekanntmachung — etwa offensichtliche Schreib- oder Datumsfehler
—nach geltendem Recht zur Beachtlichkeit des Mangels und damit im Extrem-
fall zur Nichtigkeit des Plans. Dies widerspricht dem Grundsatz der Planerhal-
tung und belastet Gemeinden in unverantwortlicher Weise mit Risiken, die in
keinem Verhiltnis zur materiellen Bedeutung des Fehlers stehen.

Durch die Aufnahme einer Unbeachtlichkeitsklausel fiir offensichtliche Baga-
tell-Bekanntmachungsfehler in § 214 Absatz1 Satz1 Nummer2 und 4
BauGB-E wird eine sachgerechte Folgereaktion auf die fortschreitende Digita-
lisierung des Bauleitplanverfahrens geschaffen: Je mehr formale Anforderun-
gen an die Bekanntmachung durch das Gesetz prézisiert werden, desto dringli-
cher ist eine Klarstellung, dass offensichtliche, nicht sinnentstellende Fehler
unbeachtlich sind. Der Gesetzentwurf sieht an dieser Stelle nur redaktionelle
Folgeanpassungen vor; eine substanzielle Erweiterung der Planerhaltungsvor-
schriften unterbleibt. Der Antrag verfolgt daher diese weitergehende Forderung
zur Klarstellung.
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83. Zu Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe d — neu — (§ 214 Absatz 4 Satz 2 — neu —
BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe c ist der folgende Buchstabe d einzufii-
gen:

,d) Nach Absatz 4 Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Das ergianzende Verfahren ist auch bei Abwéagungsméngeln nach Absatz 3
Satz 2 zuléssig, soweit nicht der Kern der Abwégungsentscheidung betrof-

[13K3

fen 1st.

Begriindung:

Das Bundesverwaltungsgericht hat in stindiger Rechtsprechung geklart, dass
das ergiinzende Verfahren nach § 214 Absatz 4 BauGB auch bei beachtlichen
Abwégungsméangeln im Sinne des § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB zulidssig ist,
wenn und soweit der Fehler nicht den Kern der Abwégungsentscheidung be-
trifft (BVerwG, Urteil vom 9. April 2008 — Az. 4 CN 1.07). Diese gefestigte
Rechtsprechung ist im Gesetz bis heute nicht ausdriicklich verankert, was zu
Unsicherheit bei den planenden Gemeinden und in der verwaltungsgerichtli-
chen Praxis fiihrt.

Mit der vorgeschlagenen ergidnzenden Klarstellung in § 214 Absatz 4 BauGB
wird dieser Rechtsprechungsgrundsatz kodifiziert und damit die Rechtssicher-
heit fiir Gemeinden, Triager 6ffentlicher Belange und die Verwaltungsgerichte
erheblich gestirkt. Fehlerhafte Abwégungsentscheidungen, die den Kern des
Bauleitplans nicht beriihren, konnen so durch ein ergénzendes Verfahren ge-
heilt werden, ohne dass der gesamte Plan neu aufgestellt werden muss. Dies
dient gleichermallen der Planerhaltung und der Verfahrensbeschleunigung. Der
Gesetzentwurf sieht an dieser Stelle keine substanzielle Erweiterung vor; eine
Klarstellung ist erforderlich.

84. Zu Artikel 1 Nummer 76 (§ 236 Absatz 3 Satz 2 Nummer 01 — neu — BauGB)
und Nummer 85 (8§ 249 Absatz 3 Satz 2 Nummer 01 — neu — BauGB)

In Artikel 1 ist vor Nummer 76 § 236 Absatz3 Satz2 Nummer 1 und vor
Nummer 85 § 249 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 jeweils die folgende Nummer 01
einzufiigen:

,01.  die alte Anlage eine Hohe von mehr als 50 Metern hat,*



-73 - Drucksache 334/26 (Beschluss)

Begriindung:

Es ist ausdriicklich zu begriilen, dass mit den Regelungen zum ,,Herausrepo-
wern® eine Regelung eingefiihrt wird, welche die Planungshoheit stirker als
bislang schiitzt. Dies ist gerade fiir Ldnder mit einem hohen Bestand an élteren
Bestandsanlagen von grofler Bedeutung.

Gleichwohl bestehen weiterhin handwerkliche Verbesserungserfordernisse.
Insbesondere fehlt eine eindeutige Bestimmung der Anlagengrof3e, die flir das
Repowering privilegiert sein soll. Durch den Wegfall des bisherigen statischen
Verweises auf § 16b BImSchG ist nicht mehr hinreichend klargestellt, dass die
Regelung — entsprechend der bisherigen Rechtslage — ausschlieBlich fiir im-
missionsschutzrechtlich genehmigungsbediirftige Anlagen gilt. Nach der gel-
tenden Systematik der §§245e und 249 BauGB in Verbindung mit § 16b
BImSchG erfasst dies nur Windenergieanlagen mit einer Hohe von mehr als
50 m.

Ohne eine entsprechende Klarstellung besteht die Gefahr erheblicher Rechts-
unsicherheit. Insbesondere konnten kiinftig auch kleinere Anlagen einbezogen
werden, was dazu fithren kann, dass selbst Kleinstwindenergieanlagen als Aus-
gangspunkt fiir ein Repowering mit deutlich groeren Anlagen dienen. Ange-
sichts der Vielzahl solcher Anlagen im AuBlenbereich besteht die konkrete Ge-
fahr einer planerisch ungesteuerten Entwicklung zusétzlicher Einzelstandorte.
Damit wire eine Verschlechterung im Vergleich zum Status-quo verbunden.
Kleinere Anlagen, die beispielsweise landwirtschaftlichen Betrieben dienen,
bleiben weiterhin als Nebenanlagen iiber § 35 Absatz 1 BauGB unter den dor-
tigen Voraussetzungen zuldssig und kénnen in diesem Rahmen auch mittels
Repowering erneuert werden.

Zur Vermeidung solcher Fehlentwicklungen ist es erforderlich, die geplante
Regelung ausdriicklich auf Anlagen mit einer Hohe von mehr als 50 m zu be-
schranken. Dies entspricht der bisherigen Rechtslage, die liber den Verweis auf
§ 16b BImSchG ausschlieflich immissionsschutzrechtlich genehmigungsbe-
diirftige Anlagen erfasst. Eine entsprechende Klarstellung sollte daher zwin-
gend in § 236 Absatz 3 Satz 2 und § 249 Absatz 3 Satz 2 BauGB-E aufgenom-
men werden.

85. Zu Artikel 1 Nummer 76 (8§ 236 Absatz 7 BauGB)

a)

b)

Der Bundesrat begriifit ausdriicklich, dass mit den Regelungen zum ,,Her-
ausrepowern® die Planungshoheit stirker als bislang geschiitzt wird. Dies
ist gerade fiir Lander mit einem hohen Bestand an élteren Windenergiean-
lagen von grofler Bedeutung.

Der Bundesrat erkennt an, dass die in § 236 Absatz 7 BauGB-E vorgesehe-
ne Ubergangsvorschrift fiir Anlagenvorhaben mit bereits vollstindig ge-
stelltem Zulassungsantrag aus Griinden des Vertrauensschutzes grundsitz-
lich erforderlich ist. Zugleich weist er darauf hin, dass hierdurch fiir laufen-
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86.

de Verfahren weiterhin Rechtsunsicherheiten bestehen. Dies gilt insbeson-
dere im Hinblick auf die bisherige Auslegung des in § 245¢ Absatz 3
BauGB enthaltenen Merkmals der ,,Grundziige der Planung®, das bereits
gegenwirtig mit erheblichen Auslegungsunsicherheiten behaftet ist.

¢) Der Bundesrat hilt eine Klarstellung der Ubergangsfrist fiir notwendig und
bittet daher im weiteren Gesetzgebungsverfahren um eine entsprechende
Uberpriifung.

Zu Artikel 1 Nummer 78 Buchstabe b (§ 246 Absatz 6 BauGB)

Artikel 1 Nummer 78 Buchstabe b § 246 Absatz 6 ist durch den folgenden Ab-
satz 6 zu ersetzen:

,,(6) Die Liander konnen bestimmen, dass zum Bau oder zur Anderung der
Betriebsanlagen fiir Eisenbahninfrastrukturen, fiir StraBenbahnen im Sinne des
Personenbeforderungsgesetzes, fiir Magnetschwebebahnen und fiir Seilbahnen
mit Ausnahme der Sesselbahnen und Schleppaufziige die Vorschrift des § 38
auch auf Vorhaben von nicht iiberortlicher Bedeutung anwendbar ist, wenn die
Gemeinde der Belegenheit der Betriebsanlage sich einverstanden erklart.*

Begriindung:

Die Grundidee im Gesetzentwurf ist grundsétzlich zu begriiBen. Der Bundesrat
hat bereits in seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Infrastruktur-
Zukunftsgesetz eine Offnungsklausel in § 246 BauGB gefordert, um es den
Liandern zu ermdglichen, Nahverkehrsprojekte ohne iiberortliche Bedeutung
schneller realisieren zu konnen (vgl. dazu BR-Drucksache 780/25 (Beschluss),
Ziffer 114, Seite 82 f.). Gedacht war insbesondere der Fall, dass fiir eine Nah-
verkehrsinfrastruktur innerhalb einer Gemeinde gleich mehrere Bebauungspla-
ne aufwindig geéndert oder sogar aufgestellt werden miissten, um diese zu rea-
lisieren.

Die Bundesregierung hatte in ihrer GegenduBBerung zugesagt, diese Idee zu un-
terstiitzen, wollte jedoch einen eigenen Vorschlag vorlegen (vgl. BT-
Drucksache 21/4301, Seite 18 zu Ziffer 114), was nunmehr im Rahmen der
BauGB-Novelle geschehen ist.

Die Vorschrift wird jedoch in zweierlei Hinsicht als zu eng beurteilt: Zum ei-
nen werden im vorliegenden Gesetzentwurf ausschlieBlich Stralenbahnen pri-
vilegiert, und nicht — wie vom Bundesrat in der Begriindung durch das Wort
,insbesondere* intendiert — auch andere Nahverkehrsmittel, darunter auch in-
novative, wie urbane Seilbahnen oder Magnetschwebebahnen. Auch (zu reak-
tivierende) nichtbundeseigene, lokale SPNV-Eisenbahninfrastrukturvorhaben,
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die nur innerhalb eines Stadtgebiets gelegen sind, konnten und sollten bei-
spielsweise von der Vereinfachungsregel profitieren konnen. Die Vorgabe soll-
te hier zukunftsoffener sein und den Gemeinden umfassende Spielrdume er-
moglichen.

Zum anderen ist die Beschrinkung auf Vorhaben von mindestens
20 Kilometern Streckenldnge praxisfern, da dann unter die Regelung — wenn
iiberhaupt — nur sehr groBBe Stddte fallen konnten; die Vorschrift konnte damit
leerlaufen. Die 20 km-Grenze erscheint auch willkiirlich gezogen, sie sollte da-
her entfallen. Auch in kleineren oder mittelgroBen Stiddten kann es sein, dass
mehrere Bebauungspldne gedndert werden miissten, auch diesen Kommunen
sollte der Vorteil, Aufwand zu vermeiden, eingerdumt werden.

Bereits jetzt schon definiert beispielsweise das geltende Recht den Begriff der
Straflenbahnen so, dass diese Bahnen ,,der Beférderung im Orts- oder Nachbar-
schaftsbereich dienen miissen (vgl. § 4 Absatz 1, 2 PBefG).

87. Zu Artikel 1 Nummer 82 Buchstabe b, Buchstabe ¢, Buchstabe d und Buchsta-

be e (§ 246d Absatz 2. Absatz 3. Absatz 4 Einleitungsteil und Absatz 5 BauGB)

Artikel 1 Nummer 82 § 246d ist wie folgt zu dndern:

a) Buchstabe b ist durch den folgenden Buchstaben b zu ersetzen:

b)

d)

,b) In Absatz 2 wird die Angabe ,bis zum 31. Dezember 2028* gestri-

chen. ¢

Buchstabe c ist durch den folgenden Buchstaben c zu ersetzen:

,¢) In Absatz 3 wird die Angabe ,,Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028

gilt § 35 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe b*“ durch die Angabe ,,§ 35
Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe b gilt* ersetzt. *

In Buchstabe d Absatz 4 Einleitungsteil ist die Angabe ,,bis zum Ablauf des
31. Dezember 2032 zu streichen.

Buchstabe e ist durch den folgenden Buchstaben e zu ersetzen:

»€) Absatz 5 wird gestrichen.*

Begriindung:

Die Sonderregelungen fiir Biogasanlagen in § 246d BauGB sind zur weiteren
Flexibilisierung der energetischen Nutzung von Biomasse zu entfristen. Bio-
energie ist ein speicherbarer und bedarfsgerecht einsetzbarer erneuerbarer
Energietridger und kann damit einen wichtigen Beitrag zur Versorgungssicher-
heit beitragen.

Mit der vorgeschlagenen Streichung von § 246d Absatz 5 BauGB wird dem
Umstand Rechnung getragen, dass zum einen die Befristung in den Absitzen 2
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bis 4 entfdllt und eine Erhohung der Gasproduktion und die damit verbundene
Flexibilisierung regelmifig bauliche Anpassungen und Erweiterungen der An-
lage voraussetzen. Dies betrifft insbesondere zusétzliche Speicheranlagen und
weitere technische Einrichtungen zur bedarfsgerechten Strom- und Wiarmeer-
zeugung. Die derzeitige Regelung begegnet der erforderlichen technischen
Weiterentwicklung mit unzureichender planerischer Offenheit. Ein flexibler
Anlagenbetrieb muss in der Lage sein, Energie zeitversetzt bereitzustellen,
Lastspitzen auszugleichen und Strom dort zu erzeugen, wo er systemisch beno-
tigt wird. Ohne ausreichende Speicher- und Erweiterungsmoglichkeiten bleiben
diese wichtigen Flexibilitdtspotenziale ungenutzt. Die Streichung schafft einen
rechtlichen Rahmen fiir Betreibende, die ihre Anlagen derzeit auf einen flexib-
len Anlagenbetrieb umstellen und dabei die Anforderungen der EEG-
Ausschreibungen erfiillen miissen. Sie trdgt dazu bei, vorhandene Potenziale
effizient zu nutzen und die energie- und klimapolitischen Stirken auszuspielen.

88. Zu Artikel 1 Nummer 83 (§ 246¢e Absatz 2 Satz 3 — neu — BauGB)

Nach Artikel 1 Nummer 83 § 246e Absatz 2 Satz 2 ist der folgende Satz einzu-
fligen:

,Bel Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 kann der Flachennutzungsplan im
Wege der Berichtigung angepasst werden.*

Begriindung:

Sofern mit einem unter Anwendung des § 246e BauGB zu genehmigenden
Vorhaben mit Zustimmung der Gemeinde von Darstellungen des Flichennut-
zungsplans abgewichen wird, ist klarstellend in § 246e Absatz 2 Satz 3 BauGB
zu normieren, dass der Flachennutzungsplan in diesem Teilbereich nachtrig-
lich berichtigt werden kann, vergleichbar mit einer Berichtigung des Flichen-
nutzungsplans nach § 13a Absatz 2 Satz | Nummer 2 BauGB im Bebauungs-
planaufstellungsverfahren. Bei der Berichtigungsmoglichkeit nach § 246e Ab-
satz 2 Satz 3 BauGB handelt es sich um ein von der in § 5 Absatz 1 Satz 2
BauGB vorgesehenen Regelung der sachlich und rdaumlichen Teilflichennut-
zungspldne zu unterscheidendes Instrument, dessen Regelung fachlich gleich-
wohl geboten sein kann, damit der Flachennutzungsplan als planerisches In-
strument fiir die gemeindliche Grobplanung stimmig und gewahrt bleibt.
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89. Zu Artikel 1 Nummer 85 Buchstabe ¢ (§ 249 Absatz 11 BauGB)

In Artikel 1 Nummer 85 Buchstabe ¢ § 249 Absatz 11 ist vor der Angabe ,,Ent-
fernung von Tiefgriindungen® die Angabe ,,vollstindige* einzufiigen.

Begriindung:

In der bisherigen Begriindung zu der Aufnahme des neuen Absatzes 11 steht
,»Ein vollstindiger Riickbau von Tiefgriindungen ist weder aus Griinden des
Bodenschutzes zwingend geboten noch 6kologisch vorteilhaft. Die Entfernung
von Tiefgriindungen ist damit unter Beriicksichtigung der Belange des Boden-
schutzes und des Beseitigungsaufwandes als unverhéltnismiBig zu beurteilen
und damit von einer Verpflichtung zum Riickbau und zur Beseitigung der Bo-
denversiegelungen dieser Windenergieanlage nicht umfasst.*

Die Erforderlichkeit zur Neuaufnahme dieses Absatzes wird in der Begriindung
mit einem aktuellen Urteil begriindet und soll zur Klarstellung der Inhalte des
erforderlichen Riickbaus von Windkraftanlagen dienen.

In dem referenzierten Urteil eines OVG wurde festgestellt, dass der vollum-
fangliche Riickbau einer vorhandenen Tiefgriindung zum Riickbau einer
Windkraftanlage formal bei der Planung und im Rahmen der Bereitstellung
von Riicklagen fiir einen Riickbau seitens der Vorhabentrégers zu beriicksich-
tigen ist, auch wenn ein vollstdndiger Riickbau der Tiefgriindungen ggf. aus
Griinden der VerhiltnismaBigkeit in der Praxis aus fachlicher Sicht nicht erfor-
derlich ist.

Der Wortlaut des im Entwurf enthaltenen Absatz 11 ist insbesondere aus bo-
denschutzfachlicher Sicht nicht mitzutragen. Es wird betont, dass durch den
Wortlaut im Entwurf nicht nur das adressierte Problem hinsichtlich der Bereit-
stellung der Riicklagen gelost werden wiirde. Dariiber hinaus wére die Konse-
quenz, dass Tiefgriindungen kiinftig weder vollstindig noch teilweise zuriick-
gebaut werden wiirden.

Es ist richtig, dass eine vollstindige Entfernung einer Tiefgriindung, das heif3t
beispielsweise die komplette Entfernung aller tief in den Boden eingebrachten
Pfahle, aus fachlicher Sicht nicht immer erforderlich ist und somit unverhalt-
nisméfBig sein kann. Jedoch kann nicht pauschal festgelegt werden, dass die
Entfernung von Tiefgriindungen insgesamt aus bodenschutzfachlicher Sicht als
unverhiltnismafig anzusehen ist. Aus Sicht des Bodenschutzes ist in der Regel
ein vollstindiger Riickbau der eingebrachten Fundamente und — bei Vorhan-
densein — Teile einer Tiefgriindung von mindestens 2 m unter Geldndeoberkan-
te (u. GOK) zielfiihrend und wird als verhdltnismaBig angesehen.

Um den aus fachlicher Sicht erforderlichen Riickbau von mindestens 2 m
u. GOK weiterhin zum Riickbau und zur Beseitigung von Bodenversiegelun-
gen einfordern zu konnen, ist die Aufnahme des Wortes ,,vollstindige™ zwin-
gend erforderlich, um Fehlinterpretationen der im Gesetzestext enthaltenen
Formulierungen bzgl. der Erforderlichkeit des Riickbaus von Tiefgriindungen,
auch eines anteiligen Riickbaus der Tiefgriindung, zu vermeiden.
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90. Zu Artikel 1 alleemein

91.

In Teil A Abschnitt I (letzter Absatz) der Begriindung des Gesetzesentwurfs
wird ausgefiihrt, dass der Gesetzesentwurf unter anderem die Regelungsauftra-
ge der Foderalen Modernisierungsagenda, die am 4. Dezember 2025 vom Bun-
deskanzler sowie den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lénder
angenommen wurden, beriicksichtigt. Insbesondere die in der Agenda benann-
ten MaBBnahmen Nummer 40 (,,Generelle Ersetzung der Schriftform durch die
Textform*), Nummer 48 (,,Umkehrung des Regel-Ausnahme-Verhéltnisses®),
Nummer 53 (,,Genehmigungsfiktion mit Vollstandigkeitsfiktion®) und Num-
mer 57 (,,Anzeigeverfahren statt Genehmigungspflichten*) haben Auswirkun-
gen auf die enteignungsrechtlichen Vorschriften gemall §§ 85 ff. BauGB. Im
Gesetzesentwurf sind hierzu noch keine Ausfiihrungen enthalten. Vor dem Hin-
tergrund, dass sich die unterschiedlichen Landesenteignungsgesetze wie auch
die §§ 85 ff. BauGB inhaltlich stark dhneln, wird im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren auch mit Blick auf eine moglichst einheitliche Umsetzung um ent-
sprechende Priifung und Berlicksichtigung gebeten.

Zu Artikel 2 Nummer 13 Buchstabe d (§ 11 Absatz3 Satz4 und Satz 5
BauNVO)

Artikel 2 Nummer 13 Buchstabe d ist durch den folgenden Buchstaben d zu er-
setzen:

,d) § 11 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Bel Betrieben mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment betragt
die Geschossflache nach Satz 3 1 600 m2, sofern der Betrieb sich in

einer stadtebaulich integrierten Lage befindet.*
b) Nach Satz 4 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Die Regel des Satzes 3 sowie des Satzes 4 gilt nicht, wenn Anhalts-
punkte dafiir bestehen, dass Auswirkungen bereits bei weniger als der
jeweils genannten Geschossflache vorliegen oder bei mehr als der je-
weils genannten Geschossflache nicht vorliegen; dabei sind in Bezug
auf die in Satz 2 bezeichneten Auswirkungen insbesondere die Gliede-
rung und GroBe der Gemeinde und ihrer Ortsteile, die Sicherung der
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verbrauchernahen Versorgung der Bevolkerung und das Warenange-

[13K3

bot des Betriebs zu berlicksichtigen.

Begriindung:

Der Gesetzentwurf setzt bei der Atypik an und erklirt Betriebe, die der ver-
brauchernahen Versorgung dienen und den Wert von 1 200 Quadratmeter Ge-
schossflache nur mafvoll iiberschreiten, fiir atypisch im Sinne von § 11 Ab-
satz 3 BauNVO. Das heillt aber nicht, dass die in Rede stehenden Betricbe
dann automatisch auch auflerhalb von Sondergebieten und Kerngebieten zulds-
sig wéren. Die Rechtsfolge ist nur, dass die Regelvermutung in § 11 Absatz 3
Satz 3 BauNVO nicht gilt und stattdessen die Auswirkungen im Sinne von § 11
Absatz 3 Sitze 1 und 2 BauNVO im Einzelfall zu priifen sind. ,,Zur Beurtei-
lung der Auswirkungen i. S. d. § 11 Absatz 3 Satz 2 BauNVO wird in aller Re-
gel die Vorlage von Vertrdglichkeitsgutachten (u. a. Einzelhandel, Verkehr,
Immissionen) erforderlich sein®“ (Leitfaden Fachkommission Stddtebau, Ab-
schnitt 2.3.3 Auswirkungen im Einzelfall).

§ 11 Absatz 3 Satz5 BauNVO-E sorgt durch die Verwendung neuer, unbe-
stimmter Rechtsbegriffe und das Fehlen klarer Kriterien zudem fiir erheblichen
Priifaufwand und Rechtsunsicherheiten. Es fehlt insbesondere an eindeutigen
Definitionen fiir die Begriffe ,,verbrauchernahe Versorgung® und ,,mafBvolle
Uberschreitung®.

Der Anderungsantrag zielt darauf ab, dass fiir Nahversorger mit einer Ge-
schossflache bis 1 600 m? (entspricht ca. 1 200 m* Verkaufsfldche) die Regel-
vermutung greift und keine Auswirkungen angenommen werden. Diese Betrie-
be wiren dann regelméBig zulédssig. Die Vergabe von Gutachten wire nicht
mehr erforderlich. Auch das zusitzliche Kriterium der ,,stddtebaulich integrier-
ten Lage* lieBe sich problemlos ohne Gutachten priifen.

92. Zu Artikel 2 Nummer 15 (§ 13 BauNVO)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Regelung auf-
zunehmen, wonach abweichend von § 13 BauNVO Arztehiuser in allgemeinen
Wohngebieten allgemein zuldssig sind.

Begriindung:

Arztehiuser stellen nach der Rechtsprechung und Literatur (vgl. insbesondere
BVerwG, Urteil vom 12.12.1996, Az. 4 C 17.95; OVG Magdeburg, Beschluss
vom 10.10.2018, Az 2 M 53/18; Stock in: Ernst/Zinkahn/
Bielenberg/Krautzberger, 157. EL November 2024, BauNVO § 4 Rn. 98 ft))
keine Anlagen fiir gesundheitliche Zwecke im Sinne der BauNVO dar, da diese
auf Gemeinbedarfsanlagen im Sinne des § 5 Absatz 2 Nummer 2 BauGB be-
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schriankt sind. Die bauplanungsrechtliche Zuléssigkeit von Arztpraxen richtet
sich daher allein nach § 13 BauNVO. Danach sind in einem allgemeinen
Wohngebiet nur ,,Raume®, aber keine Gebdude fiir die Berufsausiibung von
Arzten zulidssig.

Arzte haben einen staatlichen Versorgungsauftrag und sind fiir die gesundheit-
liche Versorgung einer immer dlter werdenden Bevolkerung unverzichtbar.
Zugleich ist vielerorts, gerade in lindlichen Regionen, ein zunehmender Arz-
temangel zu verzeichnen. Viele kleine Gemeinde haben Schwierigkeiten,
Haus- oder Fachirzte anzusiedeln. Zudem ist fiir Patientinnen und Patienten
eine moglichst wohnsitznahe drztliche Versorgung ohne lange Fahrtwege wich-
tig. Gerade Arztehiiuser bzw. medizinische Versorgungszentren werden wegen
ihrer Konzentration von Arzten verschiedener Fachrichtungen, ggf. einschlieB3-
lich Apotheke, geschétzt.

Die von Arztehiusern ausgehende gegebenenfalls hdhere Verkehrsbelastung
durch vermehrten Zielverkehr mit nachteiligen Auswirkungen auf die Wohnru-
he muss den Bediirfnissen der Bevolkerung nach einer drztlichen Versorgung
zurlickstehen. Sofern erforderlich, kann eine angemessene Begrenzung der zu-
lassigen Nutzung in der BauNVO entsprechenden Belastungen entgegenwir-
ken.

93. Zu Artikel 2 Nummer 21 (§ 19a Absatz 2 BauNVQO)

Artikel 2 Nummer 21 § 19a Absatz 2 ist durch den folgenden Absatz 2 zu erset-
zen:

»(2) Fiir die Ermittlung des Versiegelungsfaktors wird die Wasserundurch-
lassigkeit entsprechend der in den allgemein anerkannten Regeln der Technik
festgelegten Abflussbeiwerte berticksichtigt; § 19 Absatz 6 Satz 2 bis 4 ist an-
zuwenden.*

Begriindung:

Die Einfiihrung des Versiegelungsfaktors ist zu begriifen. Die Umsetzung des
Versiegelungsfaktors wird in der Praxis jedoch zu groBer Verunsicherung und
damit auch zu einem erhohten Verwaltungsaufwand fithren, wenn Abweichun-
gen zwischen dem Versiegelungsfaktor und den Werten der Abflussbeiwerte

aus den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der
DIN 1986-100 und DWA-A 138-Teil 1, bestehen bleiben.
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94. Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa; — neu — (§ 2 Absatz 2

95.

Nummer 6 Satz 7a — neu — ROQG)

Nach Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa ist der folgende
Doppelbuchstabe aa; einzufiigen:

,aa;)  Nach Satz 7 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Die Starkregenvorsorge und wassersensible Flichennutzung sind zu

[13K3

gewihrleisten.

Begriindung:

Dies ist insbesondere deshalb relevant, da im bisherigen Satz 9 Klimaanpas-
sungsmaBnahmen nur als Erfiillung der Erfordernisse des Klimaschutzes ein-
geordnet werden.

Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe £ (§ 2 Absatz 2 Nummer 7 ROG)

Nach Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe f § 2 Absatz 2 Nummer 7 sind die folgen-
den Sétze einzufiigen:

,Die raumlichen Erfordernisse der Verteidigung und des Zivilschutzes liegen
im iiberragenden Offentlichen Interesse. Soweit nicht der Ausbau erneuerbarer
Energien betroffen ist, soll ihnen stets in besonderem Malle Rechnung getragen
werden; hierunter fallen auch die rdumlichen Erfordernisse fiir die Test-, Erpro-
bungs- und Produktionsstruktur der Bundeswehr sowie der Sicherheits- und
Verteidigungsindustrie.*

Begriindung:

Der neu formulierte § 2 Absatz 2 Nummer 7 ROG-E stellt bislang nur auf eine
erhohte Resilienz der kritischen Infrastruktur und die Schaffung rdumlicher
Voraussetzungen fiir Standorte und Infrastrukturen, die der militdrischen oder
zivilen Verteidigung dienen, ab und dies nur als allgemeiner raumordnerischer
Grundsatz. Indem der Verteidigung und dem Zivilschutz das iiberragende 6f-
fentliche Interesse beigemessen werden, wird addquat auf die verdnderte Si-
cherheitslage in Europa reagiert. Die Mdglichkeit zur Abwigung muss dabei
bestehen bleiben, damit Belange der Verteidigung weiterhin mit anderen Inte-
ressen in einen angemessenen Ausgleich gebracht werden kdnnen. Die stirkere
Gewichtung soll jedoch verdeutlichen, dass Raumordnung und Landesplanung
die Verteidigungsfihigkeit des Landes kiinftig wieder stirker beriicksichtigen
miissen, nachdem dieser Aspekt seit dem Ende des Kalten Krieges in den Hin-
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96.

97.

tergrund getreten war. Mit der vorgeschlagenen Regelung kann die geforderte
Schaffung und Sicherung der rdumlichen Voraussetzungen fiir Standorte und
Infrastrukturen, die der militdrischen Verteidigung oder dem Zivilschutz die-
nen oder kiinftig dienen sollen, in allen Bereichen (und nicht nur bei der Ab-
wigung im Rahmen der Erstellung von Raumordnungsplanen gemil3 § 7 Ab-
satz 2 ROG-E) besser gewihrleistet werden. Die Ausnahme der Erneuerbaren
Energien korreliert mit der umgekehrten Ausnahme in § 2 Satz 3 EEG 2023, so
dass die Belange der Verteidigung und der Energieversorgung gleichrangig zu
beriicksichtigen sind.

Zur Artikel 4 Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 9 Absatz 1 Satz 1
ROG) und Nummer 12 Buchstabe a (§ 15 Absatz 2 Satz 6 ROQG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob auch
anderen Behorden aus Bund und Léndern sowie sonstigen Stellen die Moglich-
keit eingerdumt werden kann, {iber die Geheimhaltung der von diesen gegen-
iiber der planaufstellenden Stelle gemachten Angaben im Verlauf des Planauf-
stellungsverfahrens und bei der Veroffentlichung des Plans zu entscheiden.

Begriindung:

Die Zivile Verteidigung ist als Querschnittsthema durch eine Vielzahl unter-
schiedlicher Akteure geprigt. Schutzbediirftige Informationen kénnen daher
aus unterschiedlichen fachlichen Zusténdigkeitsbereichen stammen und von
unterschiedlichen 6ffentlichen und privaten Stellen in das Raumordnungsver-
fahren eingebracht werden. Allein dem BMI oder einer von diesem bestimmten
Stelle die Entscheidung iiber die Geheimhaltung der gegeniiber der planaufstel-
lenden Stelle gemachten Informationen zu eréffnen, erscheint vor diesem Hin-
tergrund nicht sachgerecht. Daher wird angeregt zu priifen, ob eine Erweite-
rung auf weitere Behorden aus Bund und Léndern sowie sonstige Stellen mog-
lich ist.

Zu Artikel 4 Nummer 8 Buchstabe b (§ 9 Absatz 2 Satz 5 ROG), Nummer 9
(§ 10 Absatz 1 Satz 2 ROG) und Nummer 12 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb
(§ 15 Absatz 3 Satz 7 ROG)

Artikel 4 ist wie folgt zu dndern:

a) In Nummer 8 Buchstabe b § 9 Absatz 2 Satz 5 ist nach der Angabe ,,Lan-
des* die Angabe ,,oder iiber eine von der planaufstellenden Stelle vorgege-
bene Internetseite oder ein entsprechend vorgegebenes Internetportal ein-
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zufiigen.

b) In Nummer 9 § 10 Absatz 1 Satz 2 ist nach der Angabe ,,Landes* die Anga-
be ,,oder iiber eine von der planaufstellenden Stelle vorgegebene Internet-
seite oder ein entsprechend vorgegebenes Internetportal* einzufiigen.

c) In Nummer 12 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb § 15 Absatz 3 Satz 7 ist
nach der Angabe ,,Landes* die Angabe ,,oder {liber eine von der priifenden
Stelle vorgegebene Internetseite oder ein entsprechend vorgegebenes Inter-
netportal“ einzufligen.

Begriindung:

Die Beteiligung in Raumordnungsplanverfahren, die Verdffentlichung der
Raumordnungsplidne sowie die Beteiligung und die Veroffentlichung des Er-
gebnisses von Raumvertrdglichkeitspriifungen sollen iiber ein landesweit ein-
heitliches elektronisches Internetportal erfolgen. Die Soll-Regelung ist im Re-
gelfall fiir den mit der Anwendung betrauten Planungstriager/die Raumord-
nungsbehorde rechtlich zwingend. Nur bei Vorliegen von Umsténden, die den
Fall als atypisch erscheinen lassen, darf der Planungstrager/die Behorde anders
verfahren als im Gesetz vorgesehen.

Um eine Wahl zugunsten etablierter landesrechtlicher Modelle zu ermdglichen,
die die Digitalisierung bereits umsetzen, jedoch eine Verodffentlichung auf ei-
nem anderen digitalen Weg (Internetseite oder Internetportal der planaufstel-
lenden oder priifenden Stelle) vorsehen, sollten diese Mdglichkeiten entspre-
chend des obigen Antrages in den Regelungstext aufgenommen werden.

Die Soll-Regelung konnte dagegen zu Rechtsunsicherheit fithren, da ein atypi-
scher Fall jeweils begriindet werden muss und ggf. gerichtlich angreifbar ist.
Die in § 9 Absatz 2 Satz 6, § 10 Absatz4 und § 15 Absatz 3 Satz 8§ ROG-E
vorgesehene Regelung, dass Landesrecht zu weiteren Zugangsmoglichkeiten
unbertiihrt bleibt, ersetzt die grundsétzliche Pflicht zur Verdffentlichung auf ei-
nem zentralen Internetportal nicht.

98. Zu Artikel 4 Nummer 10 (§ 11 Absatz1 Satz1 Nummer 3 und Nummer 4
—neu — und Absatz 4 Nummer 1 ROQG)

Artikel 4 Nummer 10 ist durch die folgende Nummer 10 zu ersetzen:
,10. § 11 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 3 wird die Angabe ,erreicht wurde.” durch die An-
gabe ,,erreicht wurde;* ersetzt.
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bb) Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 4 eingefiigt:

4. die Verletzung Einfluss auf das Abwigungsergebnis ge-
habt hat; dies gilt nicht, wenn eine erforderliche Umwelt-
prifung oder eine Offentlichkeitsbeteiligung weder
durchgefiihrt noch nachgeholt worden ist oder ein ver-
gleichbar schwerwiegender Fehler vorliegt.*

[3

b) In Absatz 4 Nummer 1 << ... weiter wie Vorlage ... >>.

Begriindung:

Die Ergénzung eines neuen § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ROG dient der
Starkung der Planerhaltung und der Rechtssicherheit. Nach geltendem Recht
konnen Verstoe gegen Verfahrens- und Formvorschriften auch dann zur
Rechtswidrigkeit eines Raumordnungsplans fiihren, wenn sie sich auf die
planerische Entscheidung tatsédchlich nicht ausgewirkt haben. Dies kann zur
Unwirksamkeit von Raumordnungspldnen aufgrund bloBer formaler Méngel
fiihren, obwohl die planerische Abwigung inhaltlich unverdndert geblieben
wire.

Kiinftig sollten Verfahrens- und Formfehler nur dann beachtlich sein, wenn sie
Einfluss auf das Abwégungsergebnis gehabt haben. Hierzu muss die konkrete
Moglichkeit aufgezeigt werden, dass ohne den jeweiligen Fehler im Ergebnis
anders entschieden worden wire. Bloe Behauptungen sollten insoweit nicht
ausreichen.

Diese Regelung, die sich in vergleichbarer Form in § 5 Absatz 2 Nummer 1 des
Landesplanungsgesetzes Baden-Wiirttemberg und in § 15 Absatz2 des
Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen findet, unterstreicht die dienen-
de Funktion des Verwaltungsverfahrens, stirkt den Grundsatz der Ergebnis-
richtigkeit.

Aus unionsrechtlichen Griinden gilt die weitergehende Unbeachtlichkeit nicht,
sofern eine erforderliche Umweltpriifung oder Offentlichkeitsbeteiligung
weder durchgefiihrt noch nachgeholt worden ist oder ein Fehler vergleichbarer
Schwere vorliegt.
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99. Zu Artikel 4 Nummer 10 (§ 11 Absatz 1 Satz 2 — neu — und Absatz 4 Nummer 1
ROQG)

Artikel 4 Nummer 10 ist durch die folgende Nummer 10 zu ersetzen:

,10. § 11 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Zusitzlich zu den in Satz 1 Nummer 1 genannten Fillen wird die
Unbeachtlichkeit vermutet, wenn die umweltbezogenen Informationen
nicht unmittelbar in der Bekanntmachung genannt waren, sich aus der
Bekanntmachung jedoch ergeben hat, liber welche Internetseite oder
Internetadresse und bei welcher 6ffentlichen Stelle die Informationen
einsehbar waren, eine Einsichtnahme moglich war und eine Beteili-
gung stattgefunden hat.*

b) In Absatz 4 Nummer 1 << ... weiter wie Vorlage ... >>.

Begriindung:

Die Vermutungsregel in einem neuen § 11 Absatz 1 Satz la ROG entspricht
der Regelung in § 15 Absatz1 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen. Hintergrund ist, dass das Oberverwaltungsgericht Miinster in einem
gerichtlichen Hinweis zu einem Normenkontrollverfahren gegen einen Regio-
nalplan in Erwégung gezogen hat, aus Artikel 8 Absatz 5 i. V. m. Anhang 5
Nummer 3 Buchstabe f des SEA-Protokolls (Protokoll {iber die strategische
Umweltpriifung zum Ubereinkommen iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung
im grenziiberschreitenden Rahmen vom 21. Mai 2003), welches sowohl Teil
der Volker- als auch der Unionsrechtsordnung ist, die Verpflichtung abzulei-
ten, die Arten umweltbezogener Informationen bereits in Offenlagebekanntma-
chungen nach § 9 Absatz 2 ROG aufzufiihren. Obwohl diese Normen — anders
als § 3 Absatz 2 Satz 4 Halbsatz 1 BauGB — eine derartige Verpflichtung be-
wusst gerade nicht enthalten, seien die zu der vorgenannten Bestimmung des
Baugesetzbuchs entwickelten Rechtsprechungsmalstibe des Bundesverwal-
tungsgerichts moglicherweise auf raumordnungsrechtliche Offenlagebekannt-
machungen tlibertragbar.

Die Vermutungsregel soll die bisherige Bekanntmachungspraxis stiitzen, wel-
che eine solche Auffiihrung umweltbezogener Informationen in der Bekannt-
machung im FEinklang mit dem Raumordnungsgesetz nicht vorsieht. Einer
weitergehenden Interpretation europarechtlicher Vorschriften soll auf Ebene
der Planerhaltung begegnet werden — auch, um die Rechtsfehleranfélligkeit von
Bekanntmachungstexten im Rahmen zu halten und eine in der Praxis drohende
unverhiltnismiBige Uberfrachtung dieser Texte zu vermeiden. Es wird deshalb
vermutet, dass es unbeachtlich ist, wenn die Arten umweltbezogener Informa-
tionen im Rahmen der Aufstellung oder Anderung eines Raumordnungsplans
nicht unmittelbar in der Offenlagebekanntmachung genannt werden, diese aber
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gleichwohl einsehbar sind und die Bekanntmachung einen Hinweis auf die
Einsehbarkeit enthilt.

Fiir eine Widerlegung der regelmifig eingreifenden Vermutung reicht die
bloBe Behauptung, dass sich ein Einzelner aufgrund der Nichtnennung der
Arten umweltbezogener Informationen in der Offenlagebekanntmachung nicht
beteiligt habe oder von dem Vortrag weiterer Aspekte abgehalten worden sei,
nicht aus. Nur in engen Ausnahmeféllen, wenn konkrete Anhaltspunkte dafiir
bestehen, dass dies der Fall war, kann die Widerlegung der gesetzlichen Ver-
mutung gerichtlich angenommen werden. Insbesondere scheidet eine Wider-
legung der Vermutung regelméBig aus, wenn der Einwand von einer Person
vorgebracht wird, die sich im jeweiligen Planverfahren — gegebenenfalls sogar
mehrfach — beteiligt hat. Denn in diesen Fillen liegt die Annahme einer Verlet-
zung der Anstoffunktion fern.

100. Zu Artikel 4 Nummer 10 Buchstabe a —neu — (§ 11 Absatz 3 Satz 1 ROGQG)

Artikel 4 Nummer 10 ist durch die folgende Nummer 10 zu ersetzen:
,10. § 11 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,,der Beschlussfassung iiber den
Raumordnungsplan® durch die Angabe ,,des Fristablaufs der Beteili-
gung der Offentlichkeit nach § 9 Absatz 2 ROG* ersetzt.

¢

b) In Absatz 4 Nummer 1 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.

Begriindung:

Zwischen dem Ende der Offentlichkeitsbeteiligung, nach dem Stellungnahmen
zum Planentwurf ausgeschlossen sind, und der Beschlussfassung iiber den
Raumordnungsplan, die derzeit als Stichtag fiir die Abwégung in § 11 Absatz 3
Satz 1 ROG festgelegt ist, vergeht regelméBig ein Zeitraum von mehreren Wo-
chen. Dies ist der Komplexitit der Planungen und dem Umfang der zu bertick-
sichtigenden Faktoren geschuldet. In diesem Zeitraum konnen Anderungen
insbesondere an der Sach- aber ggf. auch an der Rechtslage auftreten, die, da
sie bei der Abwigung noch zu beriicksichtigen sind, eine Anderung des Plan-
entwurfs und eine Neuauslegung der Unterlagen samt Offentlichkeitsbeteili-
gung etc. erforderlich machen.

Fiir den Zeitraum zwischen Beschlussfassung und Inkrafttreten des Plans, der
ebenfalls mehrere Wochen in Anspruch nehmen kann, sind neu auftretende Er-
kenntnisse hingegen irrelevant. Ebenso sind Stellungnahmen, die nach dem
Ende der Stellungnahmefrist eingehen, gemall § 9 Absatz 2 Satz 4 Nummer 3
ROG-E nicht mehr abwégungsrelevant. Es handelt sich bei dem in § 11 Ab-
satz 3 Satz 1 ROG festgelegten Zeitpunkt der Beschlussfassung mithin um ei-
nen willkiirlich festgelegten Stichtag, der zudem eine Ungleichbehandlung
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zwischen Stellungnahmen der Offentlichkeit und Erkenntnissen aus anderen
Quellen manifestiert. Es wird daher vorgeschlagen, den Zeitpunkt, der fiir die
Abwiigung nach § 7 Absatz 2 ROG maBgeblich ist, mit dem Fristablauf der Of-
fentlichkeitsbeteiligung zu vereinheitlichen. Dadurch wird die Gefahr mini-
miert, einen bereits vollstindig abgewogenen Plan neu iiberarbeiten zu miissen,
weil zwischenzeitlich Anderungen eingetreten sind (bspw. Verlagerung eines
GroBvogelhorsts, Aufgabe von Wohnnutzung, etc.). Triten diese Anderungen

zwischen Beschlussfassung und Inkrafttreten ein, wéren sie ebenso unerheb-
lich.

101. Zu Artikel 4 Nummer 10 (§ 11 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Nummer 1 ROG)

Artikel 4 Nummer 10 ist durch die folgende Nummer 10 zu ersetzen:
,10. § 11 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 3 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Beschriankt sich eine Verletzung von Vorschriften auf einen sachli-
chen oder rdumlichen Teil des Raumordnungsplans, bleibt der Raum-
ordnungsplan im Ubrigen wirksam, wenn der verbleibende Teil eine
sinnvolle rdumliche Ordnung bewirkt und die planaufstellende Stelle
nicht einen rdumlichen oder sachlichen Teil des Raumordnungsplans
in dem Beschluss iiber den Raumordnungsplan als unverzichtbar fiir
den gesamten Plan erklért hat.

b) In Absatz 4 Nummer 1 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.°

Begriindung:

Vor dem Hintergrund notwendiger Planungs- und Investitionssicherheit soll
mit der Regel erreicht werden, dass eine Gesamtunwirksamkeit eines Raum-
ordnungsplans aufgrund einer Verletzung von Vorschriften im 6ffentlichen
Interesse die Ausnahme bildet, um die damit verbundenen erheblichen negati-
ven gesamtraumlichen Folgewirkungen zu vermeiden.

§ 11 Absatz 3 Satz 3 ROG regelt, dass eine Teilwirksamkeit nur dann nicht in
Betracht kommt, wenn der Plangeber ausdriicklich entschieden hat, dass der
Gesamtplan mit dem betroffenen Teil ,,stehen oder fallen* soll. Bewirkt der
verbleibende Teil fiir sich genommenen eine sinnvolle rdumliche Ordnung, ist
lediglich eine Teilunwirksamkeit des jeweiligen Raumordnungsplans anzu-
nehmen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn nur sachlich oder rdumlich
abgrenzbare Teilbereiche zur gerichtlichen Uberpriifung gestellt werden bzw.
entscheidungserheblich sind, etwa einzelne textliche oder zeichnerische Festle-
gungen angegriffen bzw. inzident iiberpriift werden (etwa Abgrabungs- oder
Windenergiebereiche).
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Die Neufassung erfasst die Konstellationen des bisherigen § 11 Absatz 3 Satz 3
ROG, geht jedoch iiber seinen bisherigen Anwendungsbereich hinaus:

Im Vergleich zum bisherigen § 11 Absatz 3 Satz 3 ROG erweitert der Vor-
schlag die Anwendung von Vorranggebieten mit Ausschlusswirkung auf alle
sachlichen und rdumlichen Teile eines Plans. Dies bildet die Realitéit besser ab,
weil zum Beispiel die Windenergieplanung keine Vorrangplanung mit Eig-
nungswirkung mehr ist. Zudem ist das Merkmal der ,,sinnvollen rdumlichen
Ordnung® deutlich weiter zu verstehen als das Merkmal der ,,Grundziige der
Planung®. Hierdurch wird der Grundsatz der Planerhaltung — wie beabsichtigt —
gestérkt.

102. Zu Artikel 4 Nummer 11 (§ 13 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ ROG)

Artikel 4 Nummer 11 § 13 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ ist durch
den folgenden Buchstaben ¢ zu ersetzen:

,,¢) Freirdume zur Gewdhrleistung eines natiirlichen Klimaschutzes, insbeson-
dere fiir Moorerhalt und Moorschutz, sowie zur Anpassung an den Klima-
wandel,*

Begriindung:

Der Gesetzentwurf streicht die bislang in § 13 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2
Buchstabe e ROG enthaltene ausdriickliche Bezugnahme auf Moorerhalt und
Moorschutz. Die vorgeschlagene Neufassung nennt lediglich noch Freirdume
zur Gewidhrleistung eines natiirlichen Klimaschutzes sowie zur Anpassung an
den Klimawandel.

Diese Anderung ist fachlich nicht sachgerecht.

Moore gehdren zu den bedeutendsten natiirlichen Kohlenstoffspeichern
Deutschlands. Entwisserte Moorbdden verursachen zugleich erhebliche Treib-
hausgasemissionen und sind daher fiir die Erreichung der nationalen und euro-
pdischen Klimaschutzziele von herausragender Bedeutung. Dariiber hinaus er-
fiillen Moore wichtige Funktionen fiir den Wasserhaushalt, den Hochwasser-
schutz, die Klimaanpassung sowie den Erhalt hochgradig gefdhrdeter Lebens-
rdume und Arten.

Der Moorschutz ist sowohl Gegenstand der Nationalen Moorschutzstrategie als
auch wesentlicher Bestandteil der Umsetzung der Verordnung (EU) 2024/1991
tiber die Wiederherstellung der Natur. Auch die FFH-Richtlinie sowie die
Deutsche Klimaanpassungsstrategie unterstreichen die besondere Bedeutung
intakter Moordkosysteme.

Gerade die Raumordnung besitzt eine zentrale Steuerungsfunktion fiir den
Schutz und die Entwicklung grofrdumiger Moorlandschaften. Die ausdriickli-
che Benennung von Moorerhalt und Moorschutz in § 13 Absatz 5 ROG tragt
dazu bei, diese Belange bereits auf der Ebene der Raumordnungsplanung
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sichtbar zu machen und bei der Festlegung iibergeordneter Freiraumstrukturen
angemessen zu berticksichtigen.

Zudem wiirde die Streichung des Moorbezugs zu einem Wertungswiderspruch
innerhalb des Gesetzentwurfs fiihren. Wahrend im Baugesetzbuch der natiirli-
che Klimaschutz gestirkt und Moorerhaltung sowie Moorschutz ausdriicklich
als Planungsbelange hervorgehoben werden, wiirden diese Belange im Raum-
ordnungsrecht nicht mehr ausdriicklich genannt. Eine konsistente Berticksich-
tigung des natiirlichen Klimaschutzes erfordert jedoch eine entsprechende Ver-
ankerung sowohl im Bauplanungsrecht als auch im Raumordnungsrecht.

Die vorgeschlagene Anderung stellt daher sicher, dass die besondere Bedeu-
tung von Mooren fiir Klima-, Natur- und Ressourcenschutz auch kiinftig aus-
driicklich im Raumordnungsgesetz beriicksichtigt wird und die Kohirenz der
Regelungen zum natiirlichen Klimaschutz gewahrt bleibt.

103. Zu Artikel 4 Nummer 13 Buchstabe ¢ (§ 17 Absatz 2 Satz 1 ROG)

In Artikel 4 Nummer 13 Buchstabe ¢ § 17 Absatz 2 Satz 1 ist nach der Angabe
,,den Hochwasser- und* die Angabe ,,Starkregen- sowie* einzufiigen.

Begriindung:
Hier sind Starkregenereignisse genauso relevant wie Hochwasserereignisse.

104. Zu Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe a; — neu — (§ 27 Absatz 1a — neu — ROQG)

Nach Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a; einzufii-
gen:

,a1) Nach Absatz 1 ist der folgende Absatz 1a einzufiigen:

»(1a) Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplidnen nach § 13
sowie Raumordnungsverfahren, die nach §15 in der bis zum
27. September 2023 geltenden Fassung formlich eingeleitet wurden, wer-
den nach den bis zum 27. September 2023 geltenden Raumordnungsgeset-
zen von Bund und Liandern abgeschlossen. Ist mit gesetzlich vorgeschrie-
benen einzelnen Schritten des Verfahrens noch nicht begonnen worden,
konnen diese auch nach den Vorschriften dieses Gesetzes durchgefiihrt

[13K3

werden.
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Begriindung:

Der Gesetzentwurf enthilt eine Ersetzung des geltenden § 27 Absatz 1 Satz 1
ROG. Der von der _ﬁberleitungsvorschrift erfasste Zeitraum soll aktualisiert
werden, so dass die Uberleitungsregelung die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes eingeleiteten Verfahren erfasst.

Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass noch Planungsverfahren offen sind,
die vor dem 27. September 2023 eingeleitet worden sind und nach altem (bis
zum 27. September 2023 geltendem) Recht abgeschlossen werden sollen, sollte
die aktuell geltende Regelung neben der geplanten Neuregelung in einem eige-
nen Absatz bestehen bleiben.

105. Zu Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb — neu — (§ 27 Ab-
satz 3 ROG)

Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe b ist durch den folgenden Buchstaben b zu er-
setzten:

,b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) Die Angabe ,,28. September 2023“ wird << ... weiter wie Vorla-
ge ... >>

bb) Die Angabe ,,des Verfahrens bei Anderung eines ausgelegten Raum-
ordnungsplanentwurfs® wird durch die Angabe ,, , Vereinfachung und
Digitalisierung der Raumordnungsplanverfahren ersetzt.

Begriindung:

Die geltende Regelung des § 27 Absatz 3 ROG bezieht sich hinsichtlich weiter
gehenden Landesrechts bislang ausschlielich auf Regelungen, die der Verfah-
rensbeschleunigung bei Anderung eines ausgelegten Raumordnungsplanent-
wurfs dienen. Da weiter gehendes Landesrecht nicht nur der Beschleunigung,
sondern auch der Vereinfachung und/oder Digitalisierung dienen kann, sollte
die Vorschrift um diese Zielsetzungen erweitert werden. Des Weiteren sollte
die Vorschrift auf das gesamte Raumordnungsplanverfahren ausgedehnt wer-
den, um die im gesamten Verfahren bestehenden landesrechtlichen Moglich-
keiten zur Beschleunigung, Vereinfachung und Digitalisierung weiterhin nut-
zen zu kénnen.
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106. Zu Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe ¢ — neu — (§ 27 Absatz 4 — neu — ROG)

Nach Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe b ist der folgende Buchstabe ¢ einzufii-
gen:

,¢) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefiigt:

»(4) Verfahren zur Aufstellung von Plinen zur Ausweisung von Be-
schleunigungsgebieten fiir die Windenergie an Land nach § 28, die bis zum
[einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
nach Artikel 13 Satz 2] formlich eingeleitet wurden, werden nach den bis
zum [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
nach Artikel 13 Satz 2] geltenden Vorschriften abgeschlossen. Ist mit ge-
setzlich vorgeschriebenen einzelnen Schritten des Verfahrens noch nicht
begonnen worden, konnen diese auch nach den Vorschriften dieses Geset-
zes durchgefiihrt werden.* ¢

Begriindung:

Mit der Erginzung soll eine Uberleitungsvorschrift auch fiir die Ausweisung
von Windenergie-Beschleunigungsgebieten eingefiihrt werden. Die Regelung
ist notwendig, da die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet zusétzlich zur
Ausweisung als Windenergiegebiet erfolgt und es sich jedenfalls bei zeitlich
nachfolgenden Pldnen im Sinne des § 28 Absatz 5 Satz 2 ROG nach dem Wil-
len des Bundesgesetzgebers nicht um Raumordnungspldne, sondern um Pline
sui generis handelt. Es bedarf daher einer eigenen Uberleitungsvorschrift auch
fiir solche separaten Plidne sui generis.

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes werden bereits Planungsver-
fahren sui generis zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten formlich ein-
geleitet, aber noch nicht abgeschlossen sein. Die Planungstrager sollen daher —
wie auch fiir die Planungsverfahren beziiglich Raumordnungspldnen — die
Moglichkeit erhalten, die Planungsverfahren noch nach altem Recht abzu-
schlieBen. Fiir einzelne noch nicht begonnene Verfahrensschritte kann der Pla-
nungstrager optional das neue Recht wihlen, muss dies aber nicht tun, entspre-
chend der Regelung in § 27 Absatz 1 Satz 2 ROG.

Fiir die separaten Planungsverfahren sui generis wird u.a. auch auf § 9 Ab-
satz 5 und § 10 ROG verwiesen, die mit der Novelle ebenfalls geindert werden
sollen. Fiir die Planungstriger wére daher die Moglichkeit der Beibehaltung
des bisherigen Verfahrensrechts von wesentlicher praktischer Bedeutung. Es ist
zu befiirchten, dass es ohne entsprechende Uberleitungsvorschrift zu nicht un-
erheblichen Verzogerungen bei der Ausweisung der Beschleunigungsgebiete
kommen kann. U. a. soll kiinftig fiir Verdéffentlichungen nach den §§ 9 und 10
ROG-E ein zentrales Internetportal des Landes genutzt werden. Ein solches
miisste aber erst einmal aufgebaut und ans Netz gebracht werden.
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107. Zu Artikel 4 (Anderung des Raumordnungsgesetzes)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, wie die
Raumvertraglichkeitspriifung nach § 15 ROG in das nachfolgende Zulassungs-
verfahren integriert werden kann.

Begriindung:

Mit der letzten Anderung des ROG hat die Raumvertriglichkeitspriifung
(RVP) deutlich an Relevanz verloren. Es handelt sich dabei um eine Priifung,
die innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten abgeschlossen sein muss,
dabei aber lediglich den Wert einer gutachterlichen Stellungnahme hat. Zudem
ist eine mindestens einmonatige Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren.

Es ist der Offentlichkeit regelmiBig nicht zu vermitteln, worin der Unterschied
zwischen der raumordnerischen Priifung auf hoherer Maflstabsebene und der
nachfolgenden Offentlichkeitsbeteiligung im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens besteht, so dass sich die Raumordnungsbehorde im Rahmen dieser Be-
teiligung vielfach mit Stellungnahmen befassen muss, die auf der nachfolgen-
den Ebene einzuordnen wiren. Die Befristung auf sechs Monate, binnen derer
samtliche Stellungnahmen auszuwerten sind, nach deren Ablauf aber auch oh-
ne Abschluss des Verfahrens geméll § 15 Absatz 1 Satz5 ROG das Zulas-
sungsverfahren beantragt werden kann, erschwert die Moglichkeit einer griind-
lichen Priifung. Zudem werden viele Stellungnahmen doppelt zu bearbeiten
sein, weil sie in beiden Verfahrensschritten (RVP und nachfolgendes Zulas-
sungsverfahren) gleichermaflen abgegeben werden.

Im Sinne der Reduzierung von Verwaltungsaufwand und Planungsbeschleuni-
gung bittet der Bundesrat daher zu iiberpriifen, wie die RVP so in das Zulas-
sungsverfahren integriert werden kann, dass Doppelpriifungen vermieden und
Synergieeffekte generiert werden konnen.

108. Zu Artikel 8 Nummer 01 — neu — (§ 2 Nummer 2 WindBGQG)

Vor Artikel 8 Nummer 1 ist die folgende Nummer 01 einzufiigen:
,01.  § 2 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
,,2. Rotor-innerhalb-Flachen:

Flachen im Sinne der Nummer 1, die in einem Raumordnungsplan
oder Bauleitplan ausgewiesen wurden, der bestimmt, dass die Rotor-
blitter von Windenergieanlagen innerhalb der ausgewiesenen Flache

66 ¢

liegen miissen,;
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Begriindung:
Die Streichung des 2. Halbsatzes in § 2 Nummer 2 ist eine Folgednderung der
Ziffer 112.

Mit diesem erfolgt eine Anpassung der Anrechnungsregelungen an Erkenntnis-
se zu der Genehmigungspraxis. Eine Analyse des Umweltbundesamtes zeigt,
dass Windenergieanlagen bei Bestandsplédnen auch im Randbereich der ausge-
wiesenen Gebiete genehmigt und betrieben werden.

109. Zu Artikel 8 Nummer 01 — neu — (§ 3 Absatz 2 Satz 3 — neu — WindBQG)

Vor Artikel 8 Nummer 1 ist die folgende Nummer 01 einzufiigen:
,01. Nach § 3 Absatz 2 Satz 2 wird der folgende Satz eingefligt:

,Die Festlegung regionaler oder kommunaler Flidchenbeitragswerte kann

66 ¢

nachtriglich gedndert oder aufgehoben werden.

Begriindung:

Die Regelung dient der Klarstellung, dass auch eine nachtrigliche Anderung
der Teilflichenziele moglich ist. Die Nennung der Teilflichen gemal3 § 3
Absatz 3 WindBG dient primér der Orientierung der Bundesregierung. Diese
wird in der Meldung nach § 98 EEG ausweislich des § 7 Absatz 3 WindBG
tiber den Fortschritt beim Ausbau der Windenergie informiert.

Eine Anpassung der Festlegung zu den Teilflachenzielen ist dadurch nicht aus-
geschlossen. Vielmehr entspricht es gerade dem Interesse der Energiewende
und der Ansiedlung von moglichst vielen Windenergieanlagen, flexibel auf
Verianderungen planerisch wie auch durch die Gestaltung der Teilflichenziel-
verteilung reagieren zu konnen. Zeigen sich beispielsweise zuvor unerkannte
Planungshindernisse in einer Region und konnen weitere Flichenpotenziale in
anderen Regionen unerwartet gehoben werden, wére es nicht sachgerecht, den
Landern derartige Anpassungsoptionen zu versagen und solche Sperren in den
Gesetzestext hineinzulesen. Deutlich wird dies auch in § 3 Absatz 2 WindBG.
Dieser stellt den Landern frei, durch Zielfestlegungen die Aufteilung der Teil-
flichenziele auf Regionen vorzunehmen. Mit der Anwendung der planungs-
rechtlichen Instrumente geht auch die Anwendung der Zielabweichung nach
§ 6 Absatz 2 ROG ecinher.
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110. Zu Artikel 8 Nummer 1 (§ 4 Absatz 2 Satz 2 WindBQG)

Artikel 8 Nummer 1 ist durch die folgende Nummer 1 zu ersetzen:

,1. § 4 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

Nach Absatz 1 Satz 5 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.
Absatz 2 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,»Soweit ein Plan durch Entscheidung eines Gerichtes fiir vollstindig
oder teilweise unwirksam erklirt oder dessen vollstindige oder teil-
weise Unwirksamkeit in den Entscheidungsgriinden angenommen
worden ist, bleiben die ausgewiesenen Fldchen fiir zwei Jahre ab
Rechtskraft der Entscheidung weiter anrechenbar. ¢

Begriindung:

Die Umsetzung der Flichenbeitragswerte erfolgt z. B. in Nordrhein-Westfalen
bereits jetzt fiir das Zieljahr 2032. Die Planungsregionen sind verpflichtet, die
fiir sie festgelegten Teilflichenziele durch Flichenausweisung in den Regio-
nalplénen zu erreichen. In fiinf von sechs Planungsregionen sind die entspre-
chenden Regionalpldne bereits in Kraft. Gegen die Regionalpldne sind
Normenkontrollantrige eingegangen, liber die das Oberverwaltungsgericht
Nordrhein-Westfalen entscheiden wird. Auch in anderen Ldndern werden mit
Fortschreiten der Flichenausweisungen die Regionalpline beklagt werden.

Der Vorschlag soll klarstellend regeln, dass die Ubergangsfrist des § 4 Ab-
satz 2 Satz 2 WindBG auch dann gilt, wenn nur Teile eines Plans durch Ent-
scheidung eines Gerichts fiir unwirksam erklart oder dessen teilweise Unwirk-
samkeit in den Entscheidungsgriinden angenommen worden ist. Die Erfahrung
aus Nordrhein-Westfalen zeigt, dass Klagen sich auch gegen die Ausweisung
einzelner Windenergiebereiche richten. Sollte ein Gericht dem folgen, wére ein
Plan nur in Teilen unwirksam. Auch in diesen Fillen sollte die Ubergangsfrist
des § 4 Absatz 2 Satz 2 WindBG gelten, da — nicht anders als bei vollstdndiger
Unwirksamkeit eines Plans — die Korrektur der Pldne im ergidnzenden Verfah-
ren moglich sein soll, ohne dass in dem hierfiir erforderlichen Zeitraum die
Rechtsfolge nach § 249 Absatz 7 BauGB eintritt. Dies ergibt sich aus Sinn und
Zweck des Gesetzes, sollte zum Zwecke der Rechtssicherheit jedoch klarstel-
lend geregelt werden.

Der Vorschlag soll die Ubergangsfrist des § 4 Absatz 2 Satz 2 WindBG von ei-
nem Jahr auf zwei Jahre verlangern. Die Erfahrung aus den Planverfahren zur
Ausweisung der Windenergiebereiche in Nordrhein-Westfalen zeigt, dass diese
Planungen langer als ein Jahr in Anspruch nehmen. Etwas anderes gilt fiir die
Korrektur der Pldne im ergénzenden Verfahren nicht. In der Gesetzesbegriin-
dung zum WindBG wird die Ubergangsfrist damit begriindet, dass eine Kor-
rektur der Pline ermoglicht werden soll, ohne dass in dem hierfiir erforder-
lichen Zeitraum die Rechtsfolge nach § 249 Absatz 7 BauGB eintritt (BT-



-95- Drucksache 334/26 (Beschluss)

Drucksache 20/2355, Seite 27). Der Gesetzgeber hatte somit die Intention, die
Ubergangsfrist fiir den Zeitraum gelten zu lassen, der zur Korrektur der Pline
erforderlich ist. Um diesem Anliegen gerecht zu werden, sollte die Frist auf
zwei Jahre verldngert werden.

111. Zu Artikel 8 Nummer 1 (§ 4 Absatz 2 Satz2a — neu — und Satz 2b — neu —

WindBG)

Artikel 8 Nummer 1 ist durch die folgende Nummer 1 zu ersetzen:

,1. § 4 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

Nach Absatz 1 Satz 5 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.
Nach Absatz 2 Satz 2 werden die folgenden Sétze eingefiigt:

»datz 2 gilt auch fiir den Fall, in dem die Feststellung und Bekannt-
machung des Erreichens der Fldchenbeitragswerte vor Ablauf der in
§ 3 Absatz 1 Satz 2 genannten Stichtage erfolgt ist. Dies gilt unabhén-
gig davon, aus welchen Griinden ein Gericht die vollstindige oder
teilweise Unwirksamkeit des Plans erklirt oder in den Entscheidungs-

[13K3

griinden angenommen hat.

Begriindung:

Die Umsetzung der Flichenbeitragswerte erfolgt z. B. in Nordrhein-Westfalen
bereits jetzt fiir das Zieljahr 2032. Die Planungsregionen sind verpflichtet, die
fiir sie festgelegten Teilflichenziele durch Flichenausweisung in den Regio-
nalplénen zu erreichen. In fiinf von sechs Planungsregionen sind die entspre-
chenden Regionalpldne bereits in Kraft. Gegen die Regionalpldne sind
Normenkontrollantrdge eingegangen, liber die das Oberverwaltungsgericht
Nordrhein-Westfalen entscheiden wird. Auch in anderen Léndern werden mit
Fortschreiten der Flichenausweisungen die Regionalpline beklagt werden.

Der Vorschlag soll klarstellend regeln, dass die Ubergangsfrist des § 4 Ab-
satz 2 Satz 2 WindBG unabhingig von den Griinden fiir die gerichtlich festge-
stellte Unwirksamkeit des Planes gilt. Die Erfahrung aus Nordrhein-Westfalen
zeigt, dass Klagen sich auch gegen die Ausweisung einzelner Windenergiebe-
reiche richten. Auch in den Fillen, in denen ein Gericht einzelne Windenergie-
bereiche fiir ungeeignet hilt, sollte die Ubergangsfrist des § 4 Absatz 2 Satz 2
WindBG gelten, da — nicht anders als bei Unwirksamkeit eines Plans aus ande-
ren Griinden — die Korrektur der Plédne im ergiinzenden Verfahren mdglich sein
soll, ohne dass in dem hierfiir erforderlichen Zeitraum die Rechtsfolge nach
§ 249 Absatz 7 BauGB eintritt. So konnen in diesem Zeitraum andere, geeigne-
te Flachen ausgewiesen werden. Dies ergibt sich aus Sinn und Zweck des
Gesetzes, sollte zum Zwecke der Rechtssicherheit jedoch klarstellend geregelt
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werden.

Zudem soll der Vorschlag klarstellend regeln, dass die fiir die Fille der (ange-
nommenen) Unwirksamkeit des Plans geregelte Ubergangsfrist des § 4 Ab-
satz2 Satz2 WindBG auch schon vor Erreichung des ersten Stichtages
31. Dezember 2027 anwendbar ist. Nach Sinn und Zweck der Regelung muss
diese Anrechnungsfiktion wertungsméBig erst recht fiir den Fall gelten, in dem
das WindBG tiberobligatorisch schnell umgesetzt wird und es vor dem Ablauf
des Stichtages zu einer Unwirksamkeit des Plans kommt. Eine Schlechterstel-
lung von ,,Uberperformern® ist nicht tragfihig begriindbar (Wertungswider-
spruch).

112. Zu Artikel 8 Nummer 1 (§ 4 Absatz 3 Satz 2 WindBQG)

Artikel 8 Nummer 1 ist durch die folgende Nummer 1 zu ersetzen:

,1. § 4 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

Nach Absatz 1 Satz 5 wird << ... weiter wie Vorlage ... >>.
In Absatz 3 Satz 2 wird nach der Angabe ,,Rotor-innerhalb-Flichen*
die Angabe ,,in Plidnen, die nach dem 1. Februar 2024 wirksam ge-
worden sind®, eingefiigt.*

Begriindung:

Die Umsetzung der Flichenbeitragswerte erfolgt z. B. in Nordrhein-Westfalen
bereits jetzt fiir das Zieljahr 2032. Die Planungsregionen sind verpflichtet, die
fiir sie festgelegten Teilflichenziele durch Flichenausweisung in den Regio-
nalplénen zu erreichen. In fiinf von sechs Planungsregionen sind die entspre-
chenden Regionalpldne bereits in Kraft. Gegen die Regionalpldne sind
Normenkontrollantrige eingegangen, liber die das Oberverwaltungsgericht
Nordrhein-Westfalen entscheiden wird. Auch in anderen Léndern werden mit
Fortschreiten der Flachenausweisungen die Regionalpldne beklagt werden. Der
Vorschlag greift daher den Vorschlag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion (BT-
Drucksache 20/14234) auf.

Mit diesem erfolgt eine Anpassung der Anrechnungsregelungen an Erkennt-
nisse zu der Genehmigungspraxis. Eine Analyse des Umweltbundesamtes
zeigt, dass Windenergieanlagen bei Bestandspldnen auch im Randbereich der
ausgewiesenen Gebiete genehmigt und betrieben werden. Von den bundesweit
in Betrieb befindlichen Anlagen liegen 20 Prozent der Standorte in den Berei-
chen, die bislang von der Anrechnung abgezogen werden; von den genehmig-
ten Anlagen liegen 11 Prozent der Standorte in diesem Randbereich. Im Ergeb-
nis werden damit die Flichen als Rotor-auerhalb-Flichen genutzt, dies gilt
auch dann, wenn eine Festlegung der Planung nicht erfolgt ist oder eine Rotor-
innerhalb Fliche vorliegt. Es erscheint deshalb folgerichtig — zumindest hin-
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sichtlich solcher Pléne, die vor dem 1. Februar 2024 wirksam geworden sind,
eine vollumfiangliche Anrechnung der ausgewiesenen Fliachen zu ermdglichen.
Dies entspricht auch dem Sinn und Zweck der Regelung des bisherigen § 5
Absatz 4. Dieser ermdglicht fiir bis zum 1. Februar 2024 wirksam gewordene
Pline die Moglichkeit, Flichen in Pldnen durch Beschluss als
Rotor-auBerhalb-Flichen zu bestimmen. Mit Anderung der Anrechnungsrege-
lung entfdllt der Anwendungsbereich von § 5 Absatz 4, der in der Folge zu
streichen ist.

113. Zu Artikel 8 Nummer la — neu — (§ 5 Absatz 2 Satz 1a — neu —, Satz 1b — neu —
und Satz 3 — neu — WindBQG)

Nach Artikel 8 Nummer 1 ist die folgende Nummer 1a einzufiigen:
,la. § 5 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Satz 1 werden die folgenden Sétze eingefiigt:

,Ist das jeweilige Land nicht zustdndiger Planungstrager, wird die je-
weilige Landesregierung neben dem Planungstriger erméachtigt, die
Feststellung nach Satz 1 zu treffen. Dies gilt auch dann, wenn es sich
zuvor entschieden hat, die Erfiillung der Pflicht nach § 3 Absatz 1 ent-
sprechend § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 sicherzustellen.*

b) Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Dabei ist der Flachenbeitragswert unter Angabe des jeweiligen Stich-
tages nach der Anlage zu bezeichnen und auszufiihren, welche
Flichen in Windenergiegebieten nach § 2 Nummer 1 sowie welche
Flachen nach § 4 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4 angerechnet wurden,

[13K3

jeweils unter Angabe des Umfangs der angerechneten Fléche.

Begriindung:
Zu Buchstabe a:

Die Umsetzung der Flachenbeitragswerte erfolgt z. B. in Nordrhein-Westfalen
bereits jetzt flir das Zieljahr 2032. Die Planungsregionen sind verpflichtet, die
fiir sie festgelegten Teilflachenziele durch Flichenausweisung in den Regio-
nalpldnen zu erreichen. In fiinf von sechs Planungsregionen sind die entspre-
chenden Regionalpline bereits in Kraft. Gegen die Regionalplidne sind
Normenkontrollantrdge eingegangen, iiber die das Oberverwaltungsgericht
Nordrhein-Westfalen entscheiden wird. Auch in anderen Landern werden mit
Fortschreiten der Flichenausweisungen die Regionalpldne beklagt werden. Der
Antrag greift daher den Vorschlag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion (BT-
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Drucksache 20/14234) auf.

Mit den Vorschldgen werden verfahrensrechtliche Erleichterungen bei der
Feststellung der Flachenbeitragswerte geschaffen. Insbesondere wird klarge-
stellt, dass den Landesregierungen die Moglichkeit zukommt, neben den
Planungstrdgern die Feststellung der Flichenbeitragswerte vorzunehmen. Diese
erginzende Moglichkeit der Landesregierung, die Erreichung der Flichen-
beitragswerte auf Grundlage der bereits ausgewiesenen Flachen festzustellen,
ist gerade mit Blick auf Klageverfahren gegen die Regionalplédne relevant, um
die Steuerungswirkung beim Windenergieausbau und so die Akzeptanz in der
Bevoélkerung zu erhalten.

Mit dem Vorschlag wird klargestellt, dass neben den Planungstriagern jeden-
falls die jeweilige Landesregierung das Erreichen der Flidchenbeitragswerte
feststellen kann, sobald im Land hinreichend Windenergiegebiete planerisch
ausgewiesen sind. Dies gilt unabhingig davon, auf welcher planerischen Ebene
die Flachen ausgewiesen sind und ob eine Addition der planerisch ausgewiese-
nen Windenergieflichen mehrerer Planungsebenen erfolgt. Dabei gilt § 4 Ab-
satz 1 Satz 2 WindBG. Insbesondere ist nicht erforderlich, dass diese Flachen
in eigenen Pldnen des Landes ausgewiesen sind. Ohne Bedeutung ist auch, auf
welche Weise die Sicherstellung der Pflichten des Landes aus § 3 Absatz 1
WindBG erfolgen soll. Insbesondere ist fiir eine Erfiillung eines landesweiten
Flachenziels nach Spalte 1 die Aufteilung der Ziele nach Spalte 2 in Teil-
flichenziele auf Planungstrager unbeachtlich, so dass § 249 Absatz 2 Satz 2
BauGB hier nicht § 249 Absatz 2 Satz 1 BauGB verdringt.

Zu Buchstabe b:

Mit den Vorschldgen werden verfahrensrechtliche Erleichterungen bei der
Feststellung der Flichenbeitragswerte geschaffen. So wird mit der Anderung
der die Feststellung treffenden Landesregierung aufgegeben, die Nachvollzieh-
barkeit der Feststellung sicherzustellen.

114. Zu Artikel 8 Nummer la —neu — (§ 5 Absatz 2a — neu — WindBQG)

Nach Artikel 8 Nummer 1 ist die folgende Nummer 1a einzufiigen:
,la. Nach § 5 Absatz 2 wird der folgende Absatz 2a angefiigt:

»(2a) Wird eine Feststellung nach Absatz 1 oder 2 durch die Entschei-
dung eines Gerichtes fiir unwirksam erklart oder dessen Unwirksamkeit in
den Entscheidungsgriinden angenommen oder im Rahmen einer einst-
weiligen Anordnung auller Vollzug gesetzt, bleiben die Rechtswirkungen
der Feststellung fiir ein Jahr ab Rechtskraft der Entscheidung aufrecht-
erhalten. Rechtsbehelfe und Rechtsmittel gegen eine Feststellung nach
Absatz 1 oder 2 haben keine aufschiebende Wirkung.* ¢
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Begriindung:

Die Umsetzung der Flachenbeitragswerte erfolgt z. B. in Nordrhein-Westfalen
bereits jetzt fir das Zieljahr 2032. Die Planungsregionen sind verpflichtet, die
fiir sie festgelegten Teilflachenziele durch Flichenausweisung in den Regio-
nalpldnen zu erreichen. In fiinf von sechs Planungsregionen sind die entspre-
chenden Regionalpline bereits in Kraft. Gegen die Regionalplidne sind
Normenkontrollantrdge eingegangen, iiber die das Oberverwaltungsgericht
Nordrhein-Westfalen entscheiden wird. Auch in anderen Landern werden mit
Fortschreiten der Flichenausweisungen die Regionalpldne beklagt werden. Der
Vorschlag greift daher den Vorschlag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion (BT-
Drucksache 20/14234) auf.

Wihrend § 4 Absatz2 WindBG Regelung zur Anrechenbarkeit von Flichen
regelt, wenn der zugrundeliegende Plan unwirksam ist, fehlt eine solche Rege-
lung fiir die Feststellung. Auch hier bedarf es einer Regelung, da bereits
Gerichte liber die Unwirksamkeit des Beschlusses iiber das Erreichen der
Flachenbeitragswerte entschieden haben (Hess. VGH, Urteil vom
6. Februar 2026 — 11 C 205/25.T).

Angesichts der gerichtlichen Angreifbarkeit der Feststellung ist eine Regelung
erforderlich, die eine Ubergangsfrist auch fiir den Fall der Unwirksamkeit der
Feststellung schafft. Das Zusammenspiel von WindBG und Zulassungsrecht
wiirde sonst maBgeblich gestort.

Die vorgeschlagene Regelung sieht daher das Instrument einer Ubergangsfrist
vor, in der die Rechtswirkungen der gerichtlich verworfenen Feststellung wei-
terhin Anwendung finden. Dies dient der Rechtssicherheit fiir Vorhabentrager
und Verwaltung. Die Regelung soll insbesondere eine Korrektur der fehlerhaf-
ten Feststellung ermoglichen, ohne dass in dem hierfiir erforderlichen Zeitraum
die Rechtslage wechselt, um dann kurze Zeit spiter erneut zu wechseln. Die
Vorschrift ist insoweit § 4 Absatz 2 Satz 2 WindBG nachgebildet. § 5 Absatz 2
WindBG gibt einer Feststellung durch die Planungstriager nicht die konkrete
Rechtsform der Feststellung vor. Insbesondere (aber nicht ausschlielich) fiir
diese Félle wird aus Griinden der Rechtssicherheit isoliert von der Reparatur-
moglichkeit geregelt, dass Rechtsbehelfen und Rechtsmittel gegen die Feststel-
lung keine aufschiebende Wirkung zukommt.

115. Zum Gesetzesentwurf allgemein

a)

b)

Der Bundesrat betont die zentrale Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft
fiir die nachhaltige Versorgung der Bevolkerung mit heimischen Lebens-
mitteln und nachwachsenden Rohstoffen sowie fiir den Erhalt des landli-
chen Raums.

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weiteren Verfahren klarzu-
stellen, dass die Novellierung nicht zu einer Schwichung oder Zerschla-
gung bewihrter, regionaler Ausgleichs- und Kompensationssysteme (wie
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d)

g)

h)

Okokonten oder Fldchenpools) fiihrt. Fiir betriebliche Bauvorhaben der
Land- und Forstwirtschaft im AuBBenbereich miissen planbare, verldssliche
und investitionssichere KompensationsmaBBnahmen gewéhrleistet bleiben.

Der Bundesrat fordert, dass die Stirkung kommunaler und stddtebaulicher
Steuerungsinstrumente die bauliche Weiterentwicklung der nach § 35 Bau-
gesetzbuch (BauGB) privilegierten Betriebe im Auflenbereich nicht unzu-
mutbar erschwert. Die kommunale Bauleitplanung muss die besonderen Be-
lange der land- und forstwirtschaftlichen Urproduktion auch kiinftig priori-
tar berticksichtigen.

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, dafiir Sorge zu tragen, dass die
vorgeschlagenen Neuregelungen zur Steuerung der Bodennutzung und
Raumordnung nicht zu zusétzlichen biirokratischen Belastungen, verzoger-
ten Genehmigungsverfahren oder unkalkulierbaren Gutachtenpflichten fiir
die Praxis der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe fiihren.

Der Bundesrat begriifit den vorliegenden Gesetzentwurf und erkennt die
Notwendigkeit einer Modernisierung von Stddtebau- und Raumordnungs-
recht an.

Der Bundesrat stellt fest, dass im weiteren Gesetzgebungsverfahren in das
beabsichtigte Gesetz weitere Regelungen aufgenommen werden sollten.

Der Bundesrat hilt es im Hinblick auf die vorgeschlagenen Regelungen zur
digitalen Planbekanntmachung im Sinne der Rechtssicherheit fiir erforder-
lich, fiir den Fall eines Ausfalls der Website, auf der die Unterlagen verof-
fentlicht werden sowie des zentralen Internetportals des Landes, liber das
diese Unterlagen zuginglich gemacht werden, in § 214 BauGB eine Unbe-
achtlichkeitsregelung einzufiihren. Obergrenzen fiir Haufigkeit und Dauer
solcher Ausfille sollen geregelt werden, um fiir die Gemeinden Rechtssi-
cherheit zu schaffen. Es wird des Weiteren angeregt, hier zwischen Tag-
und Nachtzeit zu unterscheiden.

Der Bundesrat stellt fest, dass der Bundesgesetzgeber mit der Einflihrung
des Konsumcannabisgesetzes (KCanG) am 1. April 2024 keine Anderung
des BauGB oder der BauNVO vorgenommen hat und bittet daher um Prii-
fung, welche Nutzungskategorie fliir Anbauvereinigungen in der BauNVO
in Betracht kommt.
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1) Der Bundesrat begriiBt die mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Modernisie-
rung des Stddtebau- und Raumordnungsrechts vorgeschlagenen Erleichte-
rungen und Beschleunigungen fiir Bauleitplanverfahren.

Der Bundesrat stellt fest, dass vielfach materielle Anforderungen des Fach-
und Umweltrechts einer ziigigen Durchfiihrung von Bauleitplanverfahren
entgegenstehen. Um eine echte Beschleunigung von Verfahren zu erreichen
und die kommunale Planungshoheit zu stirken, bedarf es daher nicht nur
Anderungen des Verfahrensrechts allein, sondern einer umfassenden Be-
trachtung moglicher Beschleunigungspotenziale. Die Bundesregierung wird
daher gebeten, materiellrechtliche Hiirden fiir Bauleitplanverfahren rechts-
gebietsiibergreifend zu identifizieren und abzubauen. Hierzu gehdren ein
Abbau der Ubererfiillung europarechtlicher Vorgaben sowie der kontinuier-
liche Einsatz zur weiteren Standardisierung und Verschlankung von Ver-
fahren. Der Bundesrat fordert daher, die Bemiihungen einer weiteren Stan-
dardisierung und Digitalisierung auch von Fachrecht unter Beriicksichti-
gung der Anforderungen des Vollzugs stringent weiter zu verfolgen.

Begriindung:
Zu Buchstaben a bis d:

Der Gesetzentwurf zur Modernisierung des Stiddtebau- und Raumordnungs-
rechts verfolgt legitime Ziele der Anpassung des Baurechts an den Klimawan-
del und den Wohnungsbedarf. In der vorliegenden Fassung fiihrt er jedoch zu
einer einseitigen Belastung des ldndlichen Raums und der land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebe.

Um eine ausgewogene und tragfihige Reform des Stiddtebau- und Raumord-
nungsrechts zu erreichen, miissen die Belange der Agrarstruktur gleichberech-
tigt neben den stddtebaulichen Zielen verankert und der Schutz des landwirt-
schaftlichen Eigentums gewahrt werden.

Zu Buchstabe g:

Auch bei groBiter Sorgfalt kann regelméBig im Betrieb von Webseiten nicht
gewihrleistet werden, dass diese dauerhaft zu jedem Zeitpunkt erreichbar sind.
Fiir das rechtssichere Zustandekommen von Bauleitpldnen und stiadtebaulichen
Satzungen sollten daher Unbeachtlichkeitsregelungen aufgenommen werden,
bis zu welcher Haufigkeit und Dauer von Ausfillen wéihrend einer Beteiligung
diese unbeachtlich sind und keine ldngere oder erneute Beteiligung erfordern.
Da Bauleitpline bisher nur wihrend der Offnungszeiten der Verwaltungsge-
baude zuginglich waren, wird empfohlen, hier zwischen Tages- und Nachtzeit
zu unterscheiden. Dies ist auch vor dem Hintergrund von fiir den Regelbetrieb
notwendigen Wartungsarbeiten an Websites sachgerecht. Angesichts der mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf angestrebten vollstindigen Digitalisierung
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der Bauleitplanverfahren in Zeiten zunehmender Angriffe auf die virtuelle Inf-
rastruktur einer Gemeinde bekommt die Frage eine erhohte Bedeutung zu, ob
und unter welchen Umstidnden es fiir die Wirksamkeit des Bauleitplanverfah-
rens schédlich ist, wenn Storungen des Internets dazu flihren, dass auf die In-
ternetinformationen der Gemeinde nicht zugegriffen werden kann.

Zu Buchstabe h:

Das KCanG gewihrt erhebliche Spielrdume bei der Ausgestaltung von Anbau-
vereinigungen. In Abhédngigkeit von den mafigeblichen stiddtebaulichen Aus-
wirkungen des konkreten Vorhabens wird zum Teil die Rechtsmeinung vertre-
ten, dass bauliche Vorhaben von Anbauvereinigungen unterschiedlichen Nut-
zungsarten im Sinne der §§ 2 ff. BauNVO zuzuordnen seien, etwa als Garten-
baubetrieb oder als Gewerbebetrieb aller Art oder als Anlage fiir soziale Zwe-
cke. In der Praxis bereitet die unterschiedliche Einordnung dieser Nutzungsart
Schwierigkeiten. Da im gesetzgeberischen Vollzug unterschiedliche Auffas-
sungen zur Nutzungsart der Anbauvereinigungen bestehen, wire eine Klarstel-
lung seitens des Bundesgesetzgebers zu begriilen.

Zu Buchstabe i:

Zu den Hindernissen, die einer beschleunigten Durchfiihrung von Bauleitplan-
verfahren entgegenstehen, gehoren vielfach nicht die verfahrensrechtlichen
Vorgaben, sondern die materiellrechtlichen Anforderungen, die sich aus dem
Fach- und Umweltrecht ergeben. Diese binden als gesetzliche Vorgaben die
Bauleitplanung oder sind aufgrund der Generalklausel des § 2 Absatz 3 BauGB
als abwigungserhebliche Belange zur ermitteln, zu bewerten und schlieBlich in
den Abwigungsvorgang einzustellen. Ziel des Antrags ist es daher, auch vor
dem Hintergrund der aktuellen Novelle des Baugesetzbuchs, weitere Beschleu-
nigungen und Vereinfachungen auch hinsichtlich der materiellen Anforderun-
gen zu erreichen. Im Ubrigen wird auf den Antragstext selbst verwiesen.
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	66. Zu Artikel 1 Nummer 47 (§ 135a Absatz 3 Satz 2 und Satz 3 BauGB) und Nummer 48 (§ 135d Absatz 2 Satz 1 BauGB)
	67. Zu Artikel 1 Nummer 49 (§ 135e BauGB)
	68. Zu Artikel 1 Nummer 49 (§ 135e BauGB)
	69. Zu Artikel 1 Nummer 52 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb – neu – (§ 144 Absatz 1 Nummer 3 – neu – BauGB)
	70. Zu Artikel 1 Nummer 52 (§ 144 Absatz 4 Nummer 5 und Nummer 6 BauGB)
	71. Zu Artikel 1 Nummer 52a – neu – (§ 145 Absatz 2 Satz 2 – neu – BauGB)
	72. Zu Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb (§ 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BauGB)
	73. Zu Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd (§ 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1b BauGB)
	74. Zu Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd (§ 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1c BauGB)
	75. Zu Artikel 1 Nummer 58 Buchstabe d Doppelbuchstabe dd (§ 172 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1c BauGB)
	76. Zu Artikel 1 Nummer 61 (§ 175a Absatz 3 Satz 1 BauGB)
	77. Zu Artikel 1 Nummer 61a – neu – (§ 176 Absatz 1 Satz 1 BauGB)
	78. Zu Artikel 1 Nummer 70 Buchstabe b (§ 209 Absatz 3 Satz 1 BauGB)
	79. Zu Artikel 1 Nummer 72 Buchstabe c – neu – (§ 213 Absatz 3 BauGB)
	80. Zu Artikel 1 Nummer 72 Buchstabe c – neu – (§ 213 Absatz 4 – neu – BauGB)
	81. Zu Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c und Buchstabe d BauGB) und Doppelbuchstabe cc (§ 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BauGB)
	82. Zu Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d BauGB) und Doppelbuchstabe cc (§ 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BauGB)
	83. Zu Artikel 1 Nummer 73 Buchstabe d – neu – (§ 214 Absatz 4 Satz 2 – neu – BauGB)
	84. Zu Artikel 1 Nummer 76 (§ 236 Absatz 3 Satz 2 Nummer 01 – neu – BauGB) und Nummer 85 (§ 249 Absatz 3 Satz 2 Nummer 01 – neu – BauGB)
	85. Zu Artikel 1 Nummer 76 (§ 236 Absatz 7 BauGB)
	86. Zu Artikel 1 Nummer 78 Buchstabe b (§ 246 Absatz 6 BauGB)
	87. Zu Artikel 1 Nummer 82 Buchstabe b, Buchstabe c, Buchstabe d und Buchstabe e (§ 246d Absatz 2, Absatz 3, Absatz 4 Einleitungsteil und Absatz 5 BauGB)
	88. Zu Artikel 1 Nummer 83 (§ 246e Absatz 2 Satz 3 – neu – BauGB)
	89. Zu Artikel 1 Nummer 85 Buchstabe c (§ 249 Absatz 11 BauGB)
	90. Zu Artikel 1 allgemein
	91. Zu Artikel 2 Nummer 13 Buchstabe d (§ 11 Absatz 3 Satz 4 und Satz 5  BauNVO)
	92. Zu Artikel 2 Nummer 15 (§ 13 BauNVO)
	93. Zu Artikel 2 Nummer 21 (§ 19a Absatz 2 BauNVO)
	94. Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa1 – neu – (§ 2 Absatz 2 Nummer 6 Satz 7a – neu – ROG)
	95. Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe f (§ 2 Absatz 2 Nummer 7 ROG)
	96. Zur Artikel 4 Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 9 Absatz 1 Satz 1 ROG) und Nummer 12 Buchstabe a (§ 15 Absatz 2 Satz 6 ROG)
	97. Zu Artikel 4 Nummer 8 Buchstabe b (§ 9 Absatz 2 Satz 5 ROG), Nummer 9 (§ 10 Absatz 1 Satz 2 ROG) und Nummer 12 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (§ 15 Absatz 3 Satz 7 ROG)
	98. Zu Artikel 4 Nummer 10 (§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Nummer 4  – neu – und Absatz 4 Nummer 1 ROG)
	99. Zu Artikel 4 Nummer 10 (§ 11 Absatz 1 Satz 2 – neu – und Absatz 4 Nummer 1 ROG)
	100. Zu Artikel 4 Nummer 10 Buchstabe a – neu – (§ 11 Absatz 3 Satz 1 ROG)
	101. Zu Artikel 4 Nummer 10 (§ 11 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Nummer 1 ROG)
	102. Zu Artikel 4 Nummer 11 (§ 13 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c ROG)
	103. Zu Artikel 4 Nummer 13 Buchstabe c (§ 17 Absatz 2 Satz 1 ROG)
	104. Zu Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe a1 – neu – (§ 27 Absatz 1a – neu – ROG)
	105. Zu Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb – neu – (§ 27 Absatz 3 ROG)
	106. Zu Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe c – neu – (§ 27 Absatz 4 – neu – ROG)
	107. Zu Artikel 4 (Änderung des Raumordnungsgesetzes)
	108. Zu Artikel 8 Nummer 01 – neu – (§ 2 Nummer 2 WindBG)
	109. Zu Artikel 8 Nummer 01 – neu – (§ 3 Absatz 2 Satz 3 – neu – WindBG)
	110. Zu Artikel 8 Nummer 1 (§ 4 Absatz 2 Satz 2 WindBG)
	111. Zu Artikel 8 Nummer 1 (§ 4 Absatz 2 Satz 2a – neu – und Satz 2b – neu – WindBG)
	112. Zu Artikel 8 Nummer 1 (§ 4 Absatz 3 Satz 2 WindBG)
	113. Zu Artikel 8 Nummer 1a – neu – (§ 5 Absatz 2 Satz 1a – neu –, Satz 1b – neu – und Satz 3 – neu – WindBG)
	114. Zu Artikel 8 Nummer 1a – neu – (§ 5 Absatz 2a – neu – WindBG)
	115. Zum Gesetzesentwurf allgemein


